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(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 2099/2002 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 5. November 2002

zur Einsetzung eines Ausschusses für die Sicherheit im Seeverkehr und die Vermeidung von
Umweltverschmutzung durch Schiffe (COSS) sowie zur Änderung der Verordnungen über die

Sicherheit im Seeverkehr und die Vermeidung von Umweltverschmutzung durch Schiffe

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER
EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 80 Absatz 2,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses (2),

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen (3),

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (4),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Maßnahmen zur Durchführung der geltenden
Verordnungen und Richtlinien im Bereich der Sicherheit
im Seeverkehr werden im Wege eines Regelungsverfah-
rens verabschiedet, das die Befassung des durch die
Richtlinie 93/75/EWG des Rates vom 13. September
1993 über Mindestanforderungen an Schiffe, die
Seehäfen der Gemeinschaft anlaufen oder aus ihnen
auslaufen und gefährliche oder umweltschädliche Güter
befördern (5) eingesetzten Ausschusses und in
bestimmten Fällen eines Ad-hoc-Ausschusses vorsieht.
Diese Ausschüsse unterlagen den Regeln, die im
Beschluss 87/373/EWG des Rates vom 13. Juli 1987 zur
Festlegung der Modalitäten für die Ausübung der der
Kommission übertragenen Durchführungsbefugnisse (6)
festgelegt waren.

(2) Der Rat hat mit seiner Entschließung vom 8. Juni 1993
über eine gemeinsame Politik im Bereich der Sicherheit
im Seeverkehr (7) die Einsetzung eines Ausschusses für
die Sicherheit im Seeverkehr und die Vermeidung von
Umweltverschmutzung durch Schiffe (COSS) grundsätz-
lich gebilligt und die Kommission aufgefordert, einen
entsprechenden Vorschlag zu unterbreiten.

(3) Der COSS soll die Aufgaben der Ausschüsse, die
aufgrund der Rechtsvorschriften der Gemeinschaft über
die Sicherheit im Seeverkehr, die Vermeidung von

Umweltverschmutzung durch Schiffe sowie den Schutz
der Lebens- und Arbeitsbedingungen an Bord von
Schiffen eingesetzt wurden, zentralisieren und die
Kommission in allen Fragen der Sicherheit im Seeverkehr
und der Vermeidung oder Verringerung der Umweltver-
schmutzung durch die Schifffahrt unterstützen und
beraten.

(4) Gemäß der Entschließung vom 8. Juni 1993 sollte ein
Ausschuss für die Sicherheit im Seeverkehr und die
Vermeidung von Umweltverschmutzung durch Schiffe
eingesetzt und sollten ihm die Aufgaben übertragen
werden, mit denen zuvor die Ausschüsse betraut waren,
die im Rahmen der genannten Rechtsvorschriften der
Gemeinschaft eingesetzt worden sind. In allen neuen
Rechtsvorschriften der Gemeinschaft über die Sicherheit
im Seeverkehr sollte die Befassung dieses Ausschusses
vorgesehen werden.

(5) Der Beschluss 87/373/EWG wurde durch den Beschluss
1999/468/EG des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festle-
gung der Modalitäten für die Ausübung der der Kommis-
sion übertragenen Durchführungsbefugnisse (8) ersetzt,
dessen Bestimmungen daher auf den COSS angewendet
werden sollten. Mit dem Beschluss 1999/468/EG sollen
die anzuwendenden Ausschussverfahren festgelegt und
eine bessere Information des Europäischen Parlaments
und der Öffentlichkeit über die Arbeit der Ausschüsse
gewährleistet werden.

(6) Die für die Anwendung der genannten Rechtsvor-
schriften erforderlichen Maßnahmen sollten gemäß dem
Beschluss 1999/468/EG erlassen werden.

(7) Die genannten Rechtsvorschriften sollten dahin gehend
geändert werden, dass der durch die Richtlinie 93/75/
EWG eingesetzte Ausschuss oder gegebenenfalls die im
Rahmen einzelner Rechtsakte eingesetzten Ad-hoc-
Ausschüsse durch den COSS ersetzt werden. Insbeson-
dere sollten durch die vorliegende Verordnung die
einschlägigen Bestimmungen der Verordnungen (EWG)
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(1) ABl. C 365 E vom 19.12.2000, S. 276.
(2) ABl. C 139 vom 11.5.2001, S. 21.
(3) ABl. C 253 vom 12.9.2001, S. 1.
(4) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 13. Februar 2001

(ABl. C 276 vom 1.10.2001, S. 42), Gemeinsamer Standpunkt des
Rates vom 27. Mai 2002 (ABl. C 170 E vom 16.7.2002, S. 37) und
Entscheidung des Europäischen Parlaments vom 24. September
2002 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht).

(5) ABl. L 247 vom 5.10.1993, S. 19. Richtlinie zuletzt geändert durch
die Richtlinie 98/74/EG (ABl. L 276 vom 13.10.1998, S. 7).

(6) ABl. L 197 vom 18.7.1987, S. 33.
(7) ABl. C 271 vom 7.10.1993, S. 1. (8) ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 23.



Nr. 613/91 des Rates vom 4. März 1991 zur Umregi-
strierung von Schiffen innerhalb der Gemeinschaft (1),
(EG) Nr. 2978/94 des Rates vom 21. November 1994
zur Durchführung der IMO-Entschließung A.747(18)
über die Vermessung der Ballasträume in Öltankschiffen
mit Tanks für getrennten Ballast (2), (EG) Nr. 3051/95
des Rates vom 8. Dezember 1995 über Maßnahmen zur
Organisation eines sicheren Schiffsbetriebs von Ro-Ro-
Fahrgastfährschiffen (3) und (EG) Nr. 417/2002 des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Februar
2002 zur beschleunigten Einführung von Doppelhüllen
oder gleichwertigen Konstruktionsanforderungen für
Einhüllen-Öltankschiffe und zur Aufhebung der Verord-
nung (EG) Nr. 2978/94 des Rates (4) im Hinblick auf die
Einführung des COSS und des Regelungsverfahrens
gemäß Artikel 5 des Beschlusses 1999/468/EG geändert
werden.

(8) Die genannten Rechtsvorschriften beruhen auf Regeln
internationaler Instrumente, die zum Zeitpunkt der
Verabschiedung des betreffenden Gemeinschaftsrechts-
akts oder zu dem darin angegebenen Datum galten.
Daher können die Mitgliedstaaten spätere Änderungen
dieser internationalen Instrumente nicht anwenden,
solange die betreffenden Gemeinschaftsrichtlinien oder
-verordnungen nicht geändert worden sind. Durch die
Schwierigkeit, das Datum des Inkrafttretens einer
Änderung auf internationaler Ebene mit dem der Verord-
nung, durch die diese Änderung in das Gemeinschafts-
recht übernommen wird, in Einklang zu bringen,
entstehen erhebliche Nachteile, insbesondere eine
verspätete Anwendung der neuesten und strengsten
internationalen Sicherheitsstandards innerhalb der
Gemeinschaft.

(9) Allerdings ist zu unterscheiden zwischen den Bestim-
mungen eines Gemeinschaftsrechtsakts, die für die
Zwecke ihrer Anwendung einen Verweis auf ein interna-
tionales Instrument enthalten, und Gemeinschaftsbestim-
mungen, die ein internationales Instrument teilweise
oder vollständig wiedergeben. Im letztgenannten Fall
können die neuesten Änderungen internationaler Instru-
mente nur nach Änderung der betreffenden Gemein-
schaftsbestimmungen auf Gemeinschaftsebene wirksam
werden.

(10) Daher sollte es den Mitgliedstaaten gestattet werden, die
neuesten Bestimmungen internationaler Instrumente, mit
Ausnahme derjenigen, die ausdrücklich in einen Gemein-
schaftsrechtsakt aufgenommen wurden, anzuwenden.
Dazu genügt der Hinweis, dass die für die Zwecke der
betreffenden Richtlinie oder Verordnung anzuwendende
Fassung des internationalen Instruments die „jeweils
geltende“ ist, ohne dass ein Datum angegeben wird.

(11) Im Interesse der Transparenz sollten die einschlägigen
Änderungen von internationalen Instrumenten, die in
die Rechtsvorschriften der Gemeinschaft über den
Seeverkehr übernommen werden, mittels Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in der
Gemeinschaft öffentlich bekannt gegeben werden.

(12) Es sollte jedoch ein spezielles Konformitätsprüfungsver-
fahren eingeführt werden, damit die Kommission nach
Konsultation des COSS die erforderlichen Maßnahmen
treffen kann, um auszuschließen, dass Änderungen inter-
nationaler Instrumente mit den genannten Rechtsvor-
schriften oder der Politik der Gemeinschaft im Bereich
der Sicherheit im Seeverkehr, der Vermeidung von
Umweltverschmutzung durch Schiffe oder des Schutzes
der Lebens- und Arbeitsbedingungen an Bord von
Schiffen unvereinbar sind oder den Zielen der genannten
Rechtsvorschriften zuwiderlaufen. Bei einem solchen
Verfahren sollte ferner vermieden werden, dass
Änderungen internationaler Instrumente zu einer
Absenkung des in der Gemeinschaft erreichten Niveaus
der Sicherheit im Seeverkehr führen.

(13) Die Konformitätsprüfung wird ihre volle Wirkung nur
entfalten, wenn die geplanten Maßnahmen schnellstmög-
lich, in jedem Fall jedoch vor dem Inkrafttreten der inter-
nationalen Änderung, verabschiedet werden. Folglich
sollte die Frist, über die der Rat gemäß Artikel 5 Absatz
6 des Beschlusses 1999/468/EG verfügt, um über die
vorgeschlagenen Maßnahmen zu befinden, einen Monat
betragen —

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Zweck

Zweck dieser Verordnung ist es, die Anwendung der in Artikel
2 Nummer 2 genannten Rechtsvorschriften der Gemeinschaft
über die Sicherheit im Seeverkehr, die Vermeidung von
Umweltverschmutzung durch Schiffe sowie die Lebens- und
Arbeitsbedingungen an Bord von Schiffen zu verbessern, indem

a) die Aufgaben der Ausschüsse, die aufgrund der Rechtsvor-
schriften der Gemeinschaft über den Seeverkehr eingesetzt
wurden und durch die vorliegende Verordnung aufgelöst
werden, durch die Einsetzung eines einzigen Ausschusses,
des Ausschusses für die Sicherheit im Seeverkehr und die
Vermeidung von Umweltverschmutzung durch Schiffe,
nachstehend COSS genannt, zentralisiert werden;

b) die Aktualisierung von Rechtsvorschriften der Gemeinschaft
über den Seeverkehr, die aufgrund der Fortentwicklung der
in Artikel 2 Nummer 1 genannten internationalen Instru-
mente vorgenommen wird, beschleunigt wird und nachfol-
gende Änderungen dieser Rechtsvorschriften erleichtert
werden.

Artikel 2

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck

1. „internationale Instrumente“: Übereinkommen, Protokolle,
Entschließungen, Kodizes, Regelwerke, Rundschreiben,
Normen und Bestimmungen, die von einer internationalen
Konferenz, der Internationalen Seeschifffahrtsorganisation
(IMO), der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) oder
den Unterzeichnern einer Vereinbarung vereinbart wurden
und auf die in den geltenden Rechtsvorschriften der
Gemeinschaft über den Seeverkehr Bezug genommen wird;
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2. „Rechtsvorschriften der Gemeinschaft über den Seeverkehr“:
die nachstehend aufgeführten Rechtsakte der Gemeinschaft:

a) Verordnung (EWG) Nr. 613/91,

b) Richtlinie 93/75/EWG,

c) Verordnung (EG) Nr. 2978/94;

d) Richtlinie 94/57/EG des Rates, vom 22. November
1994 über gemeinsame Vorschriften und Normen für
Schiffsüberprüfungs- und -besichtigungsorganisationen
und die einschlägigen Maßnahmen der Seebehörden (1),

e) Richtlinie 95/21/EG des Rates vom 19. Juni 1995 über
die Hafenstaatkontrolle (2),

f) Verordnung (EG) Nr. 3051/95,

g) Richtlinie 96/98/EG des Rates vom 20. Dezember 1996
über Schiffsausrüstung (3),

h) Richtlinie 97/70/EG des Rates vom 11. Dezember 1997
über eine harmonisierte Sicherheitsregelung für Fische-
reifahrzeuge von 24 Meter Länge und mehr (4),

i) Richtlinie 98/18/EG des Rates vom 17. März 1998 über
Sicherheitsvorschriften und -normen für Fahrgast-
schiffe (5),

j) Richtlinie 98/41/EG des Rates vom 18. Juni 1998 über
die Registrierung der an Bord von Fahrgastschiffen im
Verkehr nach oder von einem Hafen eines Mitglied-
staates der Gemeinschaft befindlichen Personen (6),

k) Richtlinie 1999/35/EG des Rates vom 29. April 1999
über ein System verbindlicher Überprüfungen im
Hinblick auf den sicheren Betrieb von Ro-Ro-Fahrgast-
schiffen und Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeugen
im Linienverkehr (7),

l) Richtlinie 2000/59/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 27. November 2000 über Hafenauf-
fangeinrichtungen für Schiffsabfälle und Ladungs-
rückstände (8);

m) Richtlinie 2001/25/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 4. April 2001 über Mindestanforde-
rungen für die Ausbildung von Seeleuten (9),

n) Richtlinie 2001/96/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 4. Dezember 2001 zur Festlegung
von harmonisierten Vorschriften und Verfahrensregeln
für das sichere Be- und Entladen von Massengut-
schiffen (10),

o) Verordnung (EG) Nr. 417/2002 des Europäischen Parla-
ments und des Rates.

Artikel 3

Einsetzung eines Ausschusses

(1) Die Kommission wird von einem Ausschuss für die
Sicherheit im Seeverkehr und die Vermeidung von Umweltver-
schmutzung durch Schiffe (nachstehend COSS genannt) unter-
stützt.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die
Artikels 5 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beach-
tung von dessen Artikel 8.

Der Zeitraum nach Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses 1999/
468/EG wird auf einen Monat festgesetzt.

(3) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

Artikel 4

Übernahme von Änderungen internationaler Instrumente
in das Gemeinschaftsrecht

Für die Zwecke der Rechtsvorschriften der Gemeinschaft über
den Seeverkehr sind diejenigen internationalen Instrumente
anwendbar, die in Kraft getreten sind, einschließlich der jüngs-
ten Änderungen hierzu; hiervon ausgenommen sind
Änderungen, die aufgrund der Konformitätsprüfung nach
Artikel 5 von dem Anwendungsbereich der Rechtsvorschriften
der Gemeinschaft über den Seeverkehr ausgeschlossen wurden.

Artikel 5

Konformitätsprüfung

(1) Für die Zwecke dieser Verordnung und um das Risiko
einer Kollision zwischen den Rechtsvorschriften der Gemein-
schaft über den Seeverkehr und internationalen Instrumente zu
verringern, arbeiten die Mitgliedstaaten und die Kommission im
Rahmen von Koordinierungssitzungen und/oder auf andere
angemessene Weise zusammen, um gegebenenfalls einen
gemeinsamen Standpunkt oder eine gemeinsame Vorgehens-
weise in den zuständigen internationalen Gremien festzulegen.

(2) Es wird ein Konformitätsprüfungsverfahren zu dem
Zweck eingerichtet, Änderungen internationaler Instrumente
vom Anwendungsbereich der Rechtsvorschriften der Gemein-
schaft über den Seeverkehr nur dann auszunehmen, wenn
ausgehend von einer Untersuchung seitens der Kommission die
offenkundige Gefahr besteht, dass durch die Änderung eines
internationalen Instruments im Anwendungsbereich der in
Artikel 2 Nummer 2 aufgeführten Verordnungen und Richtli-
nien das durch die Rechtsvorschriften der Gemeinschaft über
den Seeverkehr geschaffene Niveau der Sicherheit im Seever-
kehr, der Vermeidung von Umweltverschmutzung durch
Schiffe oder des Schutzes der Lebens- und Arbeitsbedingungen
an Bord von Schiffen verringert wird oder dass die Änderung
mit diesen Gemeinschaftsvorschriften nicht vereinbar ist.

29.11.2002 L 324/3Amtsblatt der Europäischen GemeinschaftenDE

(1) ABl. L 319 vom 12.12.1994, S. 20. Richtlinie zuletzt geändert
durch die Richtlinie 2001/105/EG des Europäischen Parlaments und
des Rates (ABl. L 19 vom 22.1.2002, S. 9).

(2) ABl. L 157 vom 7.7.1995, S. 1. Richtlinie zuletzt geändert durch
die Richtlinie 2001/106/EG des Europäischen Parlaments und des
Rates (ABl. L 19 vom 22.1.2002, S. 17).

(3) ABl. L 46 vom 17.2.1997, S. 25. Richtlinie zuletzt geändert durch
die Richtlinie 2002/75/EG der Kommission (ABl. L 254 vom
23.9.2002, S. 1).

(4) ABl. L 34 vom 9.2.1998, S.1. Richtlinie zuletzt geändert durch die
Richtlinie 2002/35/EG der Kommission (ABl. L 112 vom
27.4.2002, S. 21).

(5) ABl. L 144 vom 15.5.1998, S.1. Richtlinie geändert durch die
Richtlinie 2002/25/EG der Kommission (ABl. L 98 vom 15.4.2002,
S. 1).

(6) ABl. L 188 vom 2.7.1998, S. 35.
(7) ABl. L 138 vom 1.6.1999, S. 1.
(8) ABl. L 332 vom 28.12.2000, S. 81.
(9) ABl. L 136 vom 18.5.2001, S. 17.
(10) ABl. L 13 vom 16.1.2002, S. 9.



Die Konformitätsprüfung darf nur dazu benutzt werden, um
Änderungen der Rechtsvorschriften der Gemeinschaft über den
Seeverkehr in den Bereichen vorzunehmen, für die ausdrücklich
das Regelungsverfahren gilt, und dies ausschließlich im Rahmen
der Ausübung der der Kommission übertragenen Durchfüh-
rungsbefugnisse.

(3) In den Fällen nach Absatz 2 wird die Konformitätsprü-
fung von der Kommission eingeleitet, die gegebenenfalls auf
Verlangen eines Mitgliedstaats tätig werden kann.

Die Kommission legt dem COSS unverzüglich nach Annahme
einer Änderung eines internationalen Instruments einen
Vorschlag für Maßnahmen vor, der darauf abzielt, die betref-
fende Änderung vom Geltungsbereich der betreffenden Rechts-
vorschrift der Gemeinschaft auszunehmen.

Das Konformitätsprüfungsverfahren, gegebenenfalls einschließ-
lich der Verfahren nach Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses
1999/468/EG, wird mindestens einen Monat vor Ablauf der
Frist, die für die stillschweigende Zustimmung zu der betref-
fenden Änderung international festgelegt wurde, oder einen
Monat vor dem geplanten Termin für das Inkrafttreten der
genannten Änderung abgeschlossen.

(4) Wenn die in Absatz 2 Unterabsatz 1 beschriebene
Gefahr besteht, verzichten die Mitgliedstaaten während der
Dauer des Konformitätsprüfungsverfahrens darauf, Initiativen
zu ergreifen, die auf die Übernahme der Änderung in einzel-
staatliches Recht oder auf die Anwendung der Änderung des
betreffenden internationalen Instruments abzielen.

Artikel 6

Information

Alle einschlägigen Änderungen von internationalen Instru-
menten, die gemäß den Artikeln 4 und 5 in die Rechtsvor-
schriften der Gemeinschaft über den Seeverkehr übernommen
werden, werden zur Information im Amtsblatt der Europäischen
Gemeinschaften veröffentlicht.

Artikel 7

Befugnisse des COSS

Der COSS nimmt die Befugnisse wahr, die ihm kraft der
geltenden Rechtsvorschriften der Gemeinschaft übertragen
werden. Artikel 2 Nummer 2 kann nach dem in Artikel 3
Absatz 2 genannten Verfahren geändert werden, um die
Nennung weiterer Gemeinschaftsrechtsakte hinzuzufügen, mit
denen dem COSS Durchführungsbefugnisse übertragen werden
und die nach der Verabschiedung dieser Verordnung in Kraft
getreten sind.

Artikel 8

Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 613/91

Die Verordnung (EWG) Nr. 613/91 wird wie folgt geändert:

1. Artikel 1 Buchstabe a) erhält folgende Fassung:
„a) ‚Übereinkommen‘: das internationale Übereinkommen

von 1974 zum Schutz des menschlichen Lebens auf
See (Solas 1974), das internationale Freibord-Überein-
kommen von 1966 (LL 66) und das internationale
Übereinkommen zur Verhütung von Meeresverschmut-
zung durch Schiffe (Marpol 73/78) in ihren jeweils

geltenden Fassungen sowie die diesbezüglichen recht-
lich bindenden Entschließungen der Internationalen
Seeschifffahrtsorganisation (IMO).“

2. Die Artikel 6 und 7 erhalten folgende Fassung:

„Artikel 6

(1) Die Kommission wird durch den gemäß Artikel 3 der
Verordnung (EG) Nr. 2099/2002 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 5. November 2002 zur Einset-
zung eines Ausschusses für die Sicherheit im Seeverkehr
und die Vermeidung von Umweltverschmutzung durch
Schiffe (COSS) (*) eingesetzten Ausschuss für die Sicherheit
im Seeverkehr und die Vermeidung von Umweltverschmut-
zung durch Schiffe (COSS) unterstützt.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten
die Artikel 5 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG des Rates
vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modalitäten für die
Ausübung der der Kommission übertragenen Durchfüh-
rungsbefugnisse (**) unter Beachtung von dessen Artikel 8.

Der Zeitraum nach Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses
1999/468/EWG wird auf zwei Monate festgesetzt.

(3) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

Artikel 7

Änderungen an den in Artikel 1 genannten internationalen
Instrumenten können nach Artikel 5 der Verordnung (EG)
Nr. 2099/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates
vom Anwendungsbereich dieser Verordnung ausgenommen
werden.

(*) ABl. L 324 vom 29.11.2002, S. 1.
(**) ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 23.“

Artikel 9

Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2978/94

Die Verordnung (EG) Nr. 2978/94 wird wie folgt geändert:

1. Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe g) erhält folgende Fassung:
„g) ‚Marpol-Übereinkommen 73/78‘: das Internationale

Übereinkommen von 1973 zur Verhütung von Meeres-
verschmutzung durch Schiffe, geändert durch das dazu-
gehörige Protokoll von 1978, in der jeweils geltenden
Fassung.“

2. In Artikel 6 wird folgender Absatz hinzugefügt:
„Änderungen an den in Artikel 3 genannten internationalen
Instrumenten können nach Artikel 4 der Verordnung (EG)
Nr. 2099/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 5. November 2002 zur Einsetzung eines Ausschusses
für die Sicherheit im Seeverkehr und die Vermeidung von
Umweltverschmutzung durch Schiffe (COSS) (*) vom
Anwendungsbereich dieser Verordnung ausgenommen
werden.

(*) ABl. L 324 vom 29.11.2002, S. 1.“

3. Artikel 7 erhält folgende Fassung:

„Artikel 7

(1) Die Kommission wird durch den gemäß Artikel 3 der
Verordnung (EG) Nr. 2099/2002 eingesetzten Ausschuss für
die Sicherheit im Seeverkehr und die Vermeidung von
Umweltverschmutzung durch Schiffe (COSS) unterstützt.
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(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten
die Artikel 5 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG des Rates
vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modalitäten für die
Ausübung der der Kommission übertragenen Durchführ-
ungsbefugnisse (*) unter Beachtung von dessen Artikel 8.

Der Zeitraum nach Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses
1999/468/EWG wird auf drei Monate festgesetzt.

(3) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

(*) ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 23.“

Artikel 10

Änderung der Verordnung (EG) Nr. 3051/95

Die Verordnung (EG) Nr. 3051/95 wird wie folgt geändert:

1. In Artikel 9 wird folgender Absatz hinzugefügt:
„Änderungen an den in Artikel 2 genannten internationalen
Instrumenten können nach Artikel 5 der Verordnung (EG)
Nr. 2099/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 5. November 2002 zur Einsetzung eines Ausschusses
für die Sicherheit im Seeverkehr und die Vermeidung von
Umweltverschmutzung durch Schiffe (COSS) (*) vom
Anwendungsbereich dieser Verordnung ausgenommen
werden.

(*) ABl. L 324 vom 29.11.2002, S. 1.“

2. Artikel 10 erhält folgende Fassung:

„Artikel 10

(1) Die Kommission wird durch den gemäß Artikel 3 der
Verordnung (EG) Nr. 2099/2002 eingesetzten Ausschuss für
die Sicherheit im Seeverkehr und die Vermeidung von
Umweltverschmutzung durch Schiffe (COSS) unterstützt.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten
die Artikel 5 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG des Rates
vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modalitäten für die
Ausübung der der Kommission übertragenen Durchführ-
ungsbefugnisse (*) unter Beachtung von dessen Artikel 8.

Der Zeitraum nach Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses
1999/468/EWG wird auf zwei Monate festgesetzt.

(3) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

(*) ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 23.“

Artikel 11

Änderung der Verordnung (EG) Nr. 417/2002

Die Verordnung (EG) Nr. 417/2002 wird wie folgt geändert:

1. Artikel 3 Nummer 1 erhält folgende Fassung:
„1. ‚Marpol-Übereinkommen 73/78‘: das Internationale

Übereinkommen von 1973 zur Verhütung von Meeres-
verschmutzung durch Schiffe, geändert durch das dazu-
gehörige Protokoll von 1978, in der jeweils geltenden
Fassung.“

2. Artikel 10 Nummer 1 erhält folgende Fassung:
„(1) Die Kommission wird von einem durch Artikel 3 der
Verordnung (EG) Nr. 2099/2002 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 5. November 2002 zur Einset-
zung eines Ausschusses für die Sicherheit im Seeverkehr
und die Vermeidung von Umweltverschmutzung durch
Schiffe (COSS) (*) eingesetzten Ausschuss für die Sicherheit
im Seeverkehr und die Vermeidung von Umweltverschmut-
zung durch Schiffe (COSS) unterstützt.

(*) ABl. L 324 vom 29.11.2002, S. 1.“

3. In Artikel 11 wird folgender Unterabsatz hinzugefügt:
„Änderungen an den in Artikel 3 Absatz 1 genannten inter-
nationalen Instrumenten können nach Artikel 5 der Verord-
nung (EG) Nr. 2099/2002 vom Anwendungsbereich dieser
Verordnung ausgenommen werden.“

Artikel 12

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in
Kraft

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Brüssel am 5. November 2002.

Im Namen des Europäischen Parlaments

Der Präsident
P. COX

Im Namen des Rates

Der Präsident
T. PEDERSEN
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2100/2002 DER KOMMISSION
vom 28. November 2002

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse
geltenden Einfuhrpreise

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3223/94 der Kommission
vom 21. Dezember 1994 mit Durchführungsbestimmungen
zur Einfuhrregelung für Obst und Gemüse (1), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1947/2002 (2), insbesondere auf
Artikel 4 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der
Kommission festzulegenden, zur Bestimmung der
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien
sind in der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 für die in
ihrem Anhang angeführten Erzeugnisse und Zeiträume
festgelegt.

(2) In Anwendung der genannten Kriterien sind die im
Anhang zur vorliegenden Verordnung ausgewiesenen
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 genannten
pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang zur
vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 29. November 2002 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 28. November 2002

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft
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ANHANG

zu der Verordnung der Kommission vom 28. November 2002 zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die
Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

(EUR/100 kg)

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler Einfuhrpreis

0702 00 00 052 45,0
204 68,4
999 56,7

0707 00 05 052 100,2
628 196,3
999 148,3

0709 90 70 052 71,8
204 98,3
999 85,0

0805 20 10 052 72,1
204 74,1
999 73,1

0805 20 30, 0805 20 50, 0805 20 70,
0805 20 90

052 68,2
999 68,2

0805 50 10 052 81,8
600 66,9
999 74,3

0808 10 20, 0808 10 50, 0808 10 90 060 31,9
400 100,9
404 112,0
720 92,3
999 84,3

0808 20 50 052 107,7
400 125,5
720 43,1
999 92,1

(1) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2020/2001 der Kommission (ABl. L 273 vom 16.10.2001, S. 6). Der Code
„999“ steht für „Verschiedenes“.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2101/2002 DER KOMMISSION
vom 28. November 2002

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 21/2002 hinsichtlich der Bedarfsvorausschätzung für die
Azoren bezüglich des Sektors Getreide für das Jahr 2002

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1453/2001 des Rates
vom 28. Juni 2001 zur Einführung von Sondermaßnahmen für
bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse zugunsten der
Azoren und Madeiras und zur Aufhebung der Verordnung
(EWG) Nr. 1600/92 (Poseima) (1), insbesondere auf Artikel 3
Absatz 6,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit Anhang II Teil 1 der Verordnung (EG) Nr. 21/2002
der Kommission vom 28. Dezember 2001 über die
Erstellung der Bedarfsvorausschätzungen und die Festset-
zung der Gemeinschaftsbeihilfen für die Regionen in
äußerster Randlage gemäß den Verordnungen (EG) Nr.
1452/2001, (EG) Nr. 1453/2001 und (EG) Nr. 1454/
2001 des Rates (2), zuletzt geändert durch die Verord-
nung (EG) Nr. 2085/2002 (3), sind die Bedarfsvo-
rausschätzung und die Gemeinschaftsbeihilfe für
Getreide und Getreideerzeugnisse für die Azoren gemäß
der Verordnung (EG) Nr. 1453/2001 erstellt bzw. festge-
setzt worden.

(2) Die Bedarfsvorausschätzung sieht eine Jahresmenge von
148 300 Tonnen Getreide und 20 400 Tonnen Ölsaaten
für die Azoren vor. Infolge der Trockenheit des Jahres
2002 und der Zunahme des Rinderbestands lässt der
derzeitige Stand der Ausführung der besonderen Versor-
gungsregelung erkennen, dass die für die Versorgung mit
Getreide festgesetzten Mengen unter dem Bedarf liegen.
Die Verwendung von Ölsaatenerzeugnissen dagegen
bleibt weit hinter der Bedarfsvorausschätzung zurück.

(3) Mit Schreiben vom 29. Oktober 2002 haben die portu-
giesischen Behörden daher beantragt, die Vorausschät-
zung für den Getreide- und Ölsaatensektor zu ändern,
um dem berechtigten Versorgungsbedarf dieser Region
nachzukommen.

(4) Für die Versorgung mit Getreide und Ölsaaten ist es
daher angebracht, die Aufteilung der in der ursprüng-
lichen Vorausschätzung festgesetzten Mengen für die
Azoren zu ändern.

(5) Aufgrund der Tatsache, dass einer im Jahr 2002 einge-
tretenen Konjunkturlage begegnet werden muss, muss
die Bedarfsvorausschätzung nur für das Jahr 2002
geändert werden. Damit die Versorgung dieser Inseln
nicht unterbrochen wird, muss diese Änderung so rasch
wie möglich vorgenommen werden.

(6) Die Verordnung (EG) Nr. 21/2002 ist entsprechend zu
ändern.

(7) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

In Anhang II Teil 1 der Verordnung (EG) Nr. 21/2002 wird die
Tabelle betreffend die Azoren durch die Tabelle im Anhang
dieser Verordnung ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Sie gilt bis 31. Dezember 2002.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 28. November 2002

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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Warenbezeichnung KN-Code Menge
(in Tonnen)

Beihilfe
(in EUR/Tonne)

ANHANG

„AZOREN

Getreide 1001 90 99, 1001 10 00,
1003 00 90, 1005 90 00,
1002, 1107 10

168 300 41

Sojabohnen 1201 00 90 0 25

Sonnenblumenkerne 1206 00 99 600 25“



VERORDNUNG (EG) Nr. 2102/2002 DER KOMMISSION
vom 28. November 2002

zur Einstellung der Fischerei auf Kabeljau durch Schiffe unter der Flagge Frankreichs

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2847/93 des Rates vom
12. Oktober 1993 zur Einführung einer Kontrollregelung für
die gemeinsame Fischereipolitik (1), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 2846/98 (2), insbesondere auf Artikel 21
Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In der Verordnung (EG) Nr. 2555/2001 des Rates vom
18. Dezember 2001 zur Festsetzung der Fangmöglich-
keiten und damit zusammenhängende Fangbedingungen
für bestimmte Fischbestände und Bestandsgruppen in
den Gemeinschaftsgewässern sowie für Gemeinschafts-
schiffe in Gewässern mit Fangbeschränkungen (2002) (3),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2000/
2002 der Kommission (4), sind für das Jahr 2002 Quoten
für Kabeljau vorgegeben.

(2) Um die Einhaltung der Fangbeschränkungen für quoten-
gebundene Bestände zu gewährleisten, muss die
Kommission den Zeitpunkt festsetzen, zu dem die zuge-
teilte Quote aufgrund der Fänge der Fischereifahrzeuge
unter der Flagge eines Mitgliedstaats als ausgeschöpft
gilt.

(3) Nach den der Kommission übermittelten Angaben haben
die Kabeljaufänge im ICES-Gebiet VIIb-k, VIII, IX, X,
COPACE 34.1.1 (EG-Gewässer) durch Schiffe, die die

Flagge Frankreichs führen oder in Frankreich registriert
sind, die für 2002 zugeteilte Quote erreicht. Frankreich
hat die Befischung dieses Bestands ab dem 31. Oktober
2002 verboten. Es empfiehlt sich daher, dieses Datum
zu übernehmen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Aufgrund der Kabeljaufänge im ICES-Gebiet VIIb-k, VIII, IX, X,
COPACE 34.1.1 (EG-Gewässer) durch Schiffe, die die Flagge
Frankreichs führen oder in Frankreich registriert sind, gilt die
Frankreich für 2002 zugeteilte Quote als erschöpft.

Die Fischerei auf Kabeljau im ICES-Gebiet VIIb-k, VIII, IX, X,
COPACE 34.1.1 (EG-Gewässer) durch Schiffe, die die Flagge
Frankreichs führen oder in Frankreich registriert sind, sowie die
Aufbewahrung an Bord, das Umladen und Anlanden von
Fängen aus diesem Bestand, die von den genannten Schiffen
nach Beginn der Anwendung dieser Verordnung getätigt
werden, sind verboten.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Sie gilt mit Wirkung vom 31. Oktober 2002.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 28. November 2002

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2103/2002 DER KOMMISSION
vom 28. November 2002

über die Anerkennung der Kontrollen zur Einhaltung der Vermarktungsnormen für frisches Obst
und Gemüse in Südafrika bei der Einfuhr in die Gemeinschaft

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 2200/96 des Rates vom
28. Oktober 1996 über die gemeinsame Marktorganisation für
Obst und Gemüse (1), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 545/2002 (2), insbesondere auf Artikel 10,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1148/2001 der
Kommission vom 12. Juni 2001 über die Kontrollen zur
Einhaltung der Vermarktungsnormen für frisches Obst
und Gemüse (3), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 2590/2001 (4), sind die Voraussetzungen festge-
legt worden, unter denen die von Drittländern vor der
Einfuhr in die Gemeinschaft durchgeführten Konformi-
tätskontrollen auf deren Antrag anerkannt werden
können.

(2) Die südafrikanischen Behörden haben bei der Kommis-
sion am 11. März 2002 die Anerkennung der Kontrollen
beantragt, die vom Kontrollamt für die Ausfuhr verderb-
licher Erzeugnisse (PPECB) unter Verantwortung des
Landwirtschaftsministeriums durchgeführt werden. In
dem Antrag ist ausgeführt, dass dieses Amt über die zur
Durchführung der Kontrollen notwendige personelle und
materielle Ausstattung verfügt und Verfahren anwendet,
die den in Artikel 9 der Verordnung (EG) Nr. 1148/
2001 genannten gleichwertig sind, und dass bei der
Ausfuhr von frischem Obst und Gemüse in die Gemein-
schaft Vermarktungsnormen eingehalten werden müssen,
die denjenigen der Gemeinschaft gleichwertig sind.

(3) Nach den der Kommission vorliegenden Angaben der
Mitgliedstaaten gab es bei der Einfuhr von frischem Obst
und Gemüse aus Südafrika zwischen 1997 und 2002
verhältnismäßig wenig Fälle, in denen die Vermarktungs-
normen nicht eingehalten wurden.

(4) Vertreter der südafrikanischen Kontrolldienste nehmen
regelmäßig an den internationalen Beratungen zur Festle-
gung von Handelsnormen für Obst und Gemüse in der
Arbeitsgruppe für die Normung verderblicher Erzeug-
nisse und Qualitätsentwicklung der UN-Wirtschaftskom-
mission für Europa teil. Außerdem ist Südafrika Mitglied
der Regelung zur Anwendung internationaler Qualitäts-
normen für Obst und Gemüse der Organisation für wirt-

schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD).
Schließlich haben die südafrikanischen Kontrolldienste
auch seit vielen Jahren Seminare und Schulungsveran-
staltungen in den Mitgliedstaaten besucht.

(5) Daher sind die Konformitätskontrollen Südafrikas ab
dem Datum der Einführung der Verwaltungszusammen-
arbeit nach Artikel 7 Absatz 8 der Verordnung (EG) Nr.
1148/2001 anzuerkennen.

(6) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für frisches Obst und Gemüse —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Kontrollen Südafrikas zur Einhaltung der Vermarktungs-
normen für frisches Obst und Gemüse vor der Einfuhr in die
Gemeinschaft werden gemäß den Bedingungen von Artikel 7
der Verordnung (EG) Nr. 1148/2001 anerkannt.

Artikel 2

Der offizielle Korrespondent und der Kontrolldienst in Süd-
afrika nach Artikel 7 Absatz 2 Unterabsatz 2 der Verordnung
(EG) Nr. 1148/2001 sind in Anhang I dieser Verordnung aufge-
führt.

Artikel 3

Nach Durchführung der in Artikel 1 genannten Kontrollen
werden die Bescheinigungen gemäß Artikel 7 Absatz 3 Unter-
absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1148/2001 auf Vordrucken
entsprechend dem Muster in Anhang II dieser Verordnung
ausgestellt.

Artikel 4

Diese Verordnung tritt am 20. Tag nach ihrer Veröffentlichung
im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Sie gilt ab dem Tag der Veröffentlichung der Mitteilung über
die Einführung der Verwaltungszusammenarbeit zwischen der
Gemeinschaft und Südafrika nach Artikel 7 Absatz 8 der
Verordnung (EG) Nr. 1148/2001 im Amtsblatt der Europäischen
Gemeinschaften, Reihe C.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 28. November 2002

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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ANHANG I

Offizieller Korrespondent nach Artikel 7 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1148/2001:

Ministerium für Landwirtschaft (National Department of Agriculture)
DPHQ
Private Bag X258
Pretoria 0001
Südafrika
Tel. (27-12) 319 65 02
Fax (27-12) 326 56 06
E-Mail: smph@nda.agric.za

Kontrolldienst nach Artikel 7 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1148/2001:

Kontrollamt für die Ausfuhr verderblicher Erzeugnisse
PPECB (Perishable Products Export Control Board)
PO Box 15289
7500 Panorama, Parow
Südafrika
Tel. (27-21) 930 11 34
Fax (27-21) 930 60 46
E-Mail: ho@ppecb.com



ANHANG II
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2104/2002 DER KOMMISSION
vom 28. November 2002

zur Anpassung der Verordnung (EG) Nr. 577/98 des Rates zur Durchführung einer Stichprobener-
hebung über Arbeitskräfte in der Gemeinschaft und der Verordnung (EG) Nr. 1575/2000 der
Kommission zur Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 577/98 des Rates im Hinblick auf die
Liste der Variablen zur allgemeinen und beruflichen Bildung und auf die ab 2003 für die Daten-

übermittlung zu verwendende Kodierung dieser Variablen

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 577/98 des Rates vom 9.
März 1998 zur Durchführung einer Stichprobenerhebung über
Arbeitskräfte in der Gemeinschaft (1), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1991/2002 des Europäischen Parlaments
und des Rates (2), insbesondere auf Artikel 4 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Aufgrund der Entwicklung der Techniken und Konzepte,
insbesondere, was die Unterscheidung zwischen formaler
Bildung und anderen Formen von Lernaktivitäten sowie
die Anwendung der Klassifikation der Bildungs- und
Ausbildungsfächer betrifft, ist es erforderlich, die in
Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe h) der Verordnung (EG)
Nr. 577/98 festgelegte Liste der Variablen zur allge-
meinen und beruflichen Bildung anzupassen.

(2) Infolgedessen sollte auch die im Anhang der Verordnung
(EG) Nr. 1575/2000 der Kommission vom 19. Juli
2000 (3) festgelegte Kodierung dieser Variablen angepasst
werden. Die neue Liste und die neue Kodierung sollten
bereits 2003 angewendet werden, damit die vollständige
Kompatibilität mit dem für 2003 vorgesehenen Ad-hoc-
Modul zum lebenslangen Lernen (4) gewährleistet ist.

(3) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des durch den Beschluss
89/382/EWG, Euratom des Rates (5) eingesetzten
Ausschusses für das Statistische Programm —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe h) der Verordnung (EG) Nr. 577/
98 erhält folgende Fassung:

„h) allgemeine und berufliche Bildung:

Teilnahme an formaler allgemeiner oder beruflicher
Bildung im Laufe der letzten vier Wochen

— Niveau,

— Fach,

Teilnahme an Lehrgängen und anderen Unterrichtsak-
tivitäten in den letzten vier Wochen

— Gesamtdauer,

— Zweck des jüngsten Lehrgangs oder der jüngsten
sonstigen Unterrichtsaktivität,

— Fach der jüngsten Unterrichtsaktivität,

— Teilnahme an jüngster Unterrichtsaktivität
während der Arbeitszeit.

Bildungsgrad

— höchster erreichter Grad der allgemeinen oder
beruflichen Bildung,

— Fach, in dem der höchste Grad der allgemeinen
oder beruflichen Bildung erreicht wurde,

— Jahr, in dem dieser höchste Grad erreicht wurde.“

Artikel 2

Die im Anhang dieser Verordnung festgelegte, für die Daten-
übermittlung ab 2003 zu verwendende Kodierung der die allge-
meine und berufliche Bildung betreffenden Variablen ersetzt die
entsprechenden im Anhang der Verordnung (EG) Nr. 1575/
2000 der Kommission enthaltenen Variablen.

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in
Kraft.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 28. November 2002

Für die Kommission
Pedro SOLBES MIRA

Mitglied der Kommission
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Variable Spalte Code Filter/Erläuterungen

ANHANG

1. Die Variablen werden wie folgt kodiert:

EDUCSTAT 293 Schüler/Student oder Auszubildender in
regulärem Bildungsgang in den vergan-
genen vier Wochen

Alle Personen, die
mindestens 15 Jahre
alt sind

1 War in diesem Zeitraum Schüler/Student
oder Auszubildender

2 War in diesem Zeitraum kein Schüler/
Student oder Auszubildender

9 Entfällt (Kind jünger als 15 Jahre)

blanko Ohne Angabe

EDUCLEVEL 294 Grad dieses allgemeinen oder beruflichen
Bildungsgangs

EDUCSTAT = 1

1 ISCED 1

2 ISCED 2

3 ISCED 3

4 ISCED 4

5 ISCED 5

6 ISCED 6

9 Entfällt (EDUCSTAT = 2, 9, blanko)

blanko Ohne Angabe

EDUCFIELD 295/297 Fach dieses allgemeinen oder beruflichen
Bildungsgangs

EDUCSTAT = 1 und
EDUCLEVEL = 3-6

000 Allgemeine Bildungsgänge

100 Lehrerausbildung und Erziehungswissen-
schaft

200 Geisteswissenschaften, Sprachen und Kunst

222 Fremdsprachen

300 Sozialwissenschaften, Rechts- und Wirt-
schaftswissenschaften

400 Naturwissenschaften, Mathematik und Infor-
matik

420 Lebenswissenschaften (einschließlich
Biologie und Umweltwissenschaften)

440 Physik (einschließlich Physik, Chemie und
Geowissenschaften)

460 Mathematik und Statistik

481 Informatik

482 Computerbedienung

500 Ingenieurwesen, Fertigung und Bauwesen

600 Agrarwissenschaft und Veterinärwissenschaft

700 Gesundheit und soziale Dienste

800 Dienstleistungen

900 Nicht bekannt

999 Entfällt (EDUCSTAT = 2, 9, blanko oder
EDUCLEVEL ≠ 3-6)

blanko Ohne Angabe
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Variable Spalte Code Filter/Erläuterungen

COURATT 298 Haben Sie in den vergangenen 4 Wochen
außerhalb des regulären Bildungssystems
an Lehrgängen, Seminaren oder Konfe-
renzen teilgenommen oder Privatunter-
richt erhalten (im Folgenden werden alle
derartige Veranstaltungen als „Unter-
richtsaktivitäten“ bezeichnet)?

Alle Personen, die
mindestens 15 Jahre
alt sind

1 Ja

2 Nein

9 Entfällt (Kind jünger als 15 Jahre)

blanko Ohne Angabe

COURLEN 299/301 Anzahl der in den letzten 4 Wochen bei
allen Unterrichtsaktivitäten verbrachten
Stunden

COURATT = 1

3-stellig Anzahl der Stunden

999 Entfällt (COURATT = 2, 9, blanko)

blanko Ohne Angabe

COURPURP 302 Zweck der jüngsten Unterrichtsaktivität COURATT = 1

1 Hauptsächlich berufliche Gründe

2 Hauptsächlich private Gründe

9 Entfällt (COURATT = 2, 9, blanko)

blanko Ohne Angabe

COURFIELD 303/305 Fach der jüngsten Unterrichtsaktivität COURATT = 1

000 Allgemeine Bildungsgänge

100 Lehrerausbildung und Erziehungswissen-
schaft

200 Geisteswissenschaften, Sprachen und Kunst

222 Fremdsprachen

300 Sozialwissenschaften, Rechts- und Wirt-
schaftswissenschaften

400 Naturwissenschaften, Mathematik und Infor-
matik

420 Lebenswissenschaften (einschließlich
Biologie und Umweltwissenschaften)

440 Physik (einschließlich Physik, Chemie und
Geowissenschaften)

460 Mathematik und Statistik

481 Informatik

482 Computerbedienung

500 Ingenieurwesen, Fertigung und Bauwesen

600 Agrarwissenschaft und Veterinärwissenschaft

700 Gesundheit und soziale Dienste

800 Dienstleistungen

900 Nicht bekannt

999 Entfällt (COURATT = 2, 9, blanko)

blanko Ohne Angabe
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Variable Spalte Code Filter/Erläuterungen

COURWORH 306 Fand die jüngste Unterrichtsaktivität
während der bezahlten Arbeitszeit statt?

COURATT = 1

1 Nur während der bezahlten Arbeitszeit

2 Hauptsächlich während der bezahlten
Arbeitszeit

3 Hauptsächlich außerhalb der bezahlten
Arbeitszeit

4 Nur außerhalb der bezahlten Arbeitszeit

5 In diesem Zeitraum erwerbslos

9 Entfällt (COURATT = 2, 9, blanko)

blanko Ohne Angabe

HATLEVEL 307/308 Höchster erreichter Grad der allge-
meinen oder beruflichen Bildung

Alle Personen, die
mindestens 15 Jahre

00 Kein formaler Bildungsabschluss oder unter
ISCED 1

alt sind

11 ISCED 1

21 ISCED 2

22 ISCED 3c (kürzer als 3 Jahre)

31 ISCED 3c (ab 3 Jahre)

32 ISCED 3 a, b

30 ISCED 3 (keine Unterscheidung von a, b
oder c möglich, ab 3 Jahre)

41 ISCED 4a, b

42 ISCED 4c

43 ISCED 4 (keine Unterscheidung von a, b
oder c möglich)

51 ISCED 5b

52 ISCED 5a

60 ISCED 6

99 Entfällt (Kind jünger als 15 Jahre)

blanko Ohne Angabe

HATFIELD 309/311 Fach, in dem der höchste Grad der allge-
meinen oder beruflichen Bildung erreicht
wurde

HATLEVEL = 22-60

000 Allgemeine Bildungsgänge

100 Lehrerausbildung und Erziehungswissen-
schaft

200 Geisteswissenschaften, Sprachen und Kunst

222 Fremdsprachen

300 Sozialwissenschaften, Rechts- und Wirt-
schaftswissenschaften

400 Naturwissenschaften, Mathematik und Infor-
matik (keine Unterscheidung möglich)

420 Lebenswissenschaften (einschließlich
Biologie und Umweltwissenschaften)

440 Physik (einschließlich Physik, Chemie und
Geowissenschaften)



DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften29.11.2002 L 324/19

Variable Spalte Code Filter/Erläuterungen

460 Mathematik und Statistik

481 Informatik

482 Computerbedienung

500 Ingenieurwesen, Fertigung und Bauwesen

600 Agrarwissenschaft und Veterinärwissenschaft

700 Gesundheit und soziale Dienste

800 Dienstleistungen

900 Nicht bekannt

999 Entfällt (HATLEVEL = 00, 11, 21, 99,
blanko)

blanko Ohne Angabe

HATYEAR 312/315 Jahr, in dem der höchste Grad der allge-
meinen oder beruflichen Bildung erreicht
wurde

Alle Personen, die
mindestens 15 Jahre
alt sind und

Das entsprechende Jahr eintragen (4-stellig) HATLEVEL = 11-60

9999 Entfällt (Kind jünger als 15 Jahre oder
HATLEVEL = 00)

blanko Ohne Angabe

2. Die folgenden Variablen sind fakultativ:

EDUCFIELD, COURFIELD, COURPURP, COURWORH

3. Die folgenden Variablen sind fakultativ für 2003:

EDUCSTAT, EDUCLEVEL, COURATT, COURLEN



VERORDNUNG (EG) Nr. 2105/2002 DER KOMMISSION
vom 28. November 2002

zur Festsetzung der repräsentativen Preise und der zusätzlichen Einfuhrzölle für Melasse im
Zuckersektor

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 des Rates
vom 19. Juni 2001 über die gemeinsame Marktorganisation für
Zucker (1), geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 680/2002
der Kommission (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1422/95 der Kommission
vom 23. Juni 1995 mit Durchführungsbestimmungen für die
Einfuhr von Melasse im Zuckersektor und zur Änderung der
Verordnung (EWG) Nr. 785/68 (3), insbesondere auf Artikel 1
Absatz 2 und Artikel 3 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1422/95 wird der cif-
Preis bei der Einfuhr von Melasse, im folgenden „reprä-
sentativer Preis“ genannt, nach Maßgabe der Verordnung
(EWG) Nr. 785/68 der Kommission (4) bestimmt. Dieser
Preis gilt für die Standardqualität gemäß Artikel 1 der
genannten Verordnung.

(2) Der repräsentative Preis für Melasse wird für einen Gren-
zübergangsort der Gemeinschaft, in diesem Fall
Amsterdam, festgesetzt. Der Preis muss auf der Grund-
lage der günstigsten Einkaufsmöglichkeiten auf dem
Weltmarkt unter Berücksichtigung der nach Maßgabe
der etwaigen Qualitätsunterschiede gegenüber der Stand-
ardqualität berichtigten Notierungen oder Preise dieses
Marktes berechnet werden. Die Standardqualität für
Melasse ist in der Verordnung (EWG) Nr. 785/68 festge-
legt.

(3) Zur Feststellung der günstigsten Einkaufsmöglichkeiten
auf dem Weltmarkt müssen alle Informationen betref-
fend die Angebote auf dem Weltmarkt, die auf den wich-
tigen Märkten in Drittländern festgestellten Preise und
die Verkaufsabschlüsse im Rahmen des internationalen
Handels berücksichtigt werden, die die Kommission von
den Mitgliedstaaten erhält bzw. die ihr aus eigenen
Quellen vorliegen. Bei dieser Feststellung gemäß Artikel
7 der Verordnung (EWG) Nr. 785/68 ist es möglich, den
Durchschnitt mehrerer Preise zugrunde zu legen, soweit
dieser Durchschnitt für die tatsächliche Markttendenz als
repräsentativ gelten kann.

(4) Nicht berücksichtigt werden die Informationen, wenn
die Ware nicht gesund und von handelsüblicher Qualität
ist oder wenn der Angebotspreis nur eine geringe, für

den Markt nicht repräsentative Menge betrifft. Außerdem
sind Angebotspreise auszuschließen, die als für die
tatsächliche Markttendenz nicht repräsentativ gelten.

(5) Um vergleichbare Angaben für Melasse der Standardqua-
lität zu erhalten, müssen die Preise je nach Qualität der
angebotenen Melasse nach Maßgabe der in Anwendung
von Artikel 6 der Verordnung (EWG) Nr. 785/68
erzielten Ergebnisse erhöht oder verringert werden.

(6) Ein repräsentativer Preis kann ausnahmsweise während
eines begrenzten Zeitraums auf unveränderter Höhe
beibehalten werden, wenn der Angebotspreis, der als
Grundlage für die vorangegangene Festsetzung des reprä-
sentativen Preises gedient hat, der Kommission nicht zur
Kenntnis gelangt ist und die vorliegenden, offenbar für
die effektive Markttendenz nicht repräsentativen Ange-
botspreise zu plötzlichen und erheblichen Änderungen
des repräsentativen Preises führen würden.

(7) Besteht zwischen dem Auslösungspreis für das fragliche
Erzeugnis und dem repräsentativen Preis ein Unter-
schied, so sind nach Maßgabe von Artikel 3 der Verord-
nung (EG) Nr. 1422/95 zusätzliche Einfuhrzölle festzu-
setzen. Bei Aussetzung der Einfuhrzölle gemäß Artikel 5
der Verordnung (EG) Nr. 1422/95 sind für diese Zölle
besondere Beträge festzusetzen.

(8) Aus der Anwendung dieser Bestimmungen ergibt sich,
dass die repräsentativen Preise und die zusätzlichen Zölle
bei der Einfuhr der betreffenden Erzeugnisse nach
Maßgabe des Anhangs dieser Verordnung festzusetzen
sind.

(9) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Zucker —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die repräsentativen Preise und die zusätzlichen Zölle bei der
Einfuhr der Erzeugnisse des Artikels 1 der Verordnung (EG) Nr.
1422/95 werden entsprechend dem Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 29. November 2002 in Kraft.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 28. November 2002

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft
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ANHANG

der Verordnung der Kommission vom 28. November 2002 zur Festsetzung der repräsentativen Preise und der
zusätzlichen Zölle der Einfuhr von Melasse im Zuckersektor

(in EUR)

KN-Code Repräsentativer Preis pro 100 kg
Eigengewicht des Erzeugnisses

Zusätzlicher Zoll pro 100 kg
Eigengewicht des Erzeugnisses

Bei der Einfuhr des Erzeugnisses
wegen der Aussetzung gemäß

Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr.
1422/95 anzuwendender Betrag (2)

pro 100 kg Eigengewicht

1703 10 00 (1) 8,20 — 0,01

1703 90 00 (1) 11,58 — 0

(1) Festsetzung für die Standardqualität gemäß Artikel 1 der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 785/68.
(2) Dieser Betrag ersetzt gemäß Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 1422/95 den für diese Erzeugnisse festgesetzten Zollsatz des Gemein-

samen Zolltarifs.



VERORDNUNG (EG) Nr. 2106/2002 DER KOMMISSION
vom 28. November 2002

zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Weißzucker und Rohzucker in unverändertem
Zustand

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 des Rates
vom 19. Juni 2001 über die gemeinsame Marktorganisation für
Zucker (1), geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 680/2002
der Kommission (2), insbesondere auf Artikel 27 Absatz 5
Unterabsatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Nach Artikel 27 der Verordnung (EG) Nr. 1260/2001
kann der Unterschied zwischen den Notierungen oder
Preisen auf dem Weltmarkt der in Artikel 1 Absatz 1
Buchstabe a) der angeführten Verordnung genannten
Erzeugnisse und den Preisen dieser Erzeugnisse in der
Gemeinschaft durch eine Erstattung bei der Ausfuhr
ausgeglichen werden.

(2) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 sind die
Erstattungen für den nicht denaturierten und in unver-
ändertem Zustand ausgeführten Weißzucker und
Rohzucker unter Berücksichtigung der Lage auf dem
Markt der Gemeinschaft und auf dem Weltzuckermarkt
und insbesondere der in Artikel 28 der angeführten
Verordnung genannten Preise und Kostenelemente fest-
zusetzen. Nach demselben Artikel sind zugleich die wirt-
schaftlichen Aspekte der beabsichtigten Ausfuhr zu
berücksichtigen.

(3) Für Rohzucker ist die Erstattung für die Standardqualität
festzusetzen. Diese ist in Anhang I Punkt 2 der Verord-
nung (EG) Nr. 1260/2001 festgelegt worden. Diese
Erstattung ist im Übrigen gemäß Artikel 28 Absatz 4 der
Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 festzusetzen. Kandis-
zucker wurde in der Verordnung (EG) Nr. 2135/95 der
Kommission vom 7. September 1995 mit Durchfüh-
rungsvorschriften für die Gewährung von Ausfuhrerstat-
tungen im Zuckersektor (3) definiert. Die so berechnete
Erstattung muss bei aromatisiertem oder gefärbtem
Zucker für dessen Saccharosegehalt gelten und somit für
1 v. H. dieses Gehalts festgesetzt werden.

(4) Die Lage auf dem Weltmarkt oder die besonderen Erfor-
dernisse bestimmter Märkte können es notwendig
machen, die Erstattung für Zucker nach der Bestimmung
in unterschiedlicher Höhe festzusetzen.

(5) In besonderen Fällen kann der Erstattungsbetrag durch
Rechtsakte anderer Art festgesetzt werden.

(6) Die Erstattung wird alle zwei Wochen festgesetzt. Sie
kann zwischenzeitlich geändert werden.

(7) Die Anwendung dieser Regeln auf die gegenwärtige
Marktlage im Zuckersektor und insbesondere die Notie-
rungen und Preise für Zucker in der Gemeinschaft und
auf dem Weltmarkt führen dazu, die im Anhang angege-
benen Erstattungsbeträge festzusetzen.

(8) Die Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 sieht keine
Verlängerung der Regelung über den Lagerkostenaus-
gleich nach dem 1. Juli 2001 vor. Dies sollte daher bei
der Festlegung der Erstattungen berücksichtigt werden,
die gewährt werden, wenn die Ausfuhr nach dem 30.
September 2001 erfolgt.

(9) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Zucker —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Erstattungen bei der Ausfuhr in unverändertem Zustand
der in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe a) der Verordnung (EG) Nr.
1260/2001 genannten und nicht denaturierten Erzeugnisse
werden wie im Anhang angegeben festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 29. November 2002 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 28. November 2002

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 28. November 2002 zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Weiß-
zucker und Rohzucker in unverändertem Zustand

Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der Erstattung

1701 11 90 9100 A00 EUR/100 kg 40,61 (1)

1701 11 90 9910 A00 EUR/100 kg 40,63 (1)

1701 11 90 9950 A00 EUR/100 kg (2)

1701 12 90 9100 A00 EUR/100 kg 40,61 (1)

1701 12 90 9910 A00 EUR/100 kg 40,63 (1)

1701 12 90 9950 A00 EUR/100 kg (2)

1701 91 00 9000 A00 in EUR/1 % Saccharose × 100 kg
Reingewicht

0,4415

1701 99 10 9100 A00 EUR/100 kg 44,15

1701 99 10 9910 A00 EUR/100 kg 44,17

1701 99 10 9950 A00 EUR/100 kg 44,17

1701 99 90 9100 A00 in EUR/1 % Saccharose × 100 kg
Reingewicht

0,4415

(1) Dieser Betrag für Rohzucker mit einem Rendementwert von 92 v. H. Wenn der Rendementwert des ausgeführten Rohzuckers von 92
v. H. abweicht, wird der anwendbar Erstattungsbetrag gemäß den Bestimmungen von Artikel 28 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr.
1260/2001 des Rates errechnet.

(2) Diese Festsetzung wurde ausgesetzt durch die Verordnung (EWG) Nr. 2689/85 der Kommission (ABl. L 255 vom 26.9.1985, S. 12),
geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 3251/85 (ABl. L 309 vom 21.11.1985, S. 14).

NB: Die Erzeugniscodes sowie die Bestimmungscodes Serie „A“ sind in der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 3846/87
der Kommission (ABl. L 366 vom 24.12.1987, S. 1) festgelegt.
Die Zahlencodes für das Bestimmungsland/-gebiet sind in der Verordnung (EG) Nr. 2020/2001 der Kommission
(ABl. L 273 vom 16.10.2001, S. 6) festlegegt.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2107/2002 DER KOMMISSION
vom 28. November 2002

zur Festsetzung des Höchstbetrags der Ausfuhrerstattung für Weißzucker für die im Rahmen der
Dauerausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1331/2002 durchgeführte 17.

Teilausschreibung

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 des Rates
vom 19. Juni 2001 über die gemeinsame Marktorganisation für
Zucker (1), geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 680/2002
der Kommission (2), insbesondere auf Artikel 27 Absatz 5,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1331/2002 der
Kommission vom 23. Juli 2002 betreffend eine
Dauerausschreibung zu der Festsetzung von
Abschöpfungen und/oder Erstattungen bei der Ausfuhr
von Weißzucker für das Wirtschaftsjahr 2002/03 (3)
werden Teilausschreibungen für die Ausfuhr dieses
Zuckers durchgeführt.

(2) Gemäß Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr.
1331/2002 ist gegebenenfalls ein Höchstbetrag der
Ausfuhrerstattung für die betreffende Teilausschreibung,
insbesondere unter Berücksichtigung der Lage und der
voraussichtlichen Entwicklung des Zuckermarktes in der
Gemeinschaft sowie des Weltmarktes, festzusetzen.

(3) Nach Prüfung der Angebote sind für die 17. Teilaus-
schreibung die in Artikel 1 genannten Bestimmungen
festzulegen.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Zucker —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Für die gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1331/2002 durchge-
führte 17. Teilausschreibung für Weißzucker wird eine
Ausfuhrerstattung von höchstens 47,269 EUR/100 kg festge-
setzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 29. November 2002 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 28. November 2002

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2108/2002 DER KOMMISSION
vom 28. November 2002

zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Getreide- und Reisverarbeitungserzeugnisse

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1666/2000 (2), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 3,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3072/95 des Rates vom
22. Dezember 1995 über die gemeinsame Marktorganisation
für Reis (3), Verordnung (EG) Nr. 411/2002 der Kommission (4),
insbesondere auf Artikel 13 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Artikel 13 der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 und
Artikel 13 der Verordnung (EG) Nr. 3072/95
bestimmen, dass der Unterschied zwischen den Notie-
rungen oder den Preisen auf dem Weltmarkt für die in
Artikel 1 dieser Verordnungen genannten Erzeugnisse
und den Preisen für die Erzeugnisse in der Gemeinschaft
durch eine Erstattung bei der Ausfuhr ausgeglichen
werden kann.

(2) Gemäß Artikel 13 der Verordnung (EG) Nr. 3072/95
sind die Erstattungen unter Berücksichtigung der jewei-
ligen Lage und der voraussichtlichen Entwicklung einer-
seits des verfügbaren Getreides und des Reises und
Bruchreises und ihrer Preise in der Gemeinschaft und
andererseits der Preise für Getreide, Reis, Bruchreis und
Getreideerzeugnisse auf dem Weltmarkt festzusetzen.
Nach denselben Artikeln ist auf den Getreide- und
Reismärkten für eine ausgeglichene Lage und für eine
natürliche Preis- und Handelsentwicklung zu sorgen.
Ferner ist den wirtschaftlichen Aspekten der geplanten
Ausfuhren sowie der Notwendigkeit Rechnung zu
tragen, Marktstörungen in der Gemeinschaft zu
vermeiden.

(3) Die Verordnung (EG) Nr. 1518/95 der Kommission (5),
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2993/95 (6),
über die Regelung für die Einfuhr und die Ausfuhr von
Getreide- und Reisverarbeitungserzeugnissen bestimmt
in Artikel 4 die besonderen Kriterien, die bei der Berech-
nung der Erstattung für diese Erzeugnisse zu berücksich-
tigen sind.

(4) Infolgedessen sind die für die einzelnen Erzeugnisse zu
gewährenden Erstattungen zu staffeln, und zwar, je nach
Erzeugnis, aufgrund des Gehaltes an Rohfasern, Asche,

Spelzen, Proteinen, Fetten oder Stärke, wobei dieser
Gehalt jeweils besonders charakteristisch für die tatsäch-
lich in dem Verarbeitungserzeugnis enthaltene Menge
des Grunderzeugnisses ist.

(5) Bei Maniokwurzeln, anderen Wurzeln und Knollen von
tropischen Früchten sowie deren Mehlen machen wirt-
schaftliche Gesichtspunkte etwaiger Ausfuhren ange-
sichts der Art und der Herkunft dieser Erzeugnisse zur
Zeit eine Festsetzung von Ausfuhrerstattungen nicht
erforderlich. Für einige Verarbeitungserzeugnisse aus
Getreide ist es aufgrund der schwachen Beteiligung der
Gemeinschaft am Welthandel gegenwärtig nicht
notwendig, eine Ausfuhrerstattung festzusetzen.

(6) Die Lage auf dem Weltmarkt oder besondere Erforde-
rnisse bestimmter Märkte können eine Differenzierung
bei Erstattungen für bestimmte Erzeugnisse je nach ihrer
Bestimmung notwendig machen.

(7) Die Erstattung muss einmal monatlich festgesetzt
werden; sie kann zwischenzeitlich geändert werden.

(8) Bestimmte Maiserzeugnisse können so wärmebehandelt
werden, dass für sie eine Erstattung gewährt werden
könnte, die ihrer Qualität nicht gerecht wird. Für Erzeug-
nisse, die eine erste Gelbildung oder Gelierung
aufweisen, sollte deshalb keine Ausfuhrerstattung
gewährt werden.

(9) Der Verwaltungsausschuss für Getreide hat nicht inner-
halb der ihm von seinem Vorsitzenden gesetzten Frist
Stellung genommen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Ausfuhrerstattungen für die in Artikel 1 Absatz 1 Buch-
stabe d) der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 und in Artikel 1
Absatz 1 Buchstabe c) der Verordnung (EG) Nr. 3072/95
genannten und der Verordnung (EG) Nr. 1518/95 unterlie-
genden Erzeugnisse werden wie im Anhang dieser Verordnung
angegeben festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 29. November 2002 in Kraft.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 28. November 2002

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit ErstattungsbetragErzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Erstattungsbetrag

ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 28. November 2002 zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für
Getreide- und Reisverarbeitungserzeugnisse

1102 20 10 9200 (1) C11 EUR/t 10,36
1102 20 10 9400 (1) C11 EUR/t 8,88
1102 20 90 9200 (1) C11 EUR/t 8,88
1102 90 10 9100 C14 EUR/t 0,00
1102 90 10 9900 C14 EUR/t 0,00
1102 90 30 9100 C15 EUR/t 0,00
1103 19 40 9100 C16 EUR/t 0,00
1103 13 10 9100 (1) C14 EUR/t 13,32
1103 13 10 9300 (1) C14 EUR/t 10,36
1103 13 10 9500 (1) C14 EUR/t 8,88
1103 13 90 9100 (1) C14 EUR/t 8,88
1103 19 10 9000 C16 EUR/t 11,75
1103 19 30 9100 C14 EUR/t 0,00
1103 20 60 9000 C16 EUR/t 0,00
1103 20 20 9000 C14 EUR/t 0,00
1104 19 69 9100 C14 EUR/t 0,00
1104 12 90 9100 C13 EUR/t 0,00
1104 12 90 9300 C13 EUR/t 0,00
1104 19 10 9000 C13 EUR/t 0,00
1104 19 50 9110 C14 EUR/t 11,84
1104 19 50 9130 C14 EUR/t 9,62
1104 29 01 9100 C14 EUR/t 0,00
1104 29 03 9100 C14 EUR/t 0,00
1104 29 05 9100 C14 EUR/t 0,00
1104 29 05 9300 C14 EUR/t 0,00
1104 22 20 9100 C13 EUR/t 0,00
1104 22 30 9100 C13 EUR/t 0,00

1104 23 10 9100 C14 EUR/t 11,10
1104 23 10 9300 C14 EUR/t 8,51
1104 29 11 9000 C13 EUR/t 0,00
1104 29 51 9000 C13 EUR/t 0,00
1104 29 55 9000 C13 EUR/t 0,00
1104 30 10 9000 C13 EUR/t 0,00
1104 30 90 9000 C14 EUR/t 1,85
1107 10 11 9000 C13 EUR/t 0,00
1107 10 91 9000 C13 EUR/t 0,00
1108 11 00 9200 C10 EUR/t 0,00
1108 11 00 9300 C10 EUR/t 0,00
1108 12 00 9200 C10 EUR/t 11,84
1108 12 00 9300 C10 EUR/t 11,84
1108 13 00 9200 C10 EUR/t 11,84
1108 13 00 9300 C10 EUR/t 11,84
1108 19 10 9200 C10 EUR/t 56,24
1108 19 10 9300 C10 EUR/t 56,24
1109 00 00 9100 C10 EUR/t 0,00
1702 30 51 9000 (2) C10 EUR/t 11,60
1702 30 59 9000 (2) C10 EUR/t 8,88
1702 30 91 9000 C10 EUR/t 11,60
1702 30 99 9000 C10 EUR/t 8,88
1702 40 90 9000 C10 EUR/t 8,88
1702 90 50 9100 C10 EUR/t 11,60
1702 90 50 9900 C10 EUR/t 8,88
1702 90 75 9000 C10 EUR/t 12,15
1702 90 79 9000 C10 EUR/t 8,44
2106 90 55 9000 C10 EUR/t 8,88

(1) Für Erzeugnisse, die einer Wärmebehandlung bis zur ersten Gelbildung unterzogen wurden, wird keine Erstattung gewährt.

(2) Es gelten die Erstattungen gemäß der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 2730/75 des Rates (ABl. L 281 vom 1.11.1975, S. 20).

NB: Die Erzeugniscodes sowie die Bestimmungscodes Serie „A“ sind in der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 3846/87 der Kommission (ABl. L 366
vom 24.12.1987, S. 1) festgelegt.
Die Zahlencodes für das Bestimmungsland/Gebiet sind in der Verordnung (EG) Nr. 2020/2001 (ABl. L 273 vom 16.10.2001, S. 6).
Die übrigen Bestimmungen sind wie folgt festgelegt:
C10: Alle Bestimmungen außer Estland.
C11: Alle Bestimmungen außer Estland, Ungarn und Polen.
C12: Alle Bestimmungen außer Estland, Ungarn, Lettland und Polen.
C13: Alle Bestimmungen außer Estland, Ungarn und Litauen.
C14: Alle Bestimmungen außer Estland und Ungarn.
C15: Alle Bestimmungen außer Estland, Ungarn, Lettland, Litauen und Polen.
C16: Alle Bestimmungen außer Estland, Ungarn, Lettland und Litauen.



VERORDNUNG (EG) Nr. 2109/2002 DER KOMMISSION
vom 28. November 2002

zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Getreidemischfuttermittel

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1666/2000 (2), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Artikel 13 der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92
bestimmt, dass der Unterschied zwischen den Notie-
rungen oder den Preisen auf dem Weltmarkt für die in
Artikel 1 dieser Verordnung genannten Erzeugnisse und
den Preisen für diese Erzeugnisse in der Gemeinschaft
durch eine Erstattung bei der Ausfuhr ausgeglichen
werden kann.

(2) Die Verordnung (EG) Nr. 1517/95 der Kommission vom
29. Juni 1995 mit Durchführungsbestimmungen zur
Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 hinsichtlich der Rege-
lung der Ein- und Ausfuhr von Getreidemischfuttermit-
teln und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1162/
95 mit besonderen Durchführungsbestimmungen über
Einfuhr- und Ausfuhrlizenzen für Getreide und Reis (3)
bestimmt in Artikel 2 die besonderen Kriterien, die bei
der Berechnung der Erstattung für diese Erzeugnisse zu
berücksichtigen sind.

(3) Bei dieser Berechnung muss auch der Gehalt an Getrei-
deerzeugnissen berücksichtigt werden. Zur Erzielung
einer Vereinfachung sollte die Erstattung deshalb für
zwei Arten von Getreideerzeugnissen gewährt werden,
nämlich für Mais, das in ausgeführten Mischfuttermitteln
am meisten verwendete Getreide, und für anderes
Getreide. Unter anderem Getreide sind im Sinne dieser
Verordnung in Frage kommende Getreideerzeugnisse
außer Mais und Maiserzeugnissen zu verstehen. Die

genannte Erstattung ist für die in dem betreffenden
Mischfuttermittel enthaltene Menge Getreideerzeugnisse
zu gewähren.

(4) Der Erstattungsbetrag muss außerdem den Möglichkeiten
und Bedingungen des Absatzes der betreffenden Erzeug-
nisse auf dem Weltmarkt, dem Erfordernis, Störungen
auf dem Markt der Gemeinschaft zu verhindern, und
dem wirtschaftlichen Aspekt der Ausfuhren Rechnung
tragen.

(5) Bei der Festsetzung der Erstattung erscheint es derzeit
jedoch angebracht, sich auf die Differenz zu gründen,
die zwischen den Kosten für die allgemein zur Herstel-
lung dieser Mischfuttermittel verwendeten Grundstoffe
auf dem Gemeinschaftsmarkt und auf dem Weltmarkt
festzustellen ist, was es ermöglicht, den wirtschaftlichen
Gegebenheiten bei der Ausfuhr dieser Erzeugnisse besser
Rechnung zu tragen.

(6) Die Erstattung muss einmal im Monat festgesetzt
werden; sie kann zwischenzeitlich geändert werden.

(7) Der Verwaltungsausschuss für Getreide hat nicht inner-
halb der ihm von seinem Vorsitzenden gesetzten Frist
Stellung genommen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Ausfuhrerstattungen für Mischfuttermittel, die in der
Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 genannt sind und der Verord-
nung (EG) Nr. 1517/95 unterliegen, werden wie im Anhang
der vorliegenden Verordnung angegeben gewährt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 29. November 2002 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 28. November 2002

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 28. November 2002 zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für
Getreidemischfuttermittel

Für eine Ausfuhrerstattung kommen Erzeugnisse der nachstehenden Produktcodes in Frage:

2309 10 11 9000, 2309 10 13 9000, 2309 10 31 9000,
2309 10 33 9000, 2309 10 51 9000, 2309 10 53 9000,
2309 90 31 9000, 2309 90 33 9000, 2309 90 41 9000,
2309 90 43 9000, 2309 90 51 9000, 2309 90 53 9000.

Getreideerzeugnis Bestimmung Maßeinheit Erstattung

Mais und Maiserzeugnisse der

KN-Codes 0709 90 60, 0712 90 19, 1005, 1102 20,
1103 13, 1103 29 40, 1104 19 50, 1104 23 und
1904 10 10

C10 EUR/t 7,40

Getreideerzeugnisse außer Mais und Maiserzeugnissen C10 EUR/t 0,00

NB: Die Erzeugniscodes sowie die Bestimmungscodes Serie „A“ sind in der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 3846/87
der Kommission (ABl. L 366 vom 24.12.1987, S. 1) festgelegt.
Die übrigen Bestimmungen sind wie folgt festgelegt:
C10 Alle Bestimmungen außer Estland.



VERORDNUNG (EG) Nr. 2110/2002 DER KOMMISSION
vom 28. November 2002

zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Milch und Milcherzeugnisse

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 des Rates
vom 17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für
Milch und Milcherzeugnisse (1), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 509/2002 der Kommission (2), insbeson-
dere auf Artikel 31 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 31 der Verordnung (EG) Nr. 1255/1999
kann der Unterschied zwischen den Preisen der in
Artikel 1 der genannten Verordnung aufgeführten
Erzeugnisse im internationalen Handel und den Preisen
dieser Erzeugnisse in der Gemeinschaft durch eine Erstat-
tung bei der Ausfuhr ausgeglichen werden, ohne dass die
Grenzen überschritten werden, die sich aus den gemäß
Artikel 300 des Vertrags geschlossenen Abkommen
ergeben.

(2) Nach der Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 müssen die
Erstattungen für die in Artikel 1 derselben Verordnung
genannten Erzeugnisse, die in unverändertem Zustand
ausgeführt werden, unter Berücksichtigung folgender
Faktoren festgesetzt werden:

— der Lage und voraussichtlichen Entwicklung der
Preise für Milch und Milcherzeugnisse und der
verfügbaren Mengen auf dem Markt der Gemein-
schaft sowie der Preise für Milch und Milcherzeug-
nisse im internationalen Handel,

— der Vermarktungskosten und der günstigsten Kosten
für den Transport von Märkten der Gemeinschaft zu
den Ausfuhrhäfen oder sonstigen Ausfuhrorten der
Gemeinschaft sowie der Heranführungskosten zum
Bestimmungsland,

— der Ziele der gemeinsamen Marktorganisation für
Milch und Milcherzeugnisse, die diesen Märkten eine
ausgeglichene Lage und eine natürliche Entwicklung
bei den Preisen und dem Handel gewährleisten
sollen,

— der sich aus den gemäß Artikel 300 des Vertrags
geschlossenen Abkommen ergebenden
Beschränkungen,

— der Erfordernisse, Störungen auf dem Markt der
Gemeinschaft zu verhindern,

— des wirtschaftlichen Aspekts der beabsichtigten
Ausfuhren.

(3) Gemäß Artikel 31 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr.
1255/1999 werden die Preise in der Gemeinschaft unter
Berücksichtigung der im Hinblick auf die Ausfuhr

günstigsten tatsächlichen Preise ermittelt. Die Ermittlung
der Preise im internationalen Handel erfolgt insbesondere
unter Berücksichtigung

a) der tatsächlichen Preise auf den Märkten der dritten
Länder,

b) der günstigsten Einfuhrpreise in den dritten Bestim-
mungsländern bei der Einfuhr aus dritten Ländern,

c) der in den ausführenden dritten Ländern festgestellten
Erzeugerpreise, gegebenenfalls unter Berücksichtigung
der Subventionen, die von diesen Ländern gewährt
werden,

d) der Angebotspreise frei Grenze der Gemeinschaft.

(4) Gemäß Artikel 31 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr.
1255/1999 können die Lage im internationalen Handel
oder die besonderen Erfordernisse bestimmter Märkte es
notwendig machen, die Erstattung für die in Artikel 1
derselben Verordnung genannten Erzeugnisse je nach
der Bestimmung oder dem Bestimmungsgebiet in unter-
schiedlicher Höhe festzusetzen.

(5) Artikel 31 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1255/
1999 sieht vor, dass die Liste der Erzeugnisse, für welche
eine Erstattung bei der Ausfuhr gewährt wird, und der
Betrag dieser Erstattung mindestens alle vier Wochen
neu festgesetzt werden. Der Erstattungsbetrag kann
jedoch während eines vier Wochen überschreitenden
Zeitraums unverändert beibehalten werden.

(6) Gemäß Artikel 16 der Verordnung (EG) Nr. 174/1999
der Kommission vom 26. Januar 1999 mit besonderen
Durchführungsvorschriften zur Verordnung (EG) Nr.
804/68 des Rates im Hinblick auf die Ausfuhrlizenzen
und die Ausfuhrerstattungen im Sektor Milch und
Milcherzeugnisse (3), zuletzt geändert durch die Verord-
nung (EG) Nr. 1472/2002 (4), entspricht die Erstattung,
die für zugesetzte Saccharose enthaltende Milcherzeug-
nisse gewährt wird, der Summe aus zwei Teilbeträgen,
von denen der eine der Milcherzeugnismenge Rechnung
trägt und durch Multiplizieren des Grundbetrags mit
dem Gehalt des betreffenden Erzeugnisses an Milcher-
zeugnissen berechnet wird. Der zweite Teilbetrag trägt
der zugesetzten Saccharose Rechnung und wird
berechnet durch Multiplizieren des Gehalts des Gesamt-
erzeugnisses an Saccharose mit dem Grundbetrag der
Erstattung, die am Tag der Ausfuhr für die Erzeugnisse
gilt, die genannt sind in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe d)
der Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 des Rates vom 19.
Juni 2001 über die gemeinsame Marktorganisation für
Zucker (5), geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 680/
2002 der Kommission (6). Der letztere Teilbetrag wird
jedoch nur berücksichtigt, wenn die zugesetzte Saccha-
rose aus in der Gemeinschaft geernteten Zuckerrüben
oder aus in der Gemeinschaft geernteten Zuckerrohr
hergestellt worden ist.
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(7) Die Verordnung (EWG) Nr. 896/84 der Kommission (1),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 222/
88 (2), sieht ergänzende Bestimmungen für die Gewäh-
rung der Erstattungen beim Wechsel des Wirtschafts-
jahres vor. Diese Bestimmungen betreffen die mögliche
unterschiedliche Festsetzung der Erstattungen nach
Maßgabe des Herstellungsdatums der Erzeugnisse.

(8) Zur Berechnung der Erstattung für die
Schmelzkäsesorten ist vorzusehen, dass, wenn Kasein
und/oder Kaseinat zugefügt sind, die betreffende Menge
unberücksichtigt bleibt.

(9) Die Anwendung dieser Modalitäten auf die derzeitige
Lage der Märkte für Milch und Milcherzeugnisse und
insbesondere auf die Preise dieser Erzeugnisse in der
Gemeinschaft und im internationalen Handel führt dazu,
die Erstattung für die Erzeugnisse auf die im Anhang
dieser Verordnung genannten Beträge festzusetzen.

(10) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Milch und Milcherzeugnisse —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 31 der Verordnung (EG) Nr. 1255/1999
genannten Ausfuhrerstattungen für ausgeführte Erzeugnisse in
unverändertem Zustand werden auf die im Anhang wiedergege-
benen Beträge festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 29. November 2002 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 28. November 2002

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der
ErstattungenErzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der

Erstattungen

ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 28. November 2002 zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Milch
und Milcherzeugnisse

0401 10 10 9000 970 EUR/100 kg 2,458
0401 10 90 9000 970 EUR/100 kg 2,458
0401 20 11 9100 970 EUR/100 kg 2,458
0401 20 11 9500 970 EUR/100 kg 3,798
0401 20 19 9100 970 EUR/100 kg 2,458
0401 20 19 9500 970 EUR/100 kg 3,798
0401 20 91 9000 970 EUR/100 kg 4,806
0401 20 99 9000 970 EUR/100 kg 4,806
0401 30 11 9400 970 EUR/100 kg 11,09
0401 30 11 9700 970 EUR/100 kg 16,66
0401 30 19 9700 970 EUR/100 kg 16,66
0401 30 31 9100 L06 EUR/100 kg 40,46
0401 30 31 9400 L06 EUR/100 kg 63,20
0401 30 31 9700 L06 EUR/100 kg 69,70
0401 30 39 9100 L06 EUR/100 kg 40,46
0401 30 39 9400 L06 EUR/100 kg 63,20
0401 30 39 9700 L06 EUR/100 kg 69,70
0401 30 91 9100 L06 EUR/100 kg 79,43
0401 30 91 9500 L06 EUR/100 kg 116,74
0401 30 99 9100 L06 EUR/100 kg 79,43
0401 30 99 9500 L06 EUR/100 kg 116,74
0402 10 11 9000 L06 EUR/100 kg 66,00
0402 10 19 9000 L06 EUR/100 kg 66,00
0402 10 91 9000 L06 EUR/kg 0,6600
0402 10 99 9000 L06 EUR/kg 0,6600
0402 21 11 9200 L06 EUR/100 kg 66,00
0402 21 11 9300 L06 EUR/100 kg 94,41
0402 21 11 9500 L06 EUR/100 kg 98,53
0402 21 11 9900 L06 EUR/100 kg 105,00
0402 21 17 9000 L06 EUR/100 kg 66,00
0402 21 19 9300 L06 EUR/100 kg 94,41
0402 21 19 9500 L06 EUR/100 kg 98,53
0402 21 19 9900 L06 EUR/100 kg 105,00
0402 21 91 9100 L06 EUR/100 kg 105,66
0402 21 91 9200 L06 EUR/100 kg 106,27
0402 21 91 9350 L06 EUR/100 kg 107,38
0402 21 91 9500 L06 EUR/100 kg 115,39
0402 21 99 9100 L06 EUR/100 kg 105,66
0402 21 99 9200 L06 EUR/100 kg 106,27
0402 21 99 9300 L06 EUR/100 kg 107,38
0402 21 99 9400 L06 EUR/100 kg 113,32
0402 21 99 9500 L06 EUR/100 kg 115,39
0402 21 99 9600 L06 EUR/100 kg 123,52
0402 21 99 9700 L06 EUR/100 kg 128,14
0402 21 99 9900 L06 EUR/100 kg 133,46
0402 29 15 9200 L06 EUR/kg 0,6600
0402 29 15 9300 L06 EUR/kg 0,9441
0402 29 15 9500 L06 EUR/kg 0,9853
0402 29 15 9900 L06 EUR/kg 1,0500
0402 29 19 9300 L06 EUR/kg 0,9441
0402 29 19 9500 L06 EUR/kg 0,9853
0402 29 19 9900 L06 EUR/kg 1,0500
0402 29 91 9000 L06 EUR/kg 1,0566
0402 29 99 9100 L06 EUR/kg 1,0566
0402 29 99 9500 L06 EUR/kg 1,1332
0402 91 11 9370 L06 EUR/100 kg 6,804
0402 91 19 9370 L06 EUR/100 kg 6,804
0402 91 31 9300 L06 EUR/100 kg 8,058

0402 91 39 9300 L06 EUR/100 kg 8,058
0402 91 99 9000 L06 EUR/100 kg 43,93
0402 99 11 9350 L06 EUR/kg 0,1734
0402 99 19 9350 L06 EUR/kg 0,1734
0402 99 31 9150 L06 EUR/kg 0,1816
0402 99 31 9300 L06 EUR/kg 0,2629
0402 99 31 9500 L06 EUR/kg 0,4530
0402 99 39 9150 L06 EUR/kg 0,1816
0403 90 11 9000 L06 EUR/100 kg 65,08
0403 90 13 9200 L06 EUR/100 kg 65,08
0403 90 13 9300 L06 EUR/100 kg 93,56
0403 90 13 9500 L06 EUR/100 kg 97,65
0403 90 13 9900 L06 EUR/100 kg 104,06
0403 90 19 9000 L06 EUR/100 kg 104,71
0403 90 33 9400 L06 EUR/kg 0,9356
0403 90 33 9900 L06 EUR/kg 1,0406
0403 90 51 9100 970 EUR/100 kg 2,458
0403 90 59 9170 970 EUR/100 kg 16,66
0403 90 59 9310 L06 EUR/100 kg 40,46
0403 90 59 9340 L06 EUR/100 kg 59,20
0403 90 59 9370 L06 EUR/100 kg 59,20
0403 90 59 9510 L06 EUR/100 kg 59,20
0404 90 21 9120 L06 EUR/100 kg 56,29
0404 90 21 9160 L06 EUR/100 kg 66,00
0404 90 23 9120 L06 EUR/100 kg 66,00
0404 90 23 9130 L06 EUR/100 kg 94,41
0404 90 23 9140 L06 EUR/100 kg 98,53
0404 90 23 9150 L06 EUR/100 kg 105,00
0404 90 29 9110 L06 EUR/100 kg 105,66
0404 90 29 9115 L06 EUR/100 kg 106,27
0404 90 29 9125 L06 EUR/100 kg 107,38
0404 90 29 9140 L06 EUR/100 kg 115,39
0404 90 81 9100 L06 EUR/kg 0,6600
0404 90 83 9110 L06 EUR/kg 0,6600
0404 90 83 9130 L06 EUR/kg 0,9441
0404 90 83 9150 L06 EUR/kg 0,9853
0404 90 83 9170 L06 EUR/kg 1,0500
0404 90 83 9936 L06 EUR/kg 0,1734
0405 10 11 9500 L05 EUR/100 kg 180,49
0405 10 11 9700 L05 EUR/100 kg 185,00
0405 10 19 9500 L05 EUR/100 kg 180,49
0405 10 19 9700 L05 EUR/100 kg 185,00
0405 10 30 9100 L05 EUR/100 kg 180,49
0405 10 30 9300 L05 EUR/100 kg 185,00
0405 10 30 9700 L05 EUR/100 kg 185,00
0405 10 50 9300 L05 EUR/100 kg 185,00
0405 10 50 9500 L05 EUR/100 kg 180,49
0405 10 50 9700 L05 EUR/100 kg 185,00
0405 10 90 9000 L05 EUR/100 kg 191,78
0405 20 90 9500 L05 EUR/100 kg 169,22
0405 20 90 9700 L05 EUR/100 kg 175,98
0405 90 10 9000 L05 EUR/100 kg 235,07
0405 90 90 9000 L05 EUR/100 kg 185,00
0406 10 20 9100 A00 EUR/100 kg —
0406 10 20 9230 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 39,41
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 39,41
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Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der
ErstattungenErzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der

Erstattungen

0406 10 20 9290 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 36,66
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 36,66

0406 10 20 9300 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 16,09
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 16,09

0406 10 20 9610 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 53,46
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 53,46

0406 10 20 9620 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 54,22
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 54,22

0406 10 20 9630 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 60,52
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 60,52

0406 10 20 9640 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 88,94
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 88,94

0406 10 20 9650 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 74,11
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 74,11

0406 10 20 9660 A00 EUR/100 kg —
0406 10 20 9830 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 27,49
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 27,49

0406 10 20 9850 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 33,33
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 33,33

0406 10 20 9870 A00 EUR/100 kg —
0406 10 20 9900 A00 EUR/100 kg —
0406 20 90 9100 A00 EUR/100 kg —
0406 20 90 9913 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 61,46
400 EUR/100 kg 17,96
A01 EUR/100 kg 61,46

0406 20 90 9915 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 81,13
400 EUR/100 kg 23,93
A01 EUR/100 kg 81,13

0406 20 90 9917 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 86,20
400 EUR/100 kg 25,44
A01 EUR/100 kg 86,20

0406 20 90 9919 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 96,33
400 EUR/100 kg 28,38
A01 EUR/100 kg 96,33

0406 20 90 9990 A00 EUR/100 kg —
0406 30 31 9710 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 8,10
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 15,17

0406 30 31 9730 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 11,87
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 22,26

0406 30 31 9910 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 8,10
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 15,17

0406 30 31 9930 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 11,87
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 22,26

0406 30 31 9950 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 17,26
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 32,38

0406 30 39 9500 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 11,87
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 22,26

0406 30 39 9700 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 17,26
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 32,38

0406 30 39 9930 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 17,26
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 32,38

0406 30 39 9950 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 19,53
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 36,60

0406 30 90 9000 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 20,48
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 38,40

0406 40 50 9000 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 94,14
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 94,14

0406 40 90 9000 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 96,66
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 96,66

0406 90 13 9000 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 106,29
400 EUR/100 kg 34,20
A01 EUR/100 kg 121,71

0406 90 15 9100 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 109,84
400 EUR/100 kg 35,25
A01 EUR/100 kg 125,77

0406 90 17 9100 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 109,84
400 EUR/100 kg 35,25
A01 EUR/100 kg 125,77

0406 90 21 9900 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 107,63
400 EUR/100 kg 25,29
A01 EUR/100 kg 122,94

0406 90 23 9900 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 94,51
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 108,69

0406 90 25 9900 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 93,89
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 107,52
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Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der
ErstattungenErzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der

Erstattungen

0406 90 27 9900 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 85,04
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 97,38

0406 90 31 9119 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 78,15
400 EUR/100 kg 14,50
A01 EUR/100 kg 89,64

0406 90 33 9119 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 78,15
400 EUR/100 kg 14,50
A01 EUR/100 kg 89,64

0406 90 33 9919 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 71,43
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 82,21

0406 90 33 9951 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 72,14
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 82,27

0406 90 35 9190 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 110,56
400 EUR/100 kg 34,88
A01 EUR/100 kg 127,15

0406 90 35 9990 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 110,56
400 EUR/100 kg 22,80
A01 EUR/100 kg 127,15

0406 90 37 9000 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 106,29
400 EUR/100 kg 34,20
A01 EUR/100 kg 121,71

0406 90 61 9000 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 117,14
400 EUR/100 kg 32,46
A01 EUR/100 kg 135,59

0406 90 63 9100 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 116,53
400 EUR/100 kg 36,31
A01 EUR/100 kg 134,46

0406 90 63 9900 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 112,03
400 EUR/100 kg 27,77
A01 EUR/100 kg 129,88

0406 90 69 9100 A00 EUR/100 kg —
0406 90 69 9910 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 112,03
400 EUR/100 kg 27,77
A01 EUR/100 kg 129,88

0406 90 73 9900 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 97,56
400 EUR/100 kg 29,89
A01 EUR/100 kg 111,82

0406 90 75 9900 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 98,22
400 EUR/100 kg 12,61
A01 EUR/100 kg 113,03

0406 90 76 9300 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 88,57
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 101,43

0406 90 76 9400 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 99,20
400 EUR/100 kg 13,13
A01 EUR/100 kg 113,61

0406 90 76 9500 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 94,38
400 EUR/100 kg 13,13
A01 EUR/100 kg 107,15

0406 90 78 9100 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 91,53
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 106,96

0406 90 78 9300 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 97,04
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 110,84

0406 90 78 9500 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 96,13
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 109,15

0406 90 79 9900 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 78,47
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 90,23

0406 90 81 9900 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 99,20
400 EUR/100 kg 27,02
A01 EUR/100 kg 113,61

0406 90 85 9930 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 107,14
400 EUR/100 kg 33,67
A01 EUR/100 kg 123,32

0406 90 85 9970 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 98,22
400 EUR/100 kg 29,46
A01 EUR/100 kg 113,03

0406 90 85 9999 A00 EUR/100 kg —
0406 90 86 9100 A00 EUR/100 kg —
0406 90 86 9200 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 90,13
400 EUR/100 kg 17,68
A01 EUR/100 kg 106,94

0406 90 86 9300 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 91,43
400 EUR/100 kg 19,38
A01 EUR/100 kg 108,06

0406 90 86 9400 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 97,13
400 EUR/100 kg 21,93
A01 EUR/100 kg 113,61

0406 90 86 9900 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 107,14
400 EUR/100 kg 25,67
A01 EUR/100 kg 123,32

0406 90 87 9100 A00 EUR/100 kg —
0406 90 87 9200 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 75,11
400 EUR/100 kg 15,81
A01 EUR/100 kg 89,10

0406 90 87 9300 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 83,95
400 EUR/100 kg 17,85
A01 EUR/100 kg 99,25

0406 90 87 9400 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 86,15
400 EUR/100 kg 19,55
A01 EUR/100 kg 100,75

0406 90 87 9951 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 97,43
400 EUR/100 kg 27,03
A01 EUR/100 kg 111,58



DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften29.11.2002 L 324/35

Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der
ErstattungenErzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der

Erstattungen

0406 90 87 9971 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 97,43
400 EUR/100 kg 21,93
A01 EUR/100 kg 111,58

0406 90 87 9972 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 41,51
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 47,73

0406 90 87 9973 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 95,66
400 EUR/100 kg 15,39
A01 EUR/100 kg 109,55

0406 90 87 9974 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 103,82

400 EUR/100 kg 15,39
A01 EUR/100 kg 118,38

0406 90 87 9975 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 105,90
400 EUR/100 kg 20,40
A01 EUR/100 kg 119,70

0406 90 87 9979 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 94,51
400 EUR/100 kg 15,39
A01 EUR/100 kg 108,69

0406 90 88 9100 A00 EUR/100 kg —
0406 90 88 9300 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 74,16
400 EUR/100 kg 19,38
A01 EUR/100 kg 87,34

NB: Die Erzeugniscodes sowie die Bestimmungscodes Serie „A“ sind in der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 3846/87 der Kommission (ABl. L 366
vom 24.12.1987, S. 1) festgelegt.
Die Zahlencodes für das Bestimmungsland/-gebiet sind in der Verordnung (EG) Nr. 2020/2001 der Kommission (ABl. L 273 vom 16.10.2001,
S. 6) festgelegt.

Die übrigen Bestimmungsländer/-gebiete sind wie folgt definiert:
L03 Ceuta, Melilla, Island, Norwegen, Schweiz, Liechtenstein, Andorra, Gibraltar, Vatikanstadt, Malta, Türkei, Estland, Lettland, Litauen, Polen,

Tschechische Republik, Slowakei, Ungarn, Rumänien, Bulgarien, Kanada, Zypern, Australien und Neuseeland.
L04 Albanien, Slowenien, Kroatien, Bosnien und Herzegowina, Jugoslawien und die Ehemalige Jugoslawische Republik Mazedonien,
L05 alle Bestimmungen mit Ausnahme von Polen, Estland, Lettland, Litauen, Ungarn und den Vereinigten Staaten von Amerika.
L06 alle Bestimmungen mit Ausnahme von Estland, Lettland, Litauen, Ungarn und den Vereinigten Staaten von Amerika.
Der Code „970“ umfasst die Ausfuhren gemäß Artikel 36 Absatz 1 Buchstaben a) und c) und Artikel 44 Absatz 1 Buchstaben a) und b) der
Verordnung (EG) Nr. 800/1999 der Komission (ABl. L 102 vom 17.4.1999, S. 11) sowie Ausfuhren aufgrund von Verträgen mit Streitkräften, die
auf dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats stationiert sind, aber nicht dessen Flagge führen.



VERORDNUNG (EG) Nr. 2111/2002 DER KOMMISSION
vom 28. November 2002

zur vorläufigen Aussetzung der Einreichung von Anträgen auf Lizenzen für die Ausfuhr von
Milcherzeugnissen

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 des Rates
vom 17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für
Milch und Milcherzeugnisse (1), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 509/2002 der Kommission (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 174/1999 der Kommis-
sion vom 26. Januar 1999 mit besonderen Durchführungsvor-
schriften zur Verordnung (EWG) Nr. 804/68 des Rates im
Hinblick auf die Ausfuhrlizenzen und die Ausfuhrerstattungen
im Sektor Milch und Milcherzeugnisse (3), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1472/2002 (4), insbesondere auf
Artikel 10 Absatz 3,

in Erwägung nachstehenden Grundes:

Der Markt für Milcherzeugnisse ist durch eine gewisse Instabi-
lität gekennzeichnet. Es muss deshalb verhindert werden, dass
aus spekulativen Gründen Anträge gestellt werden, die Wettbe-
werbsverzerrungen zwischen den Ausführern zur Folge haben
könnten. Es sollten deshalb alle Anträge abgelehnt werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Erteilung von Lizenzen für die Ausfuhr von Milcherzeug-
nissen der KN-Codes 0402 10, 0402 21 und 0402 29, die vom
22. bis 27. November 2002 einschließlich eingereicht wurden,
wird abgelehnt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 29. November 2002 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 28. November 2002

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2112/2002 DER KOMMISSION
vom 28. November 2002

zur Änderung der Erstattungssätze bei der Ausfuhr von bestimmten Milcherzeugnissen in Form
von nicht unter Anhang I des Vertrags fallenden Waren

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1255/1999 des Rates
vom 17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für
Milch und Milcherzeugnisse (1), zuletzt geändert durch die
Verordnung Nr. 509/2002 (2), insbesondere auf Artikel 31
Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Erstattungsbeträge, die ab 1. November 2002 bei der
Ausfuhr von den im Anhang genannten Erzeugnissen in
Form von Waren, die nicht unter Anhang I des Vertrages
fallen, anzuwenden sind, wurden durch die Verordnung
(EG) Nr. 1954/2002 der Kommission (3) festgesetzt.

(2) Die Anwendung der in der Verordnung (EG) Nr. 1954/
2002 enthaltenen Vorschriften und Kriterien auf die
Angaben, über die die Kommission gegenwärtig verfügt,
führt dazu, dass die gegenwärtig geltenden Ausfuhrer-
stattungen entsprechend dem Anhang zu dieser Verord-
nung zu ändern sind.

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in der Verordnung (EG) Nr. 1954/2002 festgesetzten
Erstattungssätze werden wie im Anhang zu dieser Verordnung
angegeben geändert.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 29. November 2002 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 28. November 2002

Für die Kommission
Erkki LIIKANEN

Mitglied der Kommission
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 28. November 2002 zur Änderung der Erstattungssätze bei der Ausfuhr
von bestimmten Milcherzeugnissen in Form von nicht unter Anhang I des Vertrags fallenden Waren

(EUR/100 kg)

KN-Code Warenbezeichnung Erstattungssätze

ex 0402 10 19 Milch, in Pulverform, granuliert oder in anderer fester Form, ohne Zusatz von
Zucker oder anderen Süßmitteln, mit einem Fettgehalt von weniger als 1,5 GHT
(PG 2):

a) bei Ausfuhr von Waren des KN-Codes 3501 —

b) bei Ausfuhr anderer Waren 66,00

ex 0402 21 19 Milch, in Pulverform oder in anderer fester Form, ohne Zusatz von Zucker oder
anderen Süßmitteln, mit einem Fettgehalt von 26 GHT (PG 3):

a) bei der Ausfuhr von Waren, die gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2571/97
hergestellte verbilligte Butter oder Sahne in Form von PG 3 gleichgestellten
Erzeugnissen enthalten 80,55

b) bei der Ausfuhr anderer Waren 105,00

ex 0405 10 Butter, mit einem Fettgehalt von 82 Gewichtshundertteilen (PG 6):

a) bei der Ausfuhr von Waren, die Billigbutter oder Rahm enthalten und die
unter den in der Verordnung (EG) Nr. 2571/97 vorgesehenen Bedingungen
hergestellt sind 100,00

b) bei der Ausfuhr von Waren des KN-Codes 2106 90 98 mit einem Milchfett-
gehalt von 40 GHT oder mehr 192,25

c) bei der Ausfuhr anderer Waren 185,00



VERORDNUNG (EG) Nr. 2113/2002 DER KOMMISSION
vom 28. November 2002

zur Festsetzung der geltenden Erstattungssätze bei der Ausfuhr bestimmter Getreide- und Reis-
erzeugnisse in Form von nicht unter Anhang I des Vertrags fallenden Waren

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1666/2000 (2), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 3,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3072/95 des Rates vom
22. Dezember 1995 über die gemeinsame Marktorganisation
für Reis (3), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
411/2002 der Kommission (4), insbesondere auf Artikel 13
Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 13 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr.
1766/92 und Artikel 13 Absatz 1 der Verordnung (EG)
Nr. 3072/95 kann der Unterschied zwischen den Notie-
rungen oder Preisen auf dem Weltmarkt für die in
Artikel 1 dieser beiden Verordnungen genannten Erzeug-
nisse und den Preisen in der Gemeinschaft durch eine
Erstattung bei der Ausfuhr ausgeglichen werden.

(2) In der Verordnung (EG) Nr. 1520/2000 der Kommission
vom 13. Juli 2000 zur Festlegung der gemeinsamen
Verfahren bei der Regelung zur Gewährung von Aus-
fuhrerstattungen und der Kriterien zur Festsetzung des
Erstattungsbetrags für bestimmte landwirtschaftliche
Erzeugnisse, die in Form von nicht unter Anhang I des
Vertrags fallenden Waren ausgeführt werden (5), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1052/2002 (6),
sind diejenigen Erzeugnisse bezeichnet, für die bei ihrer
Ausfuhr in Form von im Anhang B der Verordnung
(EWG) Nr. 1766/92 oder im Anhang B der Verordnung
(EG) Nr. 3072/95 aufgeführten Waren ein Erstattungs-
satz festgesetzt werden muss.

(3) Gemäß Artikel 4 Absatz 1 erster Unterabsatz der
Verordnung (EG) Nr. 1520/2000 muss der Erstattungs-
satz für jeden Monat für je 100 kg dieser Grunderzeug-
nisse festgesetzt werden.

(4) Die Verpflichtungen hinsichtlich der Erstattungen für die
Ausfuhr von landwirtschaftlichen Erzeugnissen, die in
Waren außerhalb des Geltungsbereichs von Anhang I
des Vertrags enthalten sind, könnten in Frage gestellt
werden, wenn hohe Erstattungssätze im Voraus festge-
legt werden. Infolgedessen sind Vorkehrungen gegen
solche Situationen zu ergreifen, ohne dass dadurch der
Abschluss langfristiger Verträge verhindert wird. Die
Festlegung eines Erstattungssatzes im Hinblick auf die
vorzeitige Festsetzung von Erstattungen trägt zur Verwir-
klichung dieser Ziele bei.

(5) Im Anschluss an die zwischen der Europäischen Gemein-
schaft und den Vereinigten Staaten von Amerika getrof-
fene Übereinkunft über die Ausfuhren von Teigwaren
aus der Gemeinschaft in die USA, die mit dem Beschluss
87/482/EWG des Rates (7) genehmigt wurde, muss die
Erstattung für Waren der KN-Codes 1902 11 00 und
1902 19 00 je nach Bestimmungsgebiet unterschiedlich
festgelegt werden.

(6) Nach Artikel 4 Absätze 3 und 5 der Verordnung (EG)
Nr. 1520/2000 gilt für das verarbeitete Grunderzeugnis
zum vermuteten Zeitpunkt der Herstellung der Waren
ein verminderter Erstattungssatz, weil die nach der
Verordnung (EWG) Nr. 1722/93 der Kommission (8),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1786/
2001 (9), gewährte Produktionserstattung zu berücksich-
tigen ist.

(7) Alkoholische Getränke werden als Erzeugnisse
betrachtet, die weniger empfindlich auf den Preis des zu
ihrer Herstellung verwendeten Getreides reagieren. Das
Protokoll Nr. 19 zum Vertrag über den Beitritt Däne-
marks, Irlands und des Vereinigten Königreichs sieht
allerdings vor, dass die notwendigen Maßnahmen festzu-
legen sind, um die Verwendung von Getreide aus der
Gemeinschaft zur Herstellung alkoholischer Getränke auf
Getreidebasis zu erleichtern. Infolgedessen sind die
Erstattungssätze für in Form von alkoholischen
Getränken aufgeführtes Getreide anzupassen.

(8) Da jedoch unbedingt sichergestellt sein muss, dass die
peinlich genaue Verwaltung keine Unterbrechung
erfährt, muss sowohl den Ausgabenvorausschätzungen
als auch den verfügbaren Haushaltsmitteln Rechnung
getragen werden.

(9) Der Verwaltungsausschuss für Getreide hat nicht inner-
halb der ihm von seinem Vorsitzenden gesetzten Frist
Stellung genommen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die geltenden Erstattungssätze für die Grunderzeugnisse im
Sinne des Anhangs A der Verordnung (EG) Nr. 1520/2000 und
des Artikels 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 oder des
Artikels 1 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 3072/95, die in
Form von im Anhang B der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92
oder im Anhang B der geänderten Verordnung (EG) Nr. 3072/
95 genannten Waren ausgeführt werden, werden entsprechend
dem Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 29. November 2002 in Kraft.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 28. November 2002

Für die Kommission
Erkki LIIKANEN

Mitglied der Kommission
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(EUR/100 kg)

Erstattungssätze pro 100 kg
des Grunderzeugnisses

KN-Code Bezeichnung der Erzeugnisse (1)
bei Festlegung der

Erstattungen
im Voraus

in den
anderen Fällen

ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 28. November 2002 zur Festsetzung der Erstattungssätze bei der Ausfuhr
bestimmter Getreide- und Reiserzeugnisse in Form von nicht unter Anhang I des Vertrags fallenden Waren

1001 10 00 Hartweizen:

– bei der Ausfuhr von Waren der KN-Codes 1902 11 und 1902 19 nach den
Vereinigten Staaten von Amerika — —

– in allen anderen Fällen — —

1001 90 99 Weichweizen und Mengkorn:

– bei der Ausfuhr von Waren der KN-Codes 1902 11 und 1902 19 nach den
Vereinigten Staaten von Amerika — —

– in allen anderen Fällen:

– – bei Anwendung von Artikel 4 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 1520/2000 (2) — —

– – bei Ausfuhr von Waren des Kapitels 2208 (3) — —

– – in allen anderen Fällen — —

1002 00 00 Roggen 1,175 1,175

1003 00 90 Gerste

– bei Ausfuhr von Waren des Kapitels 2208 (3) — —

– in allen anderen Fällen — —

1004 00 00 Hafer — —

1005 90 00 Mais, verwendet in Form von:

– Stärke:

– – bei Anwendung von Artikel 4 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 1520/2000 (2) 0,740 0,740

– – bei Ausfuhr von Waren des Kapitels 2208 (3) — —

– – in allen anderen Fällen 0,740 0,740

– Glucose, Glucosesirup, Maltodextrin, Maltodextrinsirup der KN-Codes 1702 30 51,
1702 30 59, 1702 30 91, 1702 30 99, 1702 40 90, 1702 90 50, 1702 90 75,
1702 90 79, 2106 90 55 (4):

– – bei Anwendung von Artikel 4 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 1520/2000 (2) 0,555 0,555

– – bei Ausfuhr von Waren ds Kapitels 2208 (3) — —

– – in allen anderen Fällen 0,555 0,555

– bei Ausfuhr von Waren des Kapitels 2208 (3) — —

– anderer (einschließlich in unverarbeitetem Zustand verwendet) 0,740 0,740

Kartoffelstärke des KN-Codes 1108 13 00, gleichgestellt mit einem aus der
Verarbeitung von Mais hergestellten Produkt:

– bei Anwendung von Artikel 4 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 1520/2000 (2) 0,740 0,740

– – bei Ausfuhr von Waren des Kapitels 2208 (3) — —

– in allen anderen Fällen 0,740 0,740



DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 29.11.2002L 324/42

(EUR/100 kg)

Erstattungssätze pro 100 kg
des Grunderzeugnisses

KN-Code Bezeichnung der Erzeugnisse (1)
bei Festlegung der

Erstattungen
im Voraus

in den
anderen Fällen

ex 1006 30 Vollständig geschliffener Reis:
– rundkörniger Reis 14,600 14,600
– mittelkörniger Reis 14,600 14,600
– langkörniger Reis 14,600 14,600

1006 40 00 Bruchreis 3,700 3,700

1007 00 90 Sorghum — —

(1) Hinsichtlich der landwirtschaftlichen Erzeugnisse müssen die im Anhang E der Verordnung (EG) Nr. 1520/2000 der Kommission angegebenen Koeffizienten angewandt
werden (ABl. L 177 vom 15.7.2000, S. 1).

(2) Die betreffende Ware fällt unter den KN-Code 3505 10 50.
(3) Waren, aufgenommen in Anhang B der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 oder gemäß Artikel 2 der Verordnung (EG) Nr. 2825/93.
(4) Für Sirupe der KN-Codes 1702 30 99, 1702 40 90 und 1702 60 90, hergestellt als Mischung von Glucose- und Fructosesirup, gibt nur der Glucosesirup Recht auf

Ausfuhrerstattung.



VERORDNUNG (EG) Nr. 2114/2002 DER KOMMISSION
vom 28. November 2002

bezüglich der im Rahmen der Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 901/2002 einge-
reichten Angebote für die Ausfuhr von Gerste

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1666/2000 (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1501/95 der Kommission
vom 29. Juni 1995 mit Durchführungsbestimmungen zur
Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates hinsichtlich der
Gewährung von Ausfuhrerstattungen und zur Festlegung der
bei Störungen im Getreidesektor zu treffenden Maßnahmen (3),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1163/2002 (4),
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1324/2002 (5), insbe-
sondere auf Artikel 4,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Eine Ausschreibung der Erstattung und/oder der Abgabe
bei der Ausfuhr von Gerste nach allen Drittländern mit
Ausnahme der Vereinigten Staaten, Kanadas, Estlands
und Lettlands wurde durch die Verordnung (EG) Nr.
901/2002 der Kommission (6), geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1230/2002 (7), eröffnet.

(2) Nach Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1501/95 kann
die Kommission auf der Grundlage der eingereichten
Angebote nach dem Verfahren des Artikels 23 der
Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 beschließen, die auf die
Ausschreibung eingegangenen Angebote nicht zu
berücksichtigen.

(3) Unter Berücksichtigung insbesondere der Kriterien nach
Artikel 1 der Verordnung (EG) Nr. 1501/95 ist die Fest-
setzung einer Höchsterstattung nicht angezeigt.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die im Rahmen der Ausschreibung der Erstattung oder der
Abgabe bei der Ausfuhr von Gerste gemäß der Verordnung
(EG) Nr. 901/2002 vom 22. bis 28. November 2002 einge-
reichten Angebote werden nicht berücksichtigt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 29. November 2002 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 28. November 2002

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2115/2002 DER KOMMISSION
vom 28. November 2002

bezüglich der im Rahmen der Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 900/2002 einge-
reichten Angebote für die Ausfuhr von Roggen

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1666/2000 (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1501/95 der Kommission
vom 29. Juni 1995 mit Durchführungsbestimmungen zur
Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates hinsichtlich der
Gewährung von Ausfuhrerstattungen und zur Festlegung der
bei Störungen im Getreidesektor zu treffenden Maßnahmen (3),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1163/2002 (4),
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1324/2002 (5), insbe-
sondere auf Artikel 7,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Eine Ausschreibung der Erstattung bei der Ausfuhr von
Roggen nach allen Drittländern außer Ungarn, Estland,
Litauen und Lettland wurde durch die Verordnung (EG)
Nr. 900/2002 der Kommission (6), geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1632/2002 (7) eröffnet.

(2) Nach Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1501/95 kann
die Kommission auf der Grundlage der eingereichten
Angebote nach dem Verfahren des Artikels 23 der

Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 beschließen, die auf die
Ausschreibung eingegangenen Angebote nicht zu
berücksichtigen.

(3) Unter Berücksichtigung insbesondere der Kriterien nach
Artikel 1 der Verordnung (EG) Nr. 1501/95 ist die Fest-
setzung einer Höchsterstattung nicht angezeigt.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die im Rahmen der Ausschreibung der Erstattung oder der
Abgabe bei der Ausfuhr von Roggen gemäß der Verordnung
(EG) Nr. 900/2002 vom 22. bis zum 28. November 2002
eingereichten Angebote werden nicht berücksichtigt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 29. November 2002 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 28. November 2002

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

29.11.2002L 324/44 Amtsblatt der Europäischen GemeinschaftenDE

(1) ABl. L 181 vom 1.7.1992, S. 21.
(2) ABl. L 193 vom 29.7.2000, S. 1.
(3) ABl. L 147 vom 30.6.1995, S. 7.
(4) ABl. L 170 vom 29.6.2002, S. 46.
(5) ABl. L 194 vom 23.7.2002, S. 26.
(6) ABl. L 142 vom 31.5.2002, S. 14.
(7) ABl. L 247 vom 14.9.2002, S. 3.



VERORDNUNG (EG) Nr. 2116/2002 DER KOMMISSION
vom 28. November 2002

bezüglich der im Rahmen der Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 899/2002 einge-
reichten Angebote für die Ausfuhr von Weichweizen

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1666/2000 (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1501/95 der Kommission
vom 29. Juni 1995 mit Durchführungsbestimmungen zur
Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates hinsichtlich der
Gewährung von Ausfuhrerstattungen und zur Festlegung der
bei Störungen im Getreidesektor zu treffenden Maßnahmen (3),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1163/2002 (4),
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1324/2002 (5), insbe-
sondere auf Artikel 4,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Eine Ausschreibung der Erstattung bei der Ausfuhr von
Weichweizen nach allen Drittländern, mit Ausnahme
Polens, Estlands, Litauens und Lettlands, wurde durch die
Verordnung (EG) Nr. 899/2002 der Kommission (6),
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1520/2002 (7),
eröffnet.

(2) Nach Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1501/95 kann
die Kommission auf der Grundlage der eingereichten
Angebote nach dem Verfahren des Artikels 23 der
Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 beschließen, die auf die
Ausschreibung eingegangenen Angebote nicht zu
berücksichtigen.

(3) Unter Berücksichtigung insbesondere der Kriterien nach
Artikel 1 der Verordnung (EG) Nr. 1501/95 ist die Fest-
setzung einer Höchsterstattung nicht angezeigt.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die im Rahmen der Ausschreibung der Erstattung bei der
Ausfuhr von Weichweizen gemäß der Verordnung (EG) Nr.
899/2002 vom 22. bis zum 28. November 2002 eingereichten
Angebote werden nicht berücksichtigt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 29. November 2002 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 28. November 2002

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

29.11.2002 L 324/45Amtsblatt der Europäischen GemeinschaftenDE

(1) ABl. L 181 vom 1.7.1992, S. 21.
(2) ABl. L 193 vom 29.7.2000, S. 1.
(3) ABl. L 147 vom 30.6.1995, S. 7.
(4) ABl. L 170 vom 29.6.2002, S. 46.
(5) ABl. L 194 vom 23.7.2002, S. 26.
(6) ABl. L 133 vom 16.5.2001, S. 3.
(7) ABl. L 228 vom 24.8.2002, S. 18.



VERORDNUNG (EG) Nr. 2117/2002 DER KOMMISSION
vom 28. November 2002

zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Getreide, Mehle, Grobgrieß und Feingrieß von
Weizen oder Roggen

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1666/2000 (2), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Artikel 13 der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92
bestimmt, dass der Unterschied zwischen den Notie-
rungen oder den Preisen auf dem Weltmarkt für die in
Artikel 1 derselben Verordnung genannten Erzeugnisse
und den Preisen für diese Erzeugnisse in der Gemein-
schaft durch eine Erstattung bei der Ausfuhr ausgegli-
chen werden kann.

(2) Bei der Festsetzung der Erstattungen sind die Faktoren
zu berücksichtigen, die in Artikel 1 der Verordnung (EG)
Nr. 1501/95 der Kommission vom 29. Juni 1995 mit
Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EWG)
Nr. 1766/92 des Rates hinsichtlich der Gewährung von
Ausfuhrerstattungen und zur Festlegung der bei
Störungen im Getreidesektor zu treffenden
Maßnahmen (3), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 1163/2002 (4), geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 1324/2002 (5), aufgeführt sind.

(3) Für Mehle, Grobgrieß und Feingrieß aus Weizen und
Roggen muss die auf diese Erzeugnisse anwendbare
Erstattung unter Berücksichtigung der zur Herstellung
der betreffenden Erzeugnisse notwendigen Getreide-
menge berechnet werden. Diese Mengen sind in der
Verordnung (EG) Nr. 1501/95 festgesetzt worden.

(4) Die Lage auf dem Weltmarkt oder die besonderen Erfor-
dernisse bestimmter Märkte können die Unterteilung der
Erstattung für gewisse Erzeugnisse gemäß ihrer Bestim-
mung notwendig machen.

(5) Die Erstattung muss mindestens einmal monatlich festge-
setzt werden. Sie kann innerhalb dieses Zeitraums abge-
ändert werden.

(6) Die Anwendung dieser Modalitäten auf die gegenwärtige
Lage der Getreidemärkte und insbesondere auf die Notie-
rungen oder Preise dieser Erzeugnisse in der Gemein-
schaft und auf dem Weltmarkt führt zur Festsetzung der
Erstattung in Höhe der im Anhang genannten Beträge.

(7) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Erstattungen bei der Ausfuhr der in Artikel 1 Buchstaben
a), b) und c) der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 genannten
Erzeugnisse, Malz ausgenommen, in unverändertem Zustand
sind im Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 29. November 2002 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 28. November 2002

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Erstattungsbetrag Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Erstattungsbetrag

ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 28. November 2002 zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für
Getreide, Mehle, Grobgrieß und Feingrieß von Weizen oder Roggen

1001 10 00 9200 — EUR/t —

1001 10 00 9400 — EUR/t —

1001 90 91 9000 — EUR/t —

1001 90 99 9000 C01 EUR/t 0

1002 00 00 9000 C06 EUR/t 0

1003 00 10 9000 — EUR/t —

1003 00 90 9000 C07 EUR/t 0

1004 00 00 9200 — EUR/t —

1004 00 00 9400 C06 EUR/t 0

1005 10 90 9000 — EUR/t —

1005 90 00 9000 C07 EUR/t 0

1007 00 90 9000 — EUR/t —

1008 20 00 9000 — EUR/t —

1101 00 11 9000 — EUR/t —
1101 00 15 9100 C01 EUR/t 0
1101 00 15 9130 C01 EUR/t 0
1101 00 15 9150 C01 EUR/t 0
1101 00 15 9170 C01 EUR/t 0
1101 00 15 9180 C01 EUR/t 0
1101 00 15 9190 — EUR/t —
1101 00 90 9000 — EUR/t —
1102 10 00 9500 C01 EUR/t 22,00
1102 10 00 9700 C01 EUR/t 17,25
1102 10 00 9900 — EUR/t —
1103 11 10 9200 C06 EUR/t 0 (1)
1103 11 10 9400 C06 EUR/t 0 (1)
1103 11 10 9900 — EUR/t —
1103 11 90 9200 C06 EUR/t 0 (1)
1103 11 90 9800 — EUR/t —

(1) Enthält das Erzeugnis gepressten agglomerierten Grieß, wird keine Erstattung gewährt.

NB: Die Erzeugniscodes sowie die Bestimmungscodes Serie „A“ sind in der geänderten Verordnung (EG) Nr. 3846/87 der Kommission (ABl. L 366 vom
24.12.1987, S. 1) festgelegt.
Die übrigen Bestimmungen sind wie folgt festgelegt:
C01 Alle Bestimmungen außer Polen, Litauen, Estland, Lettland und Ungarn.
C06 Alle Bestimmungen außer Litauen, Estland, Lettland und Ungarn.
C07 Alle Bestimmungen außer Estland, Lettland und Ungarn.



VERORDNUNG (EG) Nr. 2118/2002 DER KOMMISSION
vom 28. November 2002

zur Festsetzung der bei der Erstattung für Getreide anzuwendenden Berichtigung

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1666/2000 (2), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 8,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Aufgrund von Artikel 13 Absatz 8 der Verordnung
(EWG) Nr. 1766/92 wird bei der Ausfuhr von Getreide
aufgrund eines bei Beantragung der Ausfuhrlizenz zu
stellenden Antrags der Erstattungsbetrag, der am Tage
der Vorlage des Antrags auf Erteilung einer Ausfuhrli-
zenz gilt, auf ein Ausfuhrgeschäft angewandt, das
während der Gültigkeitsdauer dieser Ausfuhrlizenz
durchgeführt werden soll. In diesem Fall kann der Erstat-
tungsbetrag berichtigt werden.

(2) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1501/95 der Kommis-
sion vom 29. Juni 1995 mit Durchführungsbestim-
mungen zur Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates
hinsichtlich der Gewährung von Ausfuhrerstattungen
und zur Festlegung der bei Störungen im Getreidesektor
zu treffenden Maßnahmen (3), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1163/2002 (4), geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1324/2002 (5), kann für die in
Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe c) der Verordnung (EWG)
Nr. 1766/92 genannten Erzeugnisse ein Berichtigungsbe-
trag festgesetzt werden. Dieser Berichtigungsbetrag muss

unter Berücksichtigung der in Artikel 1 der Verordnung
(EG) Nr. 1501/95 aufgeführten Faktoren berechnet
werden.

(3) Die Lage auf dem Weltmarkt oder die besonderen Erfor-
dernisse bestimmter Märkte können die Differenzierung
der Berichtigung gemäß ihrer Bestimmung erforderlich
machen.

(4) Die Berichtigung muss gleichzeitig mit der Erstattung
und nach dem gleichen Verfahren festgesetzt werden; sie
kann zwischenzeitlich abgeändert werden.

(5) Aus den vorgenannten Bestimmungen ergibt sich, dass
der Berichtigungsbetrag entsprechend dem Anhang
dieser Verordnung festgesetzt werden muss.

(6) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Der Betrag, um den die im voraus festgesetzten Erstattungen
bei der Ausfuhr der in Artikel 1 Absatz 1 Buchstaben a), b)
und c) der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 genannten Erzeug-
nisse mit Ausnahme von Malz zu berichtigen sind, ist im
Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Dezember 2002 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 28. November 2002

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 28. November 2002 zur Festsetzung der bei der Erstattung für Getreide
anzuwendenden Berichtigung

(EUR/t)

Erzeugniscode Bestimmung
Laufender
Monat

12

1. Term.

1

2. Term.

2

3. Term.

3

4. Term.

4

5. Term.

5

6. Term.

6

1001 10 00 9200 — — — — — — — —
1001 10 00 9400 — — — — — — — —
1001 90 91 9000 — — — — — — — —
1001 90 99 9000 A00 0 –0,93 –1,86 –2,79 –3,72 — —
1002 00 00 9000 C03 –20,00 –20,00 –20,00 –20,00 –20,00 — —

A05 0 0 0 0 0 — —
1003 00 10 9000 — — — — — — — —
1003 00 90 9000 A00 0 –0,93 –1,86 –2,79 –3,72 — —
1004 00 00 9200 — — — — — — — —
1004 00 00 9400 A00 0 –0,93 –1,86 –2,79 –3,72 — —
1005 10 90 9000 — — — — — — — —
1005 90 00 9000 A00 0 0 0 0 0 — —
1007 00 90 9000 — — — — — — — —
1008 20 00 9000 — — — — — — — —
1101 00 11 9000 — — — — — — — —
1101 00 15 9100 A00 0 0 0 0 0 — —
1101 00 15 9130 A00 0 0 0 0 0 — —
1101 00 15 9150 A00 0 0 0 0 0 — —
1101 00 15 9170 A00 0 0 0 0 0 — —
1101 00 15 9180 A00 0 0 0 0 0 — —
1101 00 15 9190 — — — — — — — —
1101 00 90 9000 — — — — — — — —
1102 10 00 9500 A00 0 0 0 0 0 — —
1102 10 00 9700 A00 0 0 0 0 0 — —
1102 10 00 9900 — — — — — — — —
1103 11 10 9200 A00 0 0 0 0 0 — —
1103 11 10 9400 A00 0 0 0 0 0 — —
1103 11 10 9900 — — — — — — — —
1103 11 90 9200 A00 0 0 0 0 0 — —
1103 11 90 9800 — — — — — — — —

NB: Die Erzeugniscodes sowie die Bestimmungscodes Serie „A“ sind in der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 3846/87 der Kommission (ABl. L 366
vom 24.12.1987, S. 1) festgelegt.
Die Zahlencodes für das Bestimmungsland/-gebiet sind in der Verordnung (EG) Nr. 2020/2001 der Kommission (ABl. L 273 vom 16.10.2001,
S. 6) festgelegt.
Die übrigen Bestimmungen sind wie folgt festgelegt:
C03 Schweiz, Liechtenstein, Polen, Tschechische Republik, Slowakische Republik, Norwegen, Färöer-Inseln, Island, Russland, Belarus, Bosnien und

Herzegowina, Kroatien, Slowenien, Gebiet des ehemaligen Jugoslawiens (mit Ausnahme von Slowenien, Kroatien sowie Bosnien und
Herzegowina), Albanien, Rumänien, Bulgarien, Armenien, Georgien, Aserbaidschan, Moldawien, Ukraine, Kasachstan, Kirgisistan, Usbekistan,
Tadschikistan, Turkmenistan, Marokko, Algerien, Tunesien, Libyen, Ägypten, Malta, Zypern und Türkei.



VERORDNUNG (EG) Nr. 2119/2002 DER KOMMISSION
vom 28. November 2002

zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Reis und Bruchreis sowie zur Aussetzung der
Erteilung von Ausfuhrlizenzen

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3072/95 des Rates vom
22. Dezember 1995 über die gemeinsame Marktorganisation
für Reis (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
411/2002 der Kommission (2), insbesondere auf Artikel 13
Absatz 3 zweiter Unterabsatz und Artikel 13 Absatz 15,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Artikel 13 der Verordnung (EG) Nr. 3072/95 bestimmt,
dass der Unterschied zwischen den Notierungen oder
den Preisen auf dem Weltmarkt für die in Artikel 1
dieser Verordnung genannten Erzeugnisse und den
Preisen für diese Erzeugnisse in der Gemeinschaft durch
eine Erstattung bei der Ausfuhr ausgeglichen werden
kann.

(2) Gemäß Artikel 13 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr.
3072/95 müssen die Erstattungen festgesetzt werden
unter Berücksichtigung der Lage und der voraussichtli-
chen Entwicklung der Verfügbarkeit von Reis und
Bruchreis und deren Preisen in der Gemeinschaft einer-
seits und der Preise für Reis und Bruchreis auf dem Welt-
markt andererseits. Nach dem gleichen Text ist es eben-
falls wichtig, auf den Reismärkten eine ausgeglichene
Lage und eine natürliche Entwicklung hinsichtlich der
Preise und der Handelsströme sicherzustellen. Ferner ist
es wichtig, dem wirtschaftlichen Gesichtspunkt der künf-
tigen Ausfuhren, dem Interesse an der Vermeidung von
Marktstörungen in der Gemeinschaft sowie den
Beschränkungen aufgrund der gemäß Artikel 300 des
Vertrags geschlossenen Übereinkommen Rechnung zu
tragen.

(3) Die Verordnung (EWG) Nr. 1361/76 der Kommission (3)
hat die Höchstmenge Bruchreis festgelegt, die der Reis
enthalten darf, für den die Erstattung bei der Ausfuhr
festgesetzt wird, und hat den Prozentsatz der Verminde-
rung bestimmt, der auf die Erstattung angewandt wird,
wenn der im ausgeführten Reis enthaltene Anteil
Bruchreis diese Höchstmenge übersteigt.

(4) Da nach einigen Bestimmungen 9 264 t Reis aufgeführt
werden könnten, sollte das Verfahren nach Artikel 7
Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 1162/95 der
Kommission (4), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 1322/2002 (5), angewandt werden. Bei der Fest-
setzung der Erstattungen ist dem Rechnung zu tragen.

(5) Die Verordnung (EG) Nr. 3072/95 hat in Artikel 13
Absatz 5 die besonderen Kriterien festgesetzt, die bei der
Berechnung der Erstattungen bei der Ausfuhr von Reis
und Bruchreis zu berücksichtigen sind.

(6) Die Lage auf dem Weltmarkt oder die besonderen Erfor-
dernisse bestimmter Märkte können die Unterteilung der
Erstattung für gewisse Erzeugnisse gemäß ihrer Bestim-
mung notwendig machen.

(7) Zur Berücksichtigung der auf einigen Märkten beste-
henden Nachfrage nach verpacktem Langkornreis ist die
Festsetzung einer besonderen Erstattung für das betref-
fende Erzeugnis vorzusehen.

(8) Die Erstattung muss mindestens einmal im Monat festge-
setzt werden; sie kann innerhalb dieses Zeitraums abge-
ändert werden.

(9) Die Anwendung dieser Modalitäten auf die gegenwärtige
Lage des Reismarkts und insbesondere auf die Notie-
rungen oder Preise von Reis und Bruchreis in der
Gemeinschaft und auf dem Weltmarkt führt zu einer
Festsetzung der Erstattung in Höhe der im Anhang zu
dieser Verordnung genannten Beträge.

(10) Im Rahmen der Verwaltung der sich aus den WHO-
Verpflichtungen der Gemeinschaft ergebenden mengen-
mäßigen Beschränkungen sollte die Erteilung von
Ausfuhrlizenzen mit Erstattung ausgesetzt werden.

(11) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Ausfuhrerstattungen für die in Artikel 1, ausgenommen die
in Absatz 1 unter Buchstabe c), der Verordnung (EG) Nr. 3072/
95 genannten Erzeugnisse im ursprünglichen Zustand werden
wie im Anhang angegeben festgesetzt.

Artikel 2

Die Erteilung von Ausfuhrlizenzen mit Vorausfestsetzung der
Erstattung für die im Anhang genannten Erzeugnisse wird, die
im Anhang vorgesehenen 9 264 t ausgenommen, ausgesetzt.

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am 29. November 2002 in Kraft.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 28. November 2002

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Erstattungs-
betrag (1)Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Erstattungs-

betrag (1)

ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 28. November 2002 zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Reis
und Bruchreis sowie zur Aussetzung der Erteilung von Ausfuhrlizenzen

1006 20 11 9000 R01 EUR/t 120
1006 20 13 9000 R01 EUR/t 120
1006 20 15 9000 R01 EUR/t 120
1006 20 17 9000 — EUR/t —
1006 20 92 9000 R01 EUR/t 120
1006 20 94 9000 R01 EUR/t 120
1006 20 96 9000 R01 EUR/t 120
1006 20 98 9000 — EUR/t —
1006 30 21 9000 R01 EUR/t 120
1006 30 23 9000 R01 EUR/t 120
1006 30 25 9000 R01 EUR/t 120
1006 30 27 9000 — EUR/t —
1006 30 42 9000 R01 EUR/t 120
1006 30 44 9000 R01 EUR/t 120
1006 30 46 9000 R01 EUR/t 120
1006 30 48 9000 — EUR/t —
1006 30 61 9100 R01 EUR/t 150

R02 EUR/t 146
R03 EUR/t 151

064 und 066 EUR/t 153
A97 EUR/t 146

021 und 023 EUR/t 146
1006 30 61 9900 R01 EUR/t 150

A97 EUR/t 146
064 und 066 EUR/t 153

1006 30 63 9100 R01 EUR/t 150
R02 EUR/t 146
R03 EUR/t 151

064 und 066 EUR/t 153
A97 EUR/t 146

021 und 023 EUR/t 146
1006 30 63 9900 R01 EUR/t 150

064 und 066 EUR/t 153
A97 EUR/t 146

1006 30 65 9100 R01 EUR/t 150
R02 EUR/t 146
R03 EUR/t 151

064 und 066 EUR/t 153
A97 EUR/t 146

021 und 023 EUR/t 146
1006 30 65 9900 R01 EUR/t 150

064 und 066 EUR/t 153
A97 EUR/t 146

1006 30 67 9100 021 und 023 EUR/t 146
064 und 066 EUR/t 153

1006 30 67 9900 064 und 066 EUR/t 153
1006 30 92 9100 R01 EUR/t 150

R02 EUR/t 146
R03 EUR/t 151

064 und 066 EUR/t 153
A97 EUR/t 146

021 und 023 EUR/t 146
1006 30 92 9900 R01 EUR/t 150

A97 EUR/t 146
064 und 066 EUR/t 153

1006 30 94 9100 R01 EUR/t 150
R02 EUR/t 146
R03 EUR/t 151

064 und 066 EUR/t 153
A97 EUR/t 146

021 und 023 EUR/t 146
1006 30 94 9900 R01 EUR/t 150

A97 EUR/t 146
064 und 066 EUR/t 153

1006 30 96 9100 R01 EUR/t 150
R02 EUR/t 146
R03 EUR/t 151

064 und 066 EUR/t 153
A97 EUR/t 146

021 und 023 EUR/t 146
1006 30 96 9900 R01 EUR/t 150

A97 EUR/t 146
064 und 066 EUR/t 153

1006 30 98 9100 021 und 023 EUR/t 146
1006 30 98 9900 — EUR/t —
1006 40 00 9000 — EUR/t —

(1) Das Verfahren gemäß Artikel 7 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 1162/95 findet Anwendung auf die im Rahmen dieser Verordnung beantragten Mengen gemäß ihrer
Bestimmung:
R01: 1 389 t,
R02 und R03 insgesamt: 930 t,
021 und 023: 590 t,
064 und 066: 6 055 t,
A97: 300 t.

NB: Die Erzeugniscodes sowie die Bestimmungscodes Serie „A“ sind in der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 3846/87 der Kommission (ABl. L 366
vom 24.12.1987, S. 1) festgelegt.
Die Zahlencodes für das Bestimmungsland/-gebiet sind in der Verordnung (EG) Nr. 2020/2001 der Kommission (ABl. L 273 vom 16.10.2001, S.
6) festgelegt.

Die übrigen Bestimmungsländer/-gebiete sind wie folgt definiert:
R01 Schweiz, Liechtenstein, Gebiete der Gemeinden Livigno und Campione d'Italia.
R02 Marokko, Algerien, Tunesien, Malta, Ägypten, Israel, Libanon, Libysch-Arabische Dschamahirija, die Arabische Republik Syrien, die

Ex-Spanische Sahara, Zypern, Jordanien, Irak, die Islamische Republik Iran, Jemen, Kuwait, die Vereinigten Arabischen Emirate, Oman,
Bahrain, Katar, Saudi-Arabien, Eritrea, Westjordanland/Gazastreifen, Estland, Lettland, Litauen, Polen, die Tschechische Republik, Slowenien,
Slowakei, Norwegen, die Färöer, Island, die Russische Föderation, Belarus, Bosnien und Herzegowina, Kroatien, Jugoslawien, die Ehemalige
Jugoslawische Republik Mazedonien, Albanien, Bulgarien, Georgien, Armenien, Aserbaidschan, die Republik Moldau, Ukraine, Kasachstan,
Turkmenistan, Usbekistan, Tadschikistan, Kirgisistan.

R03 Kolumbien, Ecuador, Peru, Bolivien, Chile, Argentinien, Uruguay, Paraguay, Brasilien, Venezuela, Kanada, Mexiko, Guatemala, Honduras, El
Salvador, Nicaragua, Costa Rica, Panama, Kuba, Bermuda, Südafrika, Australien, Neuseeland, Hongkong SAR, Singapur, A40, A11 mit
Ausnahme von Suriname, Guyana und Madagaskar.



RICHTLINIE 2002/84/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 5. November 2002

zur Änderung der Richtlinien über die Sicherheit im Seeverkehr und die Vermeidung von
Umweltverschmutzung durch Schiffe

(Text von Bedeutung für den EWR)

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER
EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 80 Absatz 2,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses (2),

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen (3),

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (4),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die geltenden Richtlinien im Bereich der Sicherheit im
Seeverkehr verweisen auf den durch die Richtlinie 93/
75/EWG des Rates vom 13. September 1993 über
Mindestanforderungen an Schiffe, die Seehäfen der
Gemeinschaft anlaufen oder aus ihnen auslaufen und
gefährliche oder umweltschädliche Güter befördern (5)
eingesetzten Ausschuss sowie in bestimmten Fällen auf
einen durch die jeweilige Richtlinie eingesetzten Ad-hoc-
Ausschuss. Diese Ausschüsse unterlagen den Regeln, die
im Beschluss 87/373/EWG des Rates vom 13. Juli 1987
zur Festlegung der Modalitäten für die Ausübung der der
Kommission übertragenen Durchführungsbefugnisse (6)
festgelegt waren.

(2) Der Beschluss 87/373/EWG wurde ersetzt durch den
Beschluss 1999/468/EG des Rates vom 28. Juni 1999
zur Festlegung der Modalitäten für die Ausübung der der
Kommission übertragenen Durchführungsbefugnisse (7).
Die zur Durchführung der geltenden Richtlinien im
Bereich der Sicherheit im Seeverkehr erforderlichen
Maßnahmen sollten gemäß dem Beschluss 1999/468/EG
erlassen werden.

(3) Durch die Verordnung (EG) Nr. 2099/2002 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 5. November
2002 zur Einsetzung eines Ausschusses für die Sicher-
heit im Seeverkehr und die Vermeidung von Umweltver-
schmutzung durch Schiffe (COSS) (8) werden die
Aufgaben der Ausschüsse, die aufgrund der
einschlägigen Rechtsvorschriften der Gemeinschaft über
die Sicherheit im Seeverkehr, die Vermeidung von

Umweltverschmutzung durch Schiffe sowie die Lebens-
und Arbeitsbedingungen an Bord von Schiffen eingesetzt
wurden, gebündelt.

(4) Die Richtlinien 93/75/EWG, 94/57/EG (9), 95/21/EG (10),
96/98/EG (11), 97/70/EG (12), 98/18/EG (13), 98/41/
EG (14), 1999/35/EG (15) des Rates sowie die Richtlinien
2000/59/EG (16), 2001/25/EG (17) und 2001/96/EG (18)
des Europäischen Parlaments und des Rates im Bereich
der Sicherheit im Seeverkehr sollten daher in der Weise
geändert werden, dass die bestehenden Ausschüsse durch
den COSS ersetzt werden.

(5) Ferner sollten die genannten Richtlinien so geändert
werden, dass auf sie die durch die Verordnung (EG) Nr.
2099/2002 eingeführten Änderungsverfahren sowie die
einschlägigen Vorschriften der genannten Verordnung
Anwendung finden, mit denen bezweckt wird, dass diese
Richtlinien leichter an Änderungen der internationalen
Instrumente, auf die sich die Rechtsvorschriften der
Gemeinschaft im Bereich der Sicherheit im Seeverkehr
beziehen, angepasst werden können —

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Zweck

Zweck dieser Richtlinie ist es, die Anwendung der Rechtsvor-
schriften der Gemeinschaft über die Sicherheit im Seeverkehr,
den Schutz der Meeresumwelt und der Lebens- und Arbeitsbe-
dingungen an Bord von Schiffen in folgender Weise zu verbes-
sern:

a) durch Bezugnahme auf den COSS;

b) durch Beschleunigung der Aktualisierung und Erleichterung
der Änderung dieser Rechtsvorschriften entsprechend der
Fortentwicklung der internationalen Instrumente, die im
Bereich der Sicherheit im Seeverkehr, der Vermeidung von
Umweltverschmutzung durch Schiffe und der Lebens- und
Arbeitsbedingungen an Bord von Schiffen Anwendung
finden, nach Maßgabe der Verordnung (EG) Nr. 2099/2002.
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(1) ABl. C 365 E vom 19.12.2000, S. 280.
(2) ABl. C 139 vom 11.5.2001, S. 21.
(3) ABl. C 253 vom 12.9.2001, S. 1.
(4) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 13. Februar 2001

(ABl. C 276 vom 1.10.2001, S. 44), Gemeinsamer Standpunkt des
Rates vom 27. Mai 2002 (ABl. C 170 E vom 16.7.2002, S. 98) und
Beschluss des Europäischen Parlaments vom 24. September 2002
(noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht).

(5) ABl. L 247 vom 5.10.1993, S. 19. Zuletzt geändert durch die
Richtlinie 98/74/EG der Kommission (ABl. L 276 vom 13.10.1998,
S. 7).

(6) ABl. L 197 vom 18.7.1987, S. 33.
(7) ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 23.
(8) Siehe Seite 1 dieses Amtsblatts.

(9) ABl. L 319 vom 12.12.1994, S. 20. Zuletzt geändert durch die
Richtlinie 2001/105/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
(ABl. L 19 vom 22.1.2002, S. 9).

(10) ABl. L 157 vom 7.7.1995, S. 1. Zuletzt geändert durch die Richt-
linie 2001/106/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
(ABl. L 19 vom 22.1.2002, S. 17).

(11) ABl. L 46 vom 17.2.1997, S. 25. Zuletzt geändert durch die
Richtlinie 2002/75/EG der Kommission (ABl. L 254 vom
23.9.2002, S. 1).

(12) ABl. L 34 vom 9.2.1998, S. 1. Zuletzt geändert durch die Richtlinie
2002/35/EG der Kommission (ABl. L 112 vom 27.4.2002, S. 21).

(13) ABl. L 144 vom 15.5.1998, S. 1. Geändert durch die Richtlinie
2002/25/EG der Kommission (ABl. L 98 vom 15.4.2002, S. 1).

(14) ABl. L 188 vom 2.7.1998, S. 35.
(15) ABl. L 138 vom 1.6.1999, S. 1.
(16) ABl. L 332 vom 28.12.2000, S. 81.
(17) ABl. L 136 vom 18.5.2001, S. 17.
(18) ABl. L 13 vom 16.1.2002, S. 9.



Artikel 2

Änderung der Richtlinie 93/75/EWG

Die Richtlinie 93/75/EWG wird wie folgt geändert:

1. In Artikel 2 werden die Buchstaben e), f), g), h) und i) wie
folgt geändert:

„e) ‚MARPOL-Übereinkommen 73/78‘ das Internationale
Übereinkommen von 1973 zur Verhütung von Meeres-
verschmutzung durch Schiffe, geändert durch das dazu-
gehörige Protokoll von 1978, in der jeweils geltenden
Fassung;

f) ‚IMDG-Code‘ der Code für die Beförderung gefährlicher
Güter mit Seeschiffen in der jeweils geltenden Fassung;

g) ‚IBC-Code‘ der IMO-Internationale-Code für den Bau und
die Ausrüstung von Schiffen, die gefährliche Chemika-
lien als Massengut befördern, in der jeweils geltenden
Fassung;

h) ‚IGC-Code‘ der IMO-Internationale-Code für den Bau
und die Ausrüstung von Schiffen, die Flüssiggas als
Massengut befördern, in der jeweils geltenden Fassung;

i) ‚INF-Code‘ der IMO-Code von Sicherheitsvorschriften für
die Beförderung von bestrahlten Kernbrennstoffen,
Plutonium und stark radioaktiven Abfällen in Fässern an
Bord von Schiffen in der jeweils geltenden Fassung;“

2. In Artikel 11 wird folgender Unterabsatz hinzugefügt:

„Änderungen an den in Artikel 2 genannten internationalen
Instrumenten können nach Artikel 5 der Verordnung (EG)
Nr. 2099/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 5. November 2002 zur Einsetzung eines Ausschusses
für die Sicherheit im Seeverkehr und die Vermeidung von
Umweltverschmutzung durch Schiffe (COSS) (*) vom
Anwendungsbereich dieser Richtlinie ausgenommen
werden.

(*) ABl. L 324 vom 29.11.2002, S. 1.“

3. Artikel 12 erhält folgende Fassung:

„Artikel 12

(1) Die Kommission wird von dem durch Artikel 3 der
Verordnung (EG) Nr. 2099/2002 eingesetzten Ausschuss für
die Sicherheit im Seeverkehr und die Vermeidung von
Umweltverschmutzung durch Schiffe (COSS) unterstützt.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten
die Artikel 5 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG des Rates
vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modalitäten für die
Ausübung der der Kommission übertragenen Durchführ-
ungsbefugnisse (*) unter Beachtung von dessen Artikel 8.

Der Zeitraum nach Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses
1999/468/EG wird auf zwei Monate festgelegt.

(3) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

(*) ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 23.“

Artikel 3

Änderung der Richtlinie 94/57/EG

Die Richtlinie 94/57/EG wird wie folgt geändert:

1. In Artikel 2 Buchstabe d) werden die Worte „die am 19.
Dezember 2001 in Kraft sind“ ersetzt durch „in der jeweils
geltenden Fassung“.

2. Artikel 7 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Kommission wird von dem durch Artikel 3 der
Verordnung (EG) Nr. 2099/2002 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 5. November 2002 zur Einset-
zung eines Ausschusses für die Sicherheit im Seeverkehr
und die Vermeidung von Umweltverschmutzung durch
Schiffe (COSS) (*) eingesetzten Ausschuss für die Sicherheit
im Seeverkehr und die Vermeidung von Umweltverschmut-
zung durch Schiffe (COSS) unterstützt.

(*) ABl. L 324 vom 29.11.2002, S. 1.“

3. In Artikel 8 Absatz 2 wird folgender Unterabsatz hinzuge-
fügt:

„Änderungen an den in Artikel 2 Buchstabe d) und Artikel 6
genannten internationalen Instrumenten können nach
Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 2099/2002 vom Anwen-
dungsbereich dieser Richtlinie ausgenommen werden.“

Artikel 4

Änderung der Richtlinie 95/21/EG

Die Richtlinie 95/21/EG wird wie folgt geändert:

1. Artikel 2 wird wie folgt geändert:

a) Unter Nummer 1 werden die Worte „und am 19.
Dezember 2001 in Kraft sind“ durch die Worte „in der
jeweils geltenden Fassung“ ersetzt.

b) Unter Nummer 2 werden die Worte „in der am 19.
Dezember 2001 geltenden Fassung“ durch die Worte „in
der jeweils geltenden Fassung“ ersetzt.

2. Artikel 18 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Kommission wird von dem durch Artikel 3 der
Verordnung (EG) Nr. 2099/2002 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 5. November 2002 zur Einset-
zung eines Ausschusses für die Sicherheit im Seeverkehr
und die Vermeidung von Umweltverschmutzung durch
Schiffe (COSS) (*) eingesetzten Ausschuss für die Sicherheit
im Seeverkehr und die Vermeidung von Umweltverschmut-
zung durch Schiffe (COSS) unterstützt.

(*) ABl. L 324 vom 29.11.2002, S. 1.“

3. Artikel 19 wird wie folgt geändert:

a) Buchstabe c) erhält folgende Fassung:

„c) in Artikel 2 Absatz 1 die Liste internationaler Instru-
mente, die für die Zwecke dieser Richtlinie in
Betracht kommen, zu aktualisieren.“

b) Folgender Unterabsatz wird hinzugefügt:

„Änderungen an den in Artikel 2 genannten internatio-
nalen Instrumenten können nach Artikel 5 der Verord-
nung (EG) Nr. 2099/2002 vom Anwendungsbereich
dieser Richtlinie ausgenommen werden.“
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Artikel 5

Änderung der Richtlinie 96/98/EG

Die Richtlinie 96/98/EG wird wie folgt geändert:

1. In Artikel 2 Buchstaben c), d) und n) werden die Worte „in
der am 1. Januar 2001 gültigen Fassung“ ersetzt durch „in
der jeweils geltenden Fassung“.

2. Artikel 17 erhält folgende Fassung:

„Artikel 17

Die Richtlinie kann nach dem Verfahren des Artikels 18
Absatz 2 geändert werden, um
— spätere Änderungen internationaler Instrumente in diese

Richtlinie zu übernehmen;

— Anhang A zu aktualisieren, indem weitere Ausrüstungen
aufgenommen und Ausrüstungen von Anhang A.2 in
Anhang A.1 und umgekehrt übernommen werden;

— die Möglichkeit einer Verwendung der Module B + C
und des Moduls H für die in Anhang A.1 aufgeführte
Ausrüstung vorzusehen und die Spalten für die Module
der Konformitätsbewertung zu ändern sowie um

— weitere Normungsorganisationen in die Definition des
Begriffs ‚Prüfnormen‘ in Artikel 2 aufzunehmen.

Die in Artikel 2 Buchstaben c), d) und n) genannten
Übereinkommen und Prüfnormen verstehen sich unbe-
schadet der gegebenenfalls nach Artikel 5 der Verordnung
(EG) Nr. 2099/2002 des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 5. November 2002 zur Einsetzung des
Ausschusses für die Sicherheit im Seeverkehr und die
Vermeidung von Umweltverschmutzung durch Schiffe
(COSS) (*) getroffenen Maßnahmen.

(*) ABl. L 324 vom 29.11.2002, S. 1.“

3. Artikel 18 erhält folgende Fassung:

„Artikel 18

(1) Die Kommission wird von dem durch Artikel 3 der
Verordnung (EG) Nr. 2099/2002 eingesetzten Ausschuss für
die Sicherheit im Seeverkehr und die Vermeidung von
Umweltverschmutzung durch Schiffe (COSS) unterstützt.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten
die Artikel 5 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG des Rates
vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modalitäten für die
Ausübung der der Kommission übertragenen Durchfüh-
rungsbefugnisse (*) unter Beachtung von dessen Artikel 8.

Der Zeitraum nach Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses
1999/468/EG wird auf zwei Monate festgelegt.

(3) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

(*) ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 23.“

Artikel 6

Änderung der Richtlinie 97/70/EG

Die Richtlinie 97/70/EG wird wie folgt geändert:

1. In Artikel 8 wird folgender Unterabsatz hinzugefügt:
„Änderungen an den in Artikel 2 Absatz 4 genannten inter-
nationalen Instrumenten können nach Artikel 5 der Verord-
nung (EG) Nr. 2099/2002 des Europäischen Parlaments und

des Rates vom 5. November 2002 zur Einsetzung eines
Ausschusses für die Sicherheit im Seeverkehr und die
Vermeidung von Umweltverschmutzung durch Schiffe
(COSS) (*) vom Anwendungsbereich dieser Richtlinie
ausgenommen werden.

(*) ABl. L 324 vom 29.11.2002, S. 1.“

2. Artikel 9 erhält folgende Fassung:

„Artikel 9

Ausschuss

(1) Die Kommission wird von dem durch Artikel 3 der
Verordnung (EG) Nr. 2099/2002 eingesetzten Ausschuss für
die Sicherheit im Seeverkehr und die Vermeidung von
Umweltverschmutzung durch Schiffe (COSS) unterstützt.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten
die Artikel 5 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG des Rates
vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modalitäten für die
Ausübung der der Kommission übertragenen Durchfüh-
rungsbefugnisse (*) unter Beachtung von dessen Artikel 8.

Der Zeitraum nach Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses
1999/468/EG wird auf zwei Monate festgelegt.

(3) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

(*) ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 23.“

Artikel 7

Änderung der Richtlinie 98/18/EG

Die Richtlinie 98/18/EG wird wie folgt geändert:

1. In Artikel 2 erhalten die Buchstaben a), b), c), d) und f)
folgende Fassung:

„a) ‚Internationale Übereinkommen‘ das Internationale
Übereinkommen zum Schutz des menschlichen Lebens
auf See von 1974 (SOLAS-Übereinkommen von 1974)
und das Internationale Freibord-Übereinkommen von
1966 zusammen mit allen Protokollen und Änderungen,
in der jeweils geltenden Fassung;

b) ‚Code für die Stabilität des unbeschädigten Schiffes‘ den
in der in der IMO-Entschließung A.749 (18) vom 4.
November 1993 enthaltenen Code für die Stabilität
unbeschädigter Schiffe aller unter IMO-Regelungen
fallenden Schiffstypen, in der jeweils geltenden Fassung;

c) ‚Code für Hochgeschwindigkeitsfahrzeuge‘ den in der
Entschließung MSC 36 (63) des Schiffssicherheitsaus-
schusses der IMO vom 20. Mai 1994 enthaltenen Inter-
nationalen Code für die Sicherheit von Hochgeschwin-
digkeitsfahrzeugen, in der jeweils geltenden Fassung;

d) ‚GMDSS‘ das Weltweite Seenot- und Sicherheitsfunk-
system, das in Kapitel IV des SOLAS-Übereinkommens
von 1974 festgelegt ist, in der jeweils geltenden Fassung;

(…)
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f) ‚Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeug‘ ein Hochge-
schwindigkeitsfahrzeug im Sinne von Regel X/1 des
SOLAS-Übereinkommens von 1974, in der jeweils
geltenden Fassung, das mehr als zwölf Fahrgäste
befördert; nicht als Hochgeschwindigkeitsfahrzeuge
gelten auf Inlandfahrten in Seegebieten eingesetzte Fahr-
gastschiffe der Klasse B, C oder D, wenn

— ihre Verdrängung entsprechend der Konstruktions-
wasserlinie weniger als 500 m3 beträgt und

— ihre Höchstgeschwindigkeit im Sinne von § 1.4.30
des Codes für Hochgeschwindigkeitsfahrzeuge
weniger als 20 Knoten beträgt.“

2. In Artikel 6 Absatz 1 Buchstaben b) und c), Absatz 2 Buch-
stabe a) Ziffer i) und Absatz 3 Buchstabe a) werden die
Worte „in der bei Erlass dieser Richtlinie geltenden Fassung“
ersetzt durch „in der jeweils geltenden Fassung“.

3. Artikel 8 erhält folgende Fassung:

„Artikel 8

Anpassungen

Nach dem Verfahren des Artikels 9 Absatz 2

a) können

i) die Begriffsbestimmungen des Artikels 2 Buchstaben
a), b), c), d) und t) sowie

ii) die Bestimmungen des Artikels 10 über Verfahren
und Leitlinien für Besichtigungen,

iii) die Bestimmungen betreffend das SOLAS-Überein-
kommen und den internationalen Code für die
Sicherheit von Hochgeschwindigkeitsfahrzeugen und
nachfolgende Änderungen gemäß Artikel 4 Absatz 3,
Artikel 6 Absatz 4, Artikel 10 Absatz 3 und Artikel
11 Absatz 3,

iv) die speziellen Verweise auf die ‚internationalen
Übereinkommen‘ und IMO-Entschließungen gemäß
Artikel 2 Buchstaben f), k) und o), Artikel 3 Absatz 2
Buchstabe a), Artikel 6 Absatz 1 Buchstaben b) und
c), Artikel 6 Absatz 2 Buchstabe b) und Artikel 11
Absatz 3,

angepasst werden, damit die Entwicklungen auf interna-
tionaler Ebene, insbesondere im Rahmen der IMO,
berücksichtigt werden;

b) können die Anhänge geändert werden, um

i) für die Zwecke dieser Richtlinie die Änderungen
internationaler Übereinkommen anzuwenden,

ii) die technischen Vorschriften im Lichte der Erfahrung
zu verbessern.

Änderungen an den in Artikel 2 genannten internationalen
Instrumenten können nach Artikel 5 der Verordnung (EG)
Nr. 2099/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 5. November 2002 zur Einsetzung eines Ausschusses
für die Sicherheit im Seeverkehr und die Vermeidung von
Umweltverschmutzung durch Schiffe (COSS) (*) vom

Anwendungsbereich dieser Richtlinie ausgenommen
werden.

(*) ABl. L 324 vom 29.11.2002, S. 1.“

4. Artikel 9 erhält folgende Fassung:

„Artikel 9

Ausschuss

(1) Die Kommission wird von dem durch Artikel 3 der
Verordnung (EG) Nr. 2099/2002 eingesetzten Ausschuss für
die Sicherheit im Seeverkehr und die Vermeidung von
Umweltverschmutzung durch Schiffe (COSS) unterstützt.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten
die Artikel 5 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG des Rates
vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modalitäten für die
Ausübung der der Kommission übertragenen Durchfüh-
rungsbefugnisse (*) unter Beachtung von dessen Artikel 8.

Der Zeitraum nach Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses
1999/468/EG wird auf zwei Monate festgelegt.

(3) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

(*) ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 23.“

Artikel 8

Änderung der Richtlinie 98/41/EG

Die Richtlinie 98/41/EG wird wie folgt geändert:

1. In Artikel 2 dritter Gedankenstrich werden die Worte „in
der bei Erlass dieser Richtlinie geltenden Fassung“ durch die
Worte „in der jeweils geltenden Fassung“ ersetzt.

2. In Artikel 12 wird folgender Absatz hinzugefügt:

„Änderungen an den in Artikel 2 genannten internationalen
Instrumenten können nach Artikel 5 der Verordnung (EG)
Nr. 2099/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 5. November 2002 zur Einsetzung eines Ausschusses
für die Sicherheit im Seeverkehr und die Vermeidung von
Umweltverschmutzung durch Schiffe (*) vom Anwendungs-
bereich dieser Richtlinie ausgenommen werden.

(*) ABl. L 324 vom 29.11.2002, S. 1.“

3. Artikel 13 erhält folgende Fassung:

„Artikel 13

(1) Die Kommission wird von dem durch Artikel 3 der
Verordnung (EG) Nr. 2099/2002 eingesetzten Ausschuss für
die Sicherheit im Seeverkehr und die Vermeidung von
Umweltverschmutzung durch Schiffe (COSS) unterstützt.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten
die Artikel 5 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG des Rates
vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modalitäten für die
Ausübung der der Kommission übertragenen Duchführungs-
befugnisse (*) unter Beachtung von dessen Artikel 8.

Der Zeitraum nach Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses
1999/468/EG wird auf zwei Monate festgelegt.

(3) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

(*) ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 23.“
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Artikel 9

Änderung der Richtlinie 1999/35/EG

Die Richtlinie 1999/35/EG wird wie folgt geändert:

1. In Artikel 2 erhalten die Buchstaben b), d), e) und o)
folgende Fassung:
„b) ‚Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeug‘ ein Hochge-

schwindigkeitsfahrzeug im Sinne von Regel X/1 des
SOLAS-Übereinkommens von 1974 in der jeweils
geltenden Fassung, das mehr als zwölf Fahrgäste
befördert;

(…)
d) ‚SOLAS-Übereinkommen von 1974‘ das Internationale

Übereinkommen zum Schutz des menschlichen Lebens
auf See zusammen mit allen Protokollen und
Änderungen, in der jeweils geltenden Fassung;

e) ‚Code für Hochgeschwindigkeitsfahrzeuge‘ den in der
Entschließung MSC 36 (63) des Schiffssicherheitsaus-
schusses der IMO vom 20. Mai 1994 enthaltenen Inter-
nationalen Code für die Sicherheit von Hochgeschwin-
digkeitsfahrzeugen, in der jeweils geltenden Fassung;

(…)
o) ‚Unternehmen‘ ein Unternehmen, das ein oder mehrere

Ro-Ro-Fahrgastschiffe betreibt, denen ein Zeugnis über
die Erfüllung des Artikels 5 Absatz 2 der Verordnung
(EG) Nr. 3051/95 des Rates vom 8. Dezember 1995
über Maßnahmen zur Organisation eines sicheren
Schiffsbetriebs von Ro-Ro-Fahrgastschiffen ausgestellt
wurde, oder ein Unternehmen, das Fahrgast-Hochge-
schwindigkeitsfahrzeuge betreibt, denen ein Zeugnis
über die Erfüllung der Regel IX/4 des SOLAS-Überein-
kommens von 1974 in der jeweils geltenden Fassung
ausgestellt wurde.“

2. Artikel 16 erhält folgende Fassung:

„Artikel 16

Ausschuss

(1) Die Kommission wird von dem durch Artikel 3 der
Verordnung (EG) Nr. 2099/2002 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 5. November 2002 zur Einset-
zung eines Ausschusses für die Sicherheit im Seeverkehr
und die Vermeidung von Umweltverschmutzung durch
Schiffe (COSS) (*) eingesetzten Ausschuss für die Sicherheit
im Seeverkehr und die Vermeidung von Umweltverschmut-
zung durch Schiffe (COSS) unterstützt.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten
die Artikel 5 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG des Rates
vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modalitäten für die
Ausübung der der Kommission übertragenen Durchfüh-
rungsbefugnisse (**) unter Beachtung von dessen Artikel 8.

Der Zeitraum nach Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses
1999/468/EG wird auf zwei Monate festgelegt.

(3) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

(*) ABl. L 324 vom 29.11.2002, S. 1.
(**) ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 23.“

3. In Artikel 17 wird folgender Absatz hinzugefügt:
„Änderungen an den in Artikel 2 genannten internationalen
Instrumenten können nach Artikel 5 der Verordnung (EG)
Nr. 2099/2002 vom Anwendungsbereich dieser Richtlinie
ausgenommen werden.“

4. Anlage I wird wie folgt geändert:
Unter Nummer 7 werden die Worte „MSC-Entschließung …
(70)“ durch die Worte „Entschließung A.893(21) der IMO-
Versammlung“ ersetzt.

Artikel 10

Änderung der Richtlinie 2000/59/EG

Die Richtlinie 2000/59/EG wird wie folgt geändert:

1. In Artikel 2 Buchstabe b) werden die Worte „in der zum
Zeitpunkt der Annahme dieser Richtlinie gültigen Fassung“
durch die Worte „in der jeweils geltenden Fassung“ ersetzt.

2. Artikel 14 Absatz 1 erhält folgende Fassung:
„(1) Die Kommission wird von dem durch Artikel 3 der
Verordnung (EG) Nr. 2099/2002 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 5. November 2002 zur Einset-
zung eines Ausschusses für die Sicherheit im Seeverkehr
und die Vermeidung von Umweltverschmutzung durch
Schiffe (COSS) (*) eingesetzten Ausschuss für die Sicherheit
im Seeverkehr und die Vermeidung von Umweltverschmut-
zung durch Schiffe (COSS) unterstützt.

(*) ABl. L 324 vom 29.11.2002, S. 1.“

3. In Artikel 15 wird folgender Absatz hinzugefügt:
„Änderungen an den in Artikel 2 genannten internationalen
Instrumenten können nach Artikel 5 der Verordnung (EG)
Nr. 2099/2002 vom Anwendungsbereich dieser Richtlinie
ausgenommen werden.“

Artikel 11

Änderung der Richtlinie 2001/25/EG

Die Richtlinie 2001/25/EG wird wie folgt geändert:

1. In Artikel 1 erhalten die Nummern 16, 17, 18, 21, 22, 23
und 24 folgende Fassung:
„16. ‚Chemikalientankschiff‘ ein Schiff, das zur Beförderung

solcher flüssiger Erzeugnisse als Massengut gebaut oder
eingerichtet wurde und eingesetzt wird, die in Kapitel
17 der jeweils geltenden Fassung des Internationalen
Codes für die Beförderung von Chemikalien als
Massengut aufgeführt sind;

17. ‚Flüssiggastankschiff‘ ein Schiff, das zur Beförderung
solcher verflüssigter Gase und anderer Erzeugnisse als
Massengut gebaut oder eingerichtet wurde und einge-
setzt wird, die in Kapitel 19 der jeweils geltenden
Fassung des Internationalen Codes für die Beförderung
von Gasen aufgeführt sind;

18. ‚Vollzugsordnung für den Funkdienst‘ die von der
Weltweiten Funkverwaltungskonferenz für den Mobil-
funk verabschiedete überarbeitete Vollzugsverordnung
für den Funkdienst in der jeweils geltenden Fassung;

(…)
21. ‚STCW-Übereinkommen‘ das Internationale Überein-

kommen über Normen für die Ausbildung, die Ertei-
lung von Befähigungszeugnissen und den Wachdienst
von Seeleuten unter Berücksichtigung der Über-
gangsbestimmungen von Artikel VII und der Regel I/
15 des Übereinkommens sowie gegebenenfalls der
einschlägigen Bestimmungen des STCW-Codes in der
jeweils geltenden Fassung;
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22. ‚Funkdienst‘ den Wachdienst bzw. die technische
Wartung und Instandsetzung in Übereinstimmung mit
der Vollzugsordnung für den Funkdienst, dem Interna-
tionalen Übereinkommen zum Schutz des menschli-
chen Lebens auf See von 1974 (SOLAS-Überein-
kommen) in der jeweils geltenden Fassung und, nach
Ermessen des jeweiligen Mitgliedstaats, den
einschlägigen Empfehlungen der Internationalen
Seeschifffahrtsorganisation (IMO);

23. ‚Ro-Ro-Fahrgastschiff‘ ein Fahrgastschiff mit Ro-Ro-
Frachträumen oder Sonderräumen, wie im SOLAS-
Übereinkommen in der jeweils geltenden Fassung defi-
niert;

24. ‚STCW-Code‘ den Code über Normen für die Ausbil-
dung, die Erteilung von Befähigungszeugnissen und
den Wachdienst von Seeleuten (STCW), wie er in der
Entschließung 2 der STCW-Vertragsparteienkonferenz
von 1995 angenommen wurde, in der jeweils
geltenden Fassung.“

2. In Artikel 22 wird folgender Absatz hinzugefügt:
„(4) Änderungen an den in Artikel 2 genannten interna-
tionalen Instrumenten können nach Artikel 5 der Verord-
nung (EG) Nr. 2099/2002 des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 5. November 2002 zur Einsetzung eines
Ausschusses für die Sicherheit im Seeverkehr und die
Vermeidung von Umweltverschmutzung durch Schiffe
(COSS) (*) vom Anwendungsbereich dieser Richtlinie
ausgenommen werden.

(*) ABl. L 324 vom 29.11.2002, S. 1.“

3. Artikel 23 Absatz 1 erhält folgende Fassung:
„(1) Die Kommission wird von dem durch Artikel 3 der
Verordnung (EG) Nr. 2099/2002 eingesetzten Ausschuss für
die Sicherheit im Seeverkehr und die Vermeidung von
Umweltverschmutzung durch Schiffe (COSS) unterstützt.“

Artikel 12

Änderung der Richtlinie 2001/96/EG

Die Richtlinie 2001/96/EG wird wie folgt geändert:

1. In Artikel 3 Nummer 2 werden die Worte „das am 4.
Dezember 2001 geltende internationale Übereinkommen“
ersetzt durch die Worte „die jeweils geltende Fassung des
internationalen Übereinkommens“.

2. Artikel 14 Absatz 1 erhält folgende Fassung:
„(1) Die Kommission wird von dem durch Artikel 3 der
Verordnung (EG) Nr. 2099/2002 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 5. November 2002 zur Einset-

zung eines Ausschusses für die Sicherheit im Seeverkehr
und die Vermeidung von Umweltverschmutzung durch
Schiffe (COSS) (*) eingesetzten Ausschuss für die Sicherheit
im Seeverkehr und die Vermeidung von Umweltverschmut-
zung durch Schiffe (COSS) unterstützt.

(*) ABl. L 324 vom 29.11.2002, S. 1.“

3. In Artikel 15 wird folgender Absatz hinzugefügt:
„(3) Änderungen an den in Artikel 3 genannten interna-
tionalen Instrumenten können nach Artikel 5 der Verord-
nung (EG) Nr. 2099/2002 vom Anwendungsbereich dieser
Richtlinie ausgenommen werden.“

Artikel 13

Umsetzung

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften in Kraft, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie
spätestens 23. November 2003 nachzukommen. Sie setzen die
Kommission unverzüglich davon in Kenntnis.

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen
sie in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der
amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die
Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme.

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die wich-
tigsten innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die sie auf dem
unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

Artikel 14

Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts-
blatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Artikel 15

Adressaten

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Brüssel am 5. November 2002.

Im Namen des Europäischen
Parlaments

Der Präsident
P. COX

Im Namen des Rates

Der Präsident
T. PEDERSEN
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

RAT

BESCHLUSS DES RATES
vom 22. Oktober 2002

über den Abschluss eines Zusatzprotokolls zum Europa-Abkommen zur Gründung einer Assozia-
tion zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der
Tschechischen Republik andererseits zur Festlegung der Handelsregelung für bestimmte Fische

und Fischerzeugnisse

(2002/931/EG)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 133 in
Verbindung mit Artikel 300 Absatz 2 Unterabsatz 1 Satz 1,

auf Vorschlag der Kommission,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Es ist angebracht, das Europa-Abkommen zur Gründung einer Assoziation zwischen den Europä-
ischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Tschechischen Republik anderer-
seits (1) durch ein Zusatzprotokoll zu ergänzen, um Präferenzbedingungen für die Einfuhr
bestimmter Fische und Fischereierzeugnisse mit Ursprung in der Tschechischen Republik in die
Gemeinschaft und für die Einfuhr von Fisch und Fischereierzeugnissen mit Ursprung in der Gemein-
schaft in die Tschechische Republik vorzusehen.

(2) Zu diesem Zweck sollte dem Europa-Abkommen ein neues Protokoll hinzugefügt werden, das die
Handelsregelung für bestimmte Fische und Fischereierzeugnisse enthält.

(3) Das Protokoll sollte genehmigt werden —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Das Zusatzprotokoll zum Europa-Abkommen zur Gründung einer Assoziation zwischen den Europäischen
Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Tschechischen Republik andererseits zur Fest-
legung der Handelsregelung für bestimmte Fische und Fischereierzeugnisse wird im Namen der Gemein-
schaft genehmigt.

Der Wortlaut des Protokolls ist diesem Beschluss beigefügt.

Artikel 2

(1) Ab Inkrafttreten des Protokolls werden die in der Verordnung (EG) Nr. 965/97 (2) festgelegten Zoll-
kontingente für lebende Forellen (laufende Nummer 09.5261) und für lebende Karpfen (laufende Nummer
09.5263) nicht mehr auf Waren mit Ursprung in der Tschechischen Republik angewandt.
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(2) Mit Inkrafttreten des Protokolls wird für lebende Karpfen der KN-Unterposition 0301 93 00 ein Zoll-
kontingent der laufenden Nummer 09.5263 für drei jährliche Kontingentszeiträume zum Nullsatz eröffnet.
Im ersten Kontingentszeitraum vom Inkrafttreten des Protokolls bis zum 31. Dezember 2002 beträgt das
Kontingent 2 840 Tonnen, im zweiten Kontingentszeitraum vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2003
4 500 Tonnen, und im dritten Kontingentszeitraum vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2004 beträgt es
5 000 Tonnen. Dieses Kontingent wird von der Kommission gemäß den Artikeln 308a, 308b und 308c
der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 (1) verwaltet.

Artikel 3

Der Präsident des Rates wird ermächtigt, die Person zu bestellen, die befugt ist, das Protokoll rechtsverbind-
lich für die Gemeinschaft zu unterzeichnen.

Geschehen zu Luxemburg am 22. Oktober 2002.

Im Namen des Rates

Der Präsident
P. S. MØLLER
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ZUSATZPROTOKOLL

zum Europa-Abkommen zur Gründung einer Assoziation zwischen den Europäischen Gemein-
schaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Tschechischen Republik andererseits zur

Festlegung der Handelsregelung für bestimmte Fische und Fischereierzeugnisse

DIE EUROPÄISCHE GEMEINSCHAFT, im Folgenden „Gemeinschaft“ genannt,

einerseits und

DIE REGIERUNG DER TSCHECHISCHEN REPUBLIK

andererseits —

IN DER ERWÄGUNG, dass das Europa-Abkommen zur Gründung einer Assoziation zwischen den Europäischen
Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Tschechischen Republik andererseits (im Folgenden
„Europa-Abkommen“ genannt) am 4. Oktober 1993 in Brüssel unterzeichnet wurde und am 1. Februar 1995 in Kraft
trat;

IN DER ERWÄGUNG, dass in Titel III Kapitel III des Europa-Abkommens Verhandlungen über gegenseitige Zollzuge-
ständnisse im Fischereisektor vorgesehen sind;

IN DER ERWÄGUNG, dass die technischen Verhandlungen zwischen der Gemeinschaft und der Tschechischen Republik
über gegenseitige Zollzugeständnisse im Fischereisektor auf der Grundlage des Artikels 21 Absatz 5 des Europa-Abkom-
mens durchgeführt und erfolgreich zum Abschluss gebracht wurden;

IN DER ERWÄGUNG, dass die für den Fischereisektor ausgehandelten Zugeständnisse sich auf die in dem Europa-
Abkommen eingeräumten gegenseitigen Zugeständnisse auswirken werden und letztere deshalb im Wege eines Proto-
kolls zur Anpassung der Handelsaspekte jenes Abkommens geändert werden sollten;

IN DER ERWÄGUNG, dass die Gemeinschaft und die Tschechische Republik ferner vereinbart haben, die ausgehandelten
Zugeständnisse auf verwaltungstechnisch einfache Weise möglichst rasch schrittweise anzuwenden —

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN:

Artikel 1

Ab dem Datum des Inkrafttretens dieses Protokolls über Fisch
und Fischereierzeugnisse im Sinne des Artikels 1 der Verord-
nung (EG) Nr. 104/2000 des Rates, die die in Artikel 23 des
Europa-Abkommens genannte Verordnung (EWG) Nr. 3687/91
des Rates ersetzt, senken die Gemeinschaft und die Tschechi-
sche Republik die von ihnen angewandten Zölle für alle
Fischarten und Fischereierzeugnisse mit Ausnahme der in
Artikel 2 genannten Waren um jeweils ein Drittel.

Am 1. Januar 2003 senken beide Parteien die Zölle um ein
weiteres Drittel der Zollsätze, die zum Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens dieses Protokolls galten.

Am 1. Januar 2005 oder, falls dies einvernehmlich vereinbart
wird, auch früher, wird der uneingeschränkte Freihandel für alle
Fischarten und Fischereierzeugnisse mit Ausnahme der in
Artikel 2 genannten Waren verwirklicht. Eine etwaige Verein-
barung über die frühere Verwirklichung des uneingeschränkten
Freihandels für alle Fischarten und Fischereierzeugnisse wird
gemäß Artikel 6 umgesetzt.

Artikel 2

Mit Inkrafttreten dieses Protokolls schafft die Gemeinschaft das
im Europa-Abkommen vorgesehene Zollkontingent für lebende
Forellen (KN-Code 0301 91 90) ab und gewährleistet für diese
Ware mit Ursprung in der Tschechischen Republik den unein-
geschränkten Freihandel.

Artikel 3

Die Gemeinschaft setzt mit Inkrafttreten dieses Protokolls das
zollfreie Zollkontingent für Waren der KN-Unterposition
0301 93 00 (lebende Karpfen) auf 4 000 Tonnen herauf. Am 1.
Januar 2003 wird das Kontingent auf 4 500 Tonnen erhöht.

Am 1. Januar 2004 wird das Kontingent auf 5 000 Tonnen
erhöht. Am 1. Januar 2005 oder, falls dies einvernehmlich
vereinbart wird, auch früher wird das Kontingent abgeschafft.
Eine etwaige Vereinbarung, das Kontingent vorzeitig abzu-
schaffen, wird gemäß Artikel 6 umgesetzt.

Bei Einfuhren in die Gemeinschaft, die die Kontingentsmenge
überschreiten, findet Artikel 1 Anwendung.

Artikel 4

Die Berechnung der in Artikel 1 genannten Zollsenkungen
erfolgt gemäß den üblichen mathematischen Prinzipien unter
Berücksichtigung von Folgendem:

a) alle Zahlen mit 50 oder weniger nach der Dezimalstelle
werden auf die nächstniedrige ganze Zahl abgerundet;

b) alle Zahlen mit mehr als 50 nach der Dezimalstelle werden
auf die nächsthöhere ganze Zahl aufgerundet;

c) alle Zölle unter 2 % werden automatisch auf 0 % festgesetzt.

Die Vertragsparteien tauschen Informationen über die Fälle aus,
in denen diese Prinzipien angewandt werden.

Artikel 5

Dieses Protokoll tritt am ersten Tag des Monats in Kraft, der
auf den Tag folgt, an dem die Vertragsparteien einander den
Abschluss der hierfür erforderlichen innerstaatlichen Verfahren
notifiziert haben.

Artikel 6

Dieses Protokoll kann durch Beschluss des Assoziationsrats
geändert werden.
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Hecho en Bruselas, el veintinueve de octubre del dos mil dos.
Udfærdiget i Bruxelles den niogtyvende oktober to tusind og to.
Geschehen zu Brüssel am neunundzwanzigsten Oktober zweitausendundzwei.
Έγινε στις Βρυξέλλες, στις είκοσι εννέα Οκτωβρίου δύο χιλιάδες δύο.
Done at Brussels on the twenty-ninth day of October in the year two thousand and two.
Fait à Bruxelles, le vingt-neuf octobre deux mille deux.
Fatto a Bruxelles, addì ventinove ottobre duemiladue.
Gedaan te Brussel, de negenentwintigste oktober tweeduizendtwee.
Feito em Bruxelas, em vinte e nove de Outubro de dois mil e dois.
Tehty Brysselissä kahdentenakymmenentenäyhdeksäntenä päivänä lokakuuta vuonna kaksituhattakaksi.
Som skedde i Bryssel den tjugonionde oktober tjugohundratvå.
Dáno v Bruselu dne dvacátého devátého října roku dva tisíce dva.

Por la Comunidad Europea
For Det Europæiske Fællesskab
Für die Europäische Gemeinschaft
Για την Ευρωπαϊκή Κοινότητα
For the European Community
Pour la Communauté européenne
Per la Comunità europea
Voor de Europese Gemeenschap
Pela Comunidade Europeia
Euroopan yhteisön puolesta
För Europeiska gemenskapen
za Evropské společenství

Por la República Checa
For Den Tjekkiske Republik
Für die Tschechische Republik
Για την Τσεχική ∆ηµοκρατία
For the Czech Republic
Pour la République tchèque
Per la Repubblica ceca
Voor de Tsjechische Republiek
Pela República Checa
Tšekin tasavallan puolesta
För Republiken Tjeckien
za Českou republiku
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Mitteilung über das Inkrafttreten des Zusatzprotokolls zum Europa-Abkommen zur Gründung
einer Assoziation zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits
und der Tschechischen Republik andererseits zur Festlegung der Handelsregelung für bestimmte

Fische und Fischereierzeugnisse

Das Zusatzprotokoll zum Europa-Abkommen mit der Tschechischen Republik über den Handel mit
bestimmten Fischen und Fischereierzeugnissen, dessen Abschluss der Rat am 22. Oktober 2002
beschlossen hat, ist am 1. November 2002 in Kraft getreten, da die Notifizierungen über den Abschluss der
in Artikel 5 des genannten Protokolls vorgesehenen Verfahren am 29. Oktober 2002 abgeschlossen
worden sind.
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KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION
vom 26. November 2002

über die finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft an einem Programm zur Bekämpfung von
Schadorganismen der Pflanzen und pflanzlichen Erzeugnisse in den französischen überseeischen

Departements im Jahr 2002

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2002) 4541)

(Nur der französische Text ist verbindlich)

(2002/932/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1452/2001 des Rates
vom 28. Juni 2001 zur Einführung von Sondermaßnahmen für
bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse zugunsten der
französischen überseeischen Departements, zur Änderung der
Richtlinie 72/462/EWG sowie zur Aufhebung der Verord-
nungen (EWG) Nr. 525/77 und (EWG) Nr. 3763/91
(Poseidom) (1), insbesondere auf Artikel 20 Absatz 3,

gestützt auf die von Frankreich vorgelegten Programme zur
Bekämpfung der Schadorganismen von Pflanzen und pflanz-
lichen Erzeugnissen in den französischen überseeischen Depar-
tements,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In der Entscheidung 93/522/EWG der Kommission vom
30. September 1993 zur Festlegung der für eine Finan-
zierung durch die Gemeinschaft in Betracht kommenden
Maßnahmen im Rahmen der Programme zur
Bekämpfung der Schadorganismen von Pflanzen und
pflanzlichen Erzeugnissen in den französischen übersee-
ischen Departements sowie auf den Azoren und
Madeira (2), zuletzt geändert durch die Entscheidung 96/
633/EG (3), sind die Maßnahmen festgelegt, die für eine
Finanzierung durch die Gemeinschaft im Rahmen der
Programme zur Bekämpfung der Schadorganismen von
Pflanzen und pflanzlichen Erzeugnissen in den franzö-
sischen überseeischen Departements sowie auf den
Azoren und Madeira in Betracht kommen.

(2) Die spezifischen Anbaubedingungen in den franzö-
sischen überseeischen Departements erfordern besondere
Berücksichtigung. Maßnahmen im Bereich der pflanz-
lichen Erzeugung, insbesondere Maßnahmen für die
Pflanzengesundheit, müssen in diesen Regionen getroffen
oder verstärkt werden.

(3) Die für die Pflanzengesundheit zu treffenden oder zu
verstärkenden Maßnahmen sind sehr kostenintensiv.

(4) Die zuständigen französischen Behörden haben der
Kommission ein Maßnahmenprogramm vorgelegt. Darin
sind die Zielvorgaben, die geplanten Maßnahmen sowie
deren Dauer und Kosten im Hinblick auf einen mög-
lichen finanziellen Beitrag der Gemeinschaft angeführt.

(5) Gemäß Artikel 20 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr.
1452/2001 kann die finanzielle Beteiligung der Gemein-
schaft bis zu 60 % der förderfähigen Ausgaben ausma-
chen; sie darf sich jedoch nicht auf Schutzmaßnahmen
für Bananen erstrecken.

(6) Die in diesem Programm vorgesehenen Maßnahmen
dürfen sich nicht mit den Pflanzenschutzmaßnahmen in
den französischen überseeischen Departements über-
schneiden, die in den Programmplanungsdokumenten
für den Zeitraum 2000-2006 in Anwendung der Verord-
nungen (EG) Nr. 1257/1999 (4) und (EG) Nr. 1260/
1999 (5) des Rates vorgesehen sind.

(7) Die in diesem Programm vorgesehenen Maßnahmen
dürfen sich nicht mit den im Rahmenprogramm der
Europäischen Gemeinschaft für Forschung und tech-
nische Entwicklung festgelegten Aktionen über-
schneiden.

(8) Gemäß Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr.
1258/1999 des Rates (6) werden Veterinär- und Pflanzen-
schutzmaßnahmen, die nach Gemeinschaftsvorschriften
durchgeführt werden, aus dem Europäischen Ausrich-
tungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft, Abtei-
lung Garantie, finanziert. Zum Zweck der Finanzkon-
trolle gelten die Artikel 8 und 9 der vorgenannten
Verordnung.

(9) Aufgrund der von Frankreich vorgelegten fachlichen
Angaben war es dem Ständigen Ausschuss für Pflanzen-
schutz möglich, eine genaue und umfassende Bewertung
durchzuführen.

(10) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen
Ausschusses für Pflanzenschutz —
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HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft an dem amtlichen
Programm zur Bekämpfung von Schadorganismen der Pflanzen
und pflanzlichen Erzeugnisse in den französischen übersee-
ischen Departements, das von Frankreich für das Jahr 2002
vorgelegt wurde, wird genehmigt.

Artikel 2

Das amtliche Programm umfasst vier Teilprogramme:

1. Teilprogramm der Schädlingsrisikoanalyse für Schadorga-
nismen, die in den französischen überseeischen Departe-
ments (Martinique, Guadeloupe, Guyana, Réunion)
auftreten;

2. Teilprogramm für das Departement Martinique mit
folgenden zwei Maßnahmen:
— Bewertung der Pflanzengesundheit und Diagnose,
— Information und Diskussion mit den betroffenen Kreisen,

um das Auftreten, die Einschleppung und die Verbrei-
tung von Schadorganismen zu verhüten,

3. Teilprogramm für das Departement Guadeloupe mit
folgenden zwei Maßnahmen:
— Bewertung der Pflanzengesundheit und Diagnose,
— Unterstützung bei der Bekämpfung der Schadorga-

nismen,

4. Teilprogramm für das Departement Guyana mit folgender
Maßnahme:
— Bewertung der Pflanzengesundheit und Diagnose, gute

landwirtschaftliche Praktiken.

Artikel 3

Die finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft an dem von Frank-
reich für 2002 vorgelegten Programm beträgt 60 % der
Ausgaben, die gemäß der Entscheidung 93/522/EWG
förderfähig sind, und beläuft sich auf höchstens 200 000 EUR
(ohne MwSt.).

Der Kosten- und Finanzplan des Programms ist Anhang I dieser
Entscheidung zu entnehmen.

Artikel 4

Frankreich erhält einen Vorschuss von 100 000 EUR.

Artikel 5

(1) Die finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft bezieht sich
auf Ausgaben für förderfähige Maßnahmen dieses Programms,
für das Frankreich Vorschriften erlässt und für das die erforder-
lichen Mittelbindungen zwischen dem 1. Oktober und 31.
Dezember 2002 vorgenommen werden.

(2) Bei Zahlungen im Zusammenhang mit den Maßnahmen,
die von den französischen Behörden nach dem 30. September
2003 getätigt werden, erlischt der Anspruch auf die Gemein-
schaftsfinanzierung.

(3) Abweichend von Absatz 2 wird eine Gemeinschaftsfinan-
zierung für Zahlungen gewährt, für die die zuständigen
Behörden vor dem 30. September 2003 einen entsprechend
begründeten Antrag auf Fristverlängerung gestellt haben.

Artikel 6

Frankreich sorgt dafür, dass die in Anhang II enthaltenen
Bestimmungen bezüglich der Finanzierung des Programms, der
Beachtung der Gemeinschaftspolitiken und der Informationen
eingehalten werden.

Artikel 7

Alle öffentlichen Aufträge für Investitionen im Rahmen dieser
Entscheidung unterliegen dem Gemeinschaftsrecht.

Artikel 8

Diese Entscheidung ist an die Französische Republik gerichtet.

Brüssel, den 26. November 2002

Für die Kommission
David BYRNE

Mitglied der Kommission
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ANHANG I

FINANZPLAN FÜR 2002

(in EUR)

Förderfähige Ausgaben 2002

EG National Gesamt

Schädlingsrisikoanalyse 100 000 66 833 166 833

Martinique 37 000 25 000 62 000

Guadeloupe 37 000 24 000 61 000

Guyana 26 000 17 500 43 500

Insgesamt 200 000 133 333 333 333
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ANHANG II

I. BESTIMMUNGEN FÜR DIE DURCHFÜHRUNG DES PROGRAMMS

A. DURCHFÜHRUNGSBESTIMMUNGEN FÜR DIE FINANZIERUNG

1. Die Kommission beabsichtigt, das Programm in enger Zusammenarbeit mit den zuständigen Behörden durchzu-
führen. In Übereinstimmung mit dem Programm sind die nachstehend angeführten Behörden zuständig.

Mittelbindung und Zahlungen

2. Frankreich stellt sicher, dass alle öffentlichen und privaten Einrichtungen, die an der Verwaltung und der Durch-
führung der von der Gemeinschaft kofinanzierten Maßnahmen beteiligt sind, über alle Transaktionen in geeigneter
Weise Buch führen, um die Überprüfung der Ausgaben durch die Gemeinschaft und die nationalen Kontroll-
behörden zu erleichtern.

3. Die erste Mittelbindung erfolgt auf der Grundlage eines indikativen Finanzierungsplans für die Dauer eines Jahres.

4. Der Restbetrag wird ausgezahlt, nachdem die Kommission einen Abschlussbericht und eine genaue Aufstellung
der entstandenen Gesamtkosten erhalten und den Bericht genehmigt hat.

Für die Programmdurchführung zuständige Behörden

— Für die Zentralverwaltung:
Ministère de l'agriculture, de l'alimentation, de la pêche et des affaires rurales
Direction générale de l'alimentation
Sous-direction de la protection des végétaux
251, rue de Vaugirard
F-75732 Paris Cedex

— Für die örtlichen Verwaltungen:
— Guadeloupe:

Ministère de l'agriculture, de l'alimentation, de la pêche et des affaires rurales
Direction de l'agriculture et de la forêt
Jardin Botanique
F-97169 Basse-Terre Cedex

— Martinique:
Ministère de l'agriculture, de l'alimentation, de la pêche et des affaires rurales
Direction de l'agriculture et de la forêt
Jardin Desclieux
BP 642
F-97262 Fort-de-France Cedex

— Guyana:
Ministère de l'agriculture, de l'alimentation, de la pêche et des affaires rurales
Direction de l'agriculture et de la forêt
Cité Rebard
BP 5002
F-97305 Cayenne Cedex

— La Réunion:
Ministère de l'agriculture, de l'alimentation, de la pêche et des affaires rurales
Direction de l'agriculture et de la forêt
Parc de la Providence
F-97489 Saint-Denis-de-la-Réunion Cedex

5. Der Kommission ist eine Aufstellung der tatsächlich getätigten Ausgaben vorzulegen, die nach Art der
Maßnahmen oder Teilprogrammen aufgeschlüsselt ist, so dass der Zusammenhang zwischen dem indikativen
Finanzierungsplan und den tatsächlich getätigten Ausgaben ersichtlich ist. Wenn Frankreich eine geeignete EDV-
Buchführung unterhält, wird diese anerkannt.

6. Alle von der Gemeinschaft im Rahmen dieser Entscheidung gewährten Beihilfezahlungen werden an die von
Frankreich benannte Behörde, die gegebenenfalls auch für die Rückzahlung von zu viel gezahlten Beträgen an die
Gemeinschaft verantwortlich ist, überwiesen.

7. Die Zahlungen werden auf das folgende Konto überwiesen:

Ministère de l'économie, des finances et de l'industrie
Direction de la comptabilité publique
Agence comptable centrale du Trésor
139, rue de Bercy
F-75572 Paris Cedex 12
No E 478 98 Divers
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Finanzkontrolle

8. Die Kommission oder der Rechnungshof können Kontrollen durchführen, falls sie dies für erforderlich erachten.
Frankreich und die Kommission übermitteln einander unverzüglich alle sachdienlichen Informationen über die
Ergebnisse etwaiger Kontrollen.

9. Nach der letzten Zahlung für Maßnahmen, für die eine Gemeinschaftsbeteiligung gewährt wurde, hält die für die
Durchführung zuständige Behörde sämtliche Belege über Ausgaben im Zusammenhang mit diesen Maßnahmen
drei Jahre lang für die Kommission zur Verfügung.

Kürzung, Aussetzung und Streichung der Gemeinschaftsbeteiligung

10. Frankreich erklärt, dass die Gemeinschaftsmittel für die vorgesehenen Zwecke verwendet werden. Wird eine
Maßnahme so ausgeführt, dass nur ein Teil der gewährten finanziellen Beteiligung gerechtfertigt erscheint, so
fordert die Kommission den fälligen Betrag unverzüglich zurück. In Streitfällen prüft die Kommission den Fall
und fordert Frankreich oder die von Frankreich für die Programmdurchführung benannten Behörden auf, sich
innerhalb von zwei Monaten zu äußern.

11. Die Kommission kann die Gemeinschaftsbeteiligung an einer Maßnahme kürzen oder aussetzen, wenn durch die
Prüfung bestätigt wird, dass eine Unregelmäßigkeit, insbesondere eine erhebliche Änderung der Art oder der
Durchführungsbedingungen der Maßnahme vorliegt und diese Änderung der Kommission nicht zur Genehmi-
gung unterbreitet wurde.

Rückforderung zu Unrecht gezahlter Beträge

12. Alle zu Unrecht gezahlten Beträge sind von der unter Nummer 8 genannten Behörde an die Gemeinschaft
zurückzuzahlen. Auf Beträge, die nicht zurückgezahlt werden, können Verzugszinsen erhoben werden. Zahlt die
unter Nummer 8 genannte Behörde einen fälligen Betrag aus irgendeinem Grund nicht an die Gemeinschaft
zurück, so ist Frankreich zur Rückzahlung an die Kommission verpflichtet.

Verhinderung und Aufdeckung von Unregelmäßigkeiten

13. Die Partner (Frankreich und die französischen Lokalbehörden oder Vertragsnehmer) halten sich an einen von
Frankreich erstellten Verhaltenskodex, um sicherzustellen, dass Unregelmäßigkeiten im Zusammenhang mit der
Gemeinschaftsbeteiligung an dem Programm aufgedeckt werden. Frankreich trägt Sorge, dass:

— geeignete Vorkehrungen getroffen werden,

— Beträge, die aufgrund von Unregelmäßigkeiten zu Unrecht gezahlt wurden, zurückgezahlt werden,

— Maßnahmen zur Verhinderung von Unregelmäßigkeiten getroffen werden.

B. BEGLEITUNG UND BEWERTUNG

B.I. Begleitausschuss

1. Einsetzung

Unabhängig von der Finanzierung dieser Maßnahmen wird ein Begleitausschuss für das Programm einge-
setzt, der aus Vertretern Frankreichs und der Kommission besteht. Er überprüft regelmäßig die Durchführung
des Programms und schlägt gegebenenfalls die notwendigen Anpassungen vor.

2. Der Begleitausschuss gibt sich spätestens einen Monat, nachdem Frankreich die vorliegende Entscheidung
bekannt gegeben wurde, eine eigene Geschäftsordnung.

3. Zuständigkeit des Begleitausschusses

Der Ausschuss

— überprüft allgemein, ob das Programm unter besonderer Berücksichtigung der angestrebten Ziele
zufrieden stellend abgewickelt wird. Seine Zuständigkeit erstreckt sich auf die Maßnahmen, für die
Gemeinschaftsmittel gewährt werden. Er überwacht die Einhaltung der Rechtsvorschriften und der
Vorschriften, die die Förderfähigkeit von Maßnahmen und Vorhaben betreffen;

— äußert sich aufgrund von Informationen über die Auswahl bereits genehmigter und durchgeführter
Vorhaben zu den im Programm vorgesehenen Auswahlkriterien;

— schlägt Maßnahmen für eine schnellere Programmdurchführung vor, wenn die zwischenzeitlichen Indika-
toren für die Begleitung und Bewertung auf Verzögerungen schließen lassen;

— kann in Abstimmung mit dem (den) Vertreter(n) der Kommission Anpassungen der Finanzierungspläne
vornehmen, die je Teilprogramm oder Maßnahme 15 % der Gemeinschaftsbeteiligung für den gesamten
Zeitraum bzw. 20 % für das Haushaltsjahr und den im Programm vorgesehenen Gesamtbetrag nicht
überschreiten. Die wichtigsten Ziele des Programms dürfen damit nicht in Frage gestellt werden;

— nimmt zu den Anpassungen, die der Kommission vorgeschlagen werden, Stellung;

— gibt zu den im Programm vorgesehenen Vorhaben über technische Hilfe eine Stellungnahme ab;
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— erarbeitet eine Stellungnahme zum Abschlussbericht,

— informiert den Ständigen Ausschuss für Pflanzenschutz regelmäßig, d. h. mindestens zweimal während
des entsprechenden Zeitraums, über den Programmfortgang und den Stand der Ausgaben.

B.II. Begleitung und Bewertung des Programms während der Durchführung (laufende Begleitung und
Bewertung)

1. Die für die Durchführung zuständige nationale Stelle wird außerdem mit der laufenden Begleitung und
Bewertung des Programms beauftragt.

2. Die „laufende Begleitung“ betrifft eine systematische Information über den Programmfortgang und bezieht
sich auf die im Programm enthaltenen Maßnahmen. Sie erfolgt aufgrund finanzieller und materieller Indika-
toren, die den Abgleich der Ausgaben für eine Maßnahme und der zuvor festgelegten materiellen Indikatoren
ermöglichen, und macht so den Stand der Maßnahmendurchführung ersichtlich.

3. Die laufende Bewertung umfasst die Analyse der quantitativen Ergebnisse der Durchführung aufgrund von
operationellen, rechtlichen und verfahrenstechnischen Erwägungen. Damit soll sichergestellt werden, dass die
Maßnahmen mit den Zielen des Programms übereinstimmen.

Durchführungsber icht und Programmbewertung

4. Frankreich teilt der Kommission spätestens einen Monat nach Annahme des Programms die Bezeichnung der
für die Ausarbeitung und Vorlage des Abschlussberichts zuständigen Behörde mit.

Der Abschlussbericht enthält eine kurzgefasste Bewertung des gesamten Programms (Erreichung der mate-
riellen und qualitativen Ziele und Fortschritte) und eine Beurteilung der direkten Auswirkungen des
Programms auf die Pflanzengesundheit und Wirtschaft.

Die zuständige Behörde legt der Kommission den Abschlussbericht über dieses Programm spätestens am 30.
September 2003 vor. Anschließend wird er so schnell wie möglich dem Ständigen Ausschuss für Pflanzen-
schutz unterbreitet.

5. Die Kommission kann gemeinsam mit Frankreich einen unabhängigen Bewerter bestellen, der auf der Grund-
lage der laufenden Begleitung die unter Nummer 3 beschriebene laufende Bewertung vornimmt. Er kann,
ausgehend von den Schwierigkeiten, die sich bei der Durchführung ergeben, Vorschläge zur Anpassung der
Teilprogramme und/oder Maßnahmen sowie Änderungen der Auswahlkriterien vorschlagen. Auf der Grund-
lage der Begleitung der Programmverwaltung nimmt er Stellung zu den zu treffenden Verwaltungsmaß-
nahmen.

C. INFORMATION UND ÖFFENTLICHKEITSARBEIT

Die für das Programm zuständige Stelle sorgt dafür, dass bezüglich der einschlägigen Maßnahmen eine angemessene
Öffentlichkeitsarbeit geleistet wird.

Dazu gehören insbesondere:

— Information der möglichen Begünstigten und der Berufsverbände über die Möglichkeiten, die sich aus diesen
Maßnahmen ergeben,

— Sensibilisierung der Öffentlichkeit zur Rolle der Gemeinschaft im Zusammenhang mit diesem Programm.

Frankreich und die für die Durchführung zuständige Stelle teilen der Kommission, eventuell über den Begleitaus-
schuss, die diesbezüglich geplanten Maßnahmen mit. Sie unterrichten die Kommission regelmäßig über alle zur Infor-
mation und Öffentlichkeitsarbeit getroffenen Maßnahmen entweder durch einen abschließenden Bericht oder über
den Begleitausschuss.

Die nationalen Rechtsvorschriften in Bezug auf Vertraulichkeit der Daten werden eingehalten.

II. ÜBEREINSTIMMUNG MIT DEN GEMEINSCHAFTSPOLITIKEN

Das Programm wird gemäß den Bestimmungen über die Koordinierung und die Einhaltung der Gemeinschaftspolitiken
durchgeführt. Frankreich stellt die folgenden Informationen zur Verfügung:

1. Vergabe von öffentlichen Aufträgen

Der Fragebogen „öffentliche Aufträge“ (1) muss für folgende Aufträge ausgefüllt werden:
— alle öffentlichen Aufträge, die die in den Richtlinien „öffentliche Lieferaufträge“ und „öffentliche Bauaufträge“

genannten Schwellenwerte überschreiten und von den öffentlichen Auftraggebern im Sinne dieser Richtlinien
vergeben werden und nicht unter eine der darin vorgesehenen Befreiungen fallen,

— alle öffentlichen Aufträge, die diese Schwellenwerte nicht überschreiten, wenn sie Lose für ein einziges Bauwerk
oder gleichartige Lieferungen betreffen, deren Wert oberhalb der jeweiligen Schwelle liegt. Ein „Bauwerk“ ist das
Ergebnis einer Gesamtheit von Hoch- und Tiefbauarbeiten und erfüllt als solches eine wirtschaftliche oder techni-
sche Funktion.

Es gelten die Schwellenwerte, die am Tag der Notifizierung dieser Entscheidung bestehen.
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2. Umweltschutz

a) Allgemeine Informationen:

— Beschreibung der wichtigsten Umweltgegebenheiten und -probleme der betreffenden Region, unter anderem
mit Beschreibung der wichtigen Schutzgebiete (Gebiete mit empfindlicher Umwelt);

— umfassende Beschreibung der wichtigsten positiven und negativen Auswirkungen, die das Programm ange-
sichts der geplanten Investitionen auf die Umwelt haben kann;

— Beschreibung der geplanten Maßnahmen, durch die mögliche negative Auswirkungen auf die Umwelt verhin-
dert, gemildert oder ausgeglichen werden können;

— Bericht über die Ergebnisse von Beratungen mit den zuständigen Umweltbehörden (Stellungnahme des
Umweltministeriums oder des zuständigen Ministeriums) und etwaiger Anhörungen der betroffenen Öffent-
lichkeit.

b) Beschreibung der geplanten Maßnahmen:

Bei Maßnahmen des Programms, die wesentliche negative Auswirkungen auf die Umwelt haben können:
— sind die Verfahren zu nennen, nach denen die einzelnen Vorhaben bei der Programmdurchführung bewertet

werden,

— sind die Vorkehrungen zu beschreiben, die zur Überwachung der bei der Programmdurchführung entste-
henden Auswirkungen auf die Umwelt, zur Bewertung der Ergebnisse, Verhinderung, Eindämmung oder Behe-
bung negativer Auswirkungen geplant werden.
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION
vom 28. November 2002

zur Änderung der Entscheidung 2002/69/EG über Schutzmaßnahmen betreffend aus China einge-
führte Erzeugnisse tierischen Ursprungs

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2002) 4583)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2002/933/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 97/78/EG des Rates vom 18.
Dezember 1997 zur Festlegung von Grundregeln für die Vete-
rinärkontrollen von aus Drittländern in die Gemeinschaft einge-
führten Erzeugnissen (1), insbesondere auf Artikel 22 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Entscheidung 2002/69/EG der Kommission (2),
zuletzt geändert durch die Entscheidung 2002/768/
EG (3), wurde erlassen, nachdem bei einem Kontrollbe-
such von Sachverständigen der Gemeinschaft in China
beträchtliche Mängel hinsichtlich der Regelung veterinär-
medizinischer Fragen und des Rückstandskontrollsystems
bei lebenden Tieren und tierischen Erzeugnissen sowie
das Vorkommen von Schadstoffrückständen, einschließ-
lich Chloramphenicol, in zur menschlichen Ernährung
oder Tierfütterung bestimmten Erzeugnissen festgestellt
wurden, was zu einer Gefährdung der Gesundheit von
Mensch und Tier führen kann.

(2) Die Entscheidung 2002/69/EG sollte auf der Grundlage
der von den zuständigen chinesischen Behörden über-
mittelten Informationen und der Ergebnisse der
verstärkten Kontrollen und Untersuchungen von vor
dem 14. März 2002 eingeführten Lieferungen durch die
Mitgliedstaaten sowie erforderlichenfalls der Ergebnisse
eines erneuten Kontrollbesuchs vor Ort durch die Sach-
verständigen der Gemeinschaft überprüft werden.

(3) Aufgrund der von den chinesischen Behörden übermit-
telten Angaben über die Kontrolle und die Erzeugungs-
bedingungen bei Krebsen der Art Procambrus clarkii und
bei Surimi aus den in der Entscheidung 2002/69/EG
aufgeführten Fischarten sind Einfuhren dieser Erzeug-
nisse aus China zu erlauben. Da jedoch in Surimi und

Krebsen Chloramphenicol nachgewiesen wurde, müssen
die Einfuhren dieser Erzeugnisse, um ihre Unbedenklich-
keit zu gewährleisten, bei 20 % der an den Grenzkon-
trollstellen der Gemeinschaft eintreffenden Sendungen
verstärkten Kontrollen und Untersuchungen unterzogen
werden.

(4) Die Entscheidung 2002/69/EG ist daher entsprechend zu
ändern.

(5) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen
Ausschusses für die Lebensmittelkette und die Tierge-
sundheit —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Anhang II der Entscheidung 2002/69/EG wird durch den Text
im Anhang dieser Entscheidung ersetzt.

Artikel 2

Diese Entscheidung gilt ab dem 2. Dezember 2002.

Artikel 3

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 28. November 2002

Für die Kommission
David BYRNE

Mitglied der Kommission
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ANHANG

„ANHANG II

Liste der Erzeugnisse tierischen Ursprungs, die zur menschlichen Ernährung oder Tierfütterung bestimmt sind
und in die Gemeinschaft eingeführt werden dürfen, nachdem sie einer chemischen Untersuchung gemäß

Artikel 3 unterzogen worden sind

— Naturdärme

— Krebse der Art Procambrus clarkii, in natürlichem Süßwasser gefischt

— Surimi aus den in Anhang I aufgelisteten zugelassenen Fischarten“
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION
vom 28. November 2002

zur Genehmigung der TSE-Überwachungsprogramme bestimmter Mitgliedstaaten für das Jahr 2003
und zur Festsetzung der Finanzhilfe der Gemeinschaft

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2002) 4592)

(2002/934/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Entscheidung 90/424/EWG des Rates vom 26.
Juni 1990 über bestimmte Ausgaben im Veterinärbereich (1),
zuletzt geändert durch die Entscheidung 2001/572/EG (2),
insbesondere auf Artikel 24 Absatz 6,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß der Entscheidung 90/424/EWG kann für die
Tilgung und Überwachung bestimmter Tierseuchen eine
Finanzhilfe der Gemeinschaft gewährt werden.

(2) Bestimmte Mitgliedstaaten haben für das Jahr 2003
Programme zur Überwachung der transmissiblen spongi-
formen Enzephalopathien (TSE) bei Rindern, Schafen
und Ziegen vorgelegt.

(3) Die Prüfung der von den betroffenen Mitgliedstaaten
vorgelegten Programme zur Überwachung der TSE („BE-
Überwachungsprogramme“) hat ergeben, dass sie die
Kriterien der Entscheidung 90/638/EWG des Rates über
Gemeinschaftskriterien für Maßnahmen zur Tilgung und
Überwachung bestimmter Tierseuchen (3), zuletzt
geändert durch die Richtlinie 92/65/EWG (4), erfüllen.

(4) Diese Programme sind in dem mit der Entscheidung
2002/798/EG der Kommission (5) aufgestellten
Verzeichnis der für eine finanzielle Beteiligung der
Gemeinschaft im Jahre 2003 prioritär in Frage
kommenden Tilgungs- und Überwachungsprogramme
aufgeführt.

(5) Mit der Verordnung (EG) Nr. 999/2001 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2001 mit
Vorschriften zur Verhütung, Kontrolle und Tilgung
bestimmter transmissibler spongiformer Enzephalopa-
thien (TSE) (6), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 1494/2002 der Kommission (7), werden
jährliche Programme zur Überwachung von TSE bei
Rindern, Schafen und Ziegen festgelegt.

(6) Angesichts der Bedeutung der TSE-Überwachungspro-
gramme für die Verwirklichung der Ziele der Gemein-
schaft im Bereich Gesundheit von Mensch und Tier ist es
in diesem Falle angezeigt, die Kosten, die in den betrof-
fenen Mitgliedstaaten für die Anschaffung von Testkits

und Reagenzien entstehen, bis zu einem festgesetzten
Höchstbetrag je Testkit und je TSE-Überwachungspro-
gramm zu 100 % zu erstatten.

(7) Die Verordnung (EG) Nr. 1258/1999 des Rates vom 17.
Mai 1999 über die Finanzierung der Gemeinsamen
Agrarpolitik (8) sieht vor, dass Programme zur Überwa-
chung und Tilgung von Tierseuchen über die Abteilung
Garantie des Europäischen Ausrichtungs- und Garantie-
fonds für die Landwirtschaft finanziert werden. Für die
Finanzkontrolle gelten die Artikel 8 und 9 der Verord-
nung (EG) Nr. 1258/1999.

(8) Die Finanzhilfe sollte nur unter der Voraussetzung
gewährt werden, dass die TSE-Überwachungsprogramme
wirksam durchgeführt werden und die betroffenen
Mitgliedstaaten alle erforderlichen Angaben fristgerecht
übermitteln.

(9) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen
Ausschusses für die Lebensmittelkette und Tiergesund-
heit —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Das von Belgien vorgelegte TSE-Überwachungspro-
gramm wird mit Laufzeit vom 1. Januar 2003 bis 31.
Dezember 2003 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf einen
Höchstbetrag von 4 719 000 EUR festgesetzt.

Artikel 2

(1) Das von Dänemark vorgelegte TSE-Überwachungspro-
gramm wird mit Laufzeit vom 1. Januar 2003 bis 31.
Dezember 2003 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf einen
Höchstbetrag von 2 977 000 EUR festgesetzt.

Artikel 3

(1) Das von Deutschland vorgelegte TSE-Überwachungspro-
gramm wird mit Laufzeit vom 1. Januar 2003 bis 31.
Dezember 2003 genehmigt.
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(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf einen
Höchstbetrag von 20 723 000 EUR festgesetzt.

Artikel 4

(1) Das von Griechenland vorgelegte TSE-Überwachungspro-
gramm wird mit Laufzeit vom 1. Januar 2003 bis 31.
Dezember 2003 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf einen
Höchstbetrag von 975 000 EUR festgesetzt.

Artikel 5

(1) Das von Spanien vorgelegte TSE-Überwachungspro-
gramm wird mit Laufzeit vom 1. Januar 2003 bis 31.
Dezember 2003 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf einen
Höchstbetrag von 5 984 000 EUR festgesetzt.

Artikel 6

(1) Das von Frankreich vorgelegte TSE-Überwachungspro-
gramm wird mit Laufzeit vom 1. Januar 2003 bis 31.
Dezember 2003 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf einen
Höchstbetrag von 30 554 000 EUR festgesetzt.

Artikel 7

(1) Das von Irland vorgelegte TSE-Überwachungsprogramm
wird mit Laufzeit vom 1. Januar 2003 bis 31. Dezember 2003
genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf einen
Höchstbetrag von 9 577 000 EUR festgesetzt.

Artikel 8

(1) Das von Italien vorgelegte TSE-Überwachungsprogramm
wird mit Laufzeit vom 1. Januar 2003 bis 31. Dezember 2003
genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf einen
Höchstbetrag von 6 952 000 EUR festgesetzt.

Artikel 9

(1) Das von Luxemburg vorgelegte TSE-Überwachungspro-
gramm wird mit Laufzeit vom 1. Januar 2003 bis 31.
Dezember 2003 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf einen
Höchstbetrag von 198 000 EUR festgesetzt.

Artikel 10

(1) Das von den Niederlanden vorgelegte TSE-Überwa-
chungsprogramm wird mit Laufzeit vom 1. Januar 2003 bis
31. Dezember 2003 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf einen
Höchstbetrag von 6 312 000 EUR festgesetzt.

Artikel 11

(1) Das von Österreich vorgelegte TSE-Überwachungspro-
gramm wird mit Laufzeit vom 1. Januar 2003 bis 31.
Dezember 2003 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf einen
Höchstbetrag von 2 455 000 EUR festgesetzt.

Artikel 12

(1) Das von Portugal vorgelegte TSE-Überwachungspro-
gramm wird mit Laufzeit vom 1. Januar 2003 bis 31.
Dezember 2003 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf einen
Höchstbetrag von 1 059 000 EUR festgesetzt.

Artikel 13

(1) Das von Finnland vorgelegte TSE-Überwachungspro-
gramm wird mit Laufzeit vom 1. Januar 2003 bis 31.
Dezember 2003 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf einen
Höchstbetrag von 1 402 000 EUR festgesetzt.

Artikel 14

(1) Das von Schweden vorgelegte TSE-Überwachungspro-
gramm wird mit Laufzeit vom 1. Januar 2003 bis 31.
Dezember 2003 genehmigt.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird auf einen
Höchstbetrag von 440 000 EUR festgesetzt.

Artikel 15

Die Gemeinschaft erstattet 100 % der Kosten (ausschließlich
Mehrwertsteuer) für die Anschaffung von Testkits und Reagen-
zien von bis zu 10,50 EUR je Test, die den Mitgliedstaaten im
Rahmen der in Artikel 1 bis 14 genannten TSE-Überwachungs-
programme bei den zwischen dem 1. Januar und dem 31.
Dezember 2003 an Tieren gemäß Anhang III zur Verordnung
(EG) Nr. 999/2001 durchgeführten Tests entstehen.

Artikel 16

(1) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft für die in den Artikeln
1 bis 14 genannten TSE-Überwachungsprogramme wird unter
der Voraussetzung gewährt, dass sie entsprechend den Bestim-
mungen des Gemeinschaftsrechts, einschließlich der
Vorschriften über Wettbewerb und die Vergabe öffentlicher
Aufträge, durchgeführt werden und dass

a) bis 1. Januar 2003 die zur Durchführung des TSE-Überwa-
chungsprogramms erforderlichen Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften in Kraft gesetzt werden;

b) der Kommission jeden Monat, und zwar innerhalb von vier
Wochen nach Ablauf des jeweiligen Monats, ein Bericht
über den Stand der Durchführung des TSE-Überwachungs-
programms und die entsprechenden Kosten übermittelt
wird;

c) bis spätestens 1. Juni 2004 ein Schlussbericht, einschließlich
Kostenbelegen und Ergebnisnachweisen, über die technische
Durchführung des TSE-Überwachungsprogramms im
Bezugszeitraum 1. Januar bis 31. Dezember 2003 übermit-
telt wird;

d) das TSE-Überwachungsprogramm ordnungsgemäß durchge-
führt wurde.
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(2) Erfüllt der Mitgliedstaat diese Bestimmungen nicht, verringert die Kommission die Finanzhilfe der
Gemeinschaft entsprechend der Art und Schwere des Verstoßes sowie des finanziellen Verlustes für die
Gemeinschaft.

Artikel 17

Diese Entscheidung gilt ab 1. Januar 2003.

Artikel 18

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 28. November 2002

Für die Kommission
David BYRNE

Mitglied der Kommission
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BERICHTIGUNGEN

Berichtigung der Gemeinsamen Aktion 2002/921/GASP des Rates vom 25. November 2002 zur Verlängerung
des Mandats der Überwachungsmission der Europäischen Union

(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften L 321 vom 26. November 2002)

Auf der Umschlagseite sowie auf Seite 51, Titel der Gemeinsamen Aktion, sowie in der Schlussformel auf Seite 52:

anstatt: „25. November 2002“
muss es heißen: „26. November 2002“;

auf Seite 52, in der Unterschrift:

anstatt: „Im Namen des Rates
Der Präsident
T. PEDERSEN“

muss es heißen: „Im Namen des Rates
Der Präsident
B. BENDTSEN“.
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Berichtigung des Beschlusses 2002/922/GASP des Rates vom 25. November 2002 über die Verlängerung des
Mandats des Missionsleiters der Überwachungsmission der Europäischen Union (EUMM)

(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften L 321 vom 26. November 2002)

Auf der Umschlagseite sowie auf Seite 53, Titel des Beschlusses, zweiter Bezugsvermerk sowie in der Schlussformel:

anstatt: „25. November 2002“
muss es heißen: „26. November 2002“;

auf Seite 53, in der Unterschrift:

anstatt: „Im Namen des Rates
Der Präsident
T. PEDERSEN“

muss es heißen: „Im Namen des Rates
Der Präsident
B. BENDTSEN“.
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